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Vorw ort  ( Knopp)  
 

 

„Wir sind Rechtsstaat “ , so lautet  das Mot to einer bundesweiten Kam pagne 
des Bundesm inister ium s für Just iz-  und Verbraucherschutz, die am  20. Sep-
tem ber 2019 gestartet  worden ist  m it  dem  Ziel, die Bedeutung des dem o-
krat ischen Rechtsstaats wieder stärker ins Bewusstsein der Bürger zu rü-
cken. Unter besagtem  Mot to werden Meinungs- , Versam m lungs-  und Reli-
gionsfreiheit , aber auch Chancengleichheit  und Schutz vor Diskr im inierung 
them at isiert , wodurch laut  dem  zuständigen Bundesm inister ium  auch zu-
gleich der Schwerpunkt  der Kam pagne, die Grundrechte, verdeut licht  
werde. 
 
Die Berecht igung dieser Kam pagne ergibt  sich dabei aus zwischenzeit lich 
vielfält igen und teilweise erheblichen Gefährdungen des deutschen Rechts-
staats, auf die im  Einzelnen noch in dieser Publikat ion einzugehen sein wird. 
Bem erkenswert  ist  aber, dass die I nit iat ive für ein solches Vorhaben von 
einem  Minister ium  ausgeht , das der Exekut ive zugehörig ist , welche durch 
die ihr zuzuordnenden polit ischen Entscheider, „ inst itut ionell“  ausgedrückt  
insbesondere durch die Bundesregierung und die Landesregierungen, be-
sagte Gefährdungen selbst  verursacht  haben bzw. hierfür verantwort lich 
zeichnen. Überlagert  wird das facet tenreiche Gefährdungspotenzial in den 
verschiedenen Lebensbereichen aktuell durch die Corona-Krise, für die es 
laut  Bundeskanzler in kein histor isches Vorbild in Deutschland gibt , was 
grundsätzlich auch so zut reffend ist  und welche die Welt  in ihren Grundfes-
ten erschüt tert . Die von „Corona“  verursachten Problem e t reffen in das 
„Herz“  des deutschen Rechtsstaats, um  es einm al etwas pathet isch, in der 
Sache aber durchaus angem essen, zu form ulieren. I nsbesondere die „Säu-
len“  des Rechtsstaats, die Grundrechte, stehen vor einer elem entaren Be-
währungsprobe, wenn es darum  geht , polit ische Entscheidungen, jeweils 
ausgerichtet  an der konkreten Krisenentwicklung, zu t reffen, welche in 
grundgesetzlich verbürgte Schutzbereiche der Bürger m assiv eingreifen. 
 
Der frühere Präsident  des Bundesverfassungsgerichts und renom m ierte 
Staatsrecht ler Hans-Jürgen Papier  hat  in einem  Interview (Süddt . Zeitung 
vom  2. April 2020)  in diesem  Zusam m enhang zu Recht  vor einer „Erosion 
des Rechtsstaats“  gewarnt , eine begriffliche Wahl, die das Dilem m a zielge-
nau beschreibt , weshalb es auch gestat tet  sei,  diese Aussage Papiers als 
Teil des Titels der vor liegenden Publikat ion zu verwenden, da sie sich zent ral 
m it  Sachverhalten beschäft igt , die den Rechtsstaat  m assiv gefährden und 
som it  „erosionsfördernd“  wirken. 
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Diese Publikat ion erhebt  zunächst  nicht  den Anspruch, eine wissenschaft li-
che Studie o.Ä. i.e.S. zu sein. Gleichwohl ist  es erforderlich, zur Darstellung 
und Bewertung verschiedener Sachverhalte bzw. Problem bereiche rechts-
wissenschaft liche Grundlagen und Vorgaben, insbesondere aus dem  Grund-
gesetz, etwas näher zu er läutern, um  auch die „Schlaglichter“ , welche eine 
elem entare Krise von Staat  und Gesellschaft  in Zeiten von Corona belegen, 
für den Leser t ransparent  zu m achen. I n diesem  Zusam m enhang wird eine 
auf Corona bezogene Rechtsprechung angeführt , die zeigt , welche zent ralen 
Problem bereiche u.a. durch polit ische Entscheidungen in einer welterschüt -
ternden Krise zutage t reten und wie deutsche Gerichte versuchen, die durch 
gesetzgeberische Maßnahm en verursachten und teilweise t iefgehenden 
Grundrechtseingriffe einer judikat iven Bewertung zuzuführen. 
 
Auf die Aufnahm e eines größeren Fußnotenapparats wurde hier bewusst  
verzichtet , dafür werden aber aus Sicht  des Herausgebers und Verfassers 
der Beit räge unter A. I .  bis I V. wicht ige Fundstellen zu wesent lichen Aussa-
gen, insbesondere zu Rechtsprechung und den ihr zugrundeliegenden zent -
ralen Regelwerken angeführt . 
 
Ziel der Publikat ion ist  es, „m arkante“  Sachverhalte unter besonderer Be-
rücksicht igung der aktuellen und anhaltenden Krisensituat ion durch 
„Corona“ , welche für den deutschen Rechtsstaat  m it  seinen grundgesetzlich 
verbürgten Rechten und Pflichten eine bisher so nie er lebte „Bewährungs-
probe“  ist , darzustellen und zu analysieren bei gleichzeit iger Stellung und 
Beantwortung der Frage, ob nunm ehr bereits ernsthaft  von seiner „Erosion“  
gesprochen werden kann, was eine fatale Entwicklung im  Hinblick auf eine 
beginnende Vernichtung der großen rechtsstaat lichen Errungenschaften in 
Deutschland nach dem  Zweiten Weltkr ieg durch I nkraft t reten des Grundge-
setzes bedeuten würde. Potenzielle Adressaten der Publikat ion sind nicht  
nur Jurist innen und Juristen, sondern auch Vert reter innen und Vert reter an-
derer Fachgebiete, aber ebenso fachlich an der Them at ik interessierte oder 
m it  ihr konfront ierte Leser, die zugleich gern zu einem  krit ischen „Feedback“  
aufgefordert  sind. Manche Textpassagen sind bewusst  etwas „überzeichnet “  
oder „point iert “  gehalten, um  die jeweilige Problem at ik auch noch einm al 
gesondert  hervorzuheben bzw. zu verdeut lichen. Verschiedene Gesichts-
punkte werden vom  Herausgeber und Verfasser auch aus eigenen praxis-
nahen Erfahrungswerten heraus erörtert . 
 
Aufgrund der derzeit  äußerst  „ virulenten“  Entwicklungen im  Zusam m en-
hang m it  „Corona“  wird darauf hingewiesen, dass der Abschluss dieses Ma-
nuskripts zu Beginn der zweiten Julihälfte 2020 erfolgt  ist  und dam it  auch 
nur zu diesem  Zeitpunkt  den bis dahin vorliegenden „Wissensstand“  zu ein-
zelnen Sachverhalten widerspiegelt ,  wobei aufgrund der Kom plexität  und 
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„Facet tenvielfalt “  der Them at ik lediglich „Schlaglichter“  behandelt  werden 
können, zum al die Erkenntnisse um  die Pandem ie-Entwicklung auch stet ig 
fortschreiten und erfolgte (wissenschaft liche)  Annahm en bereits teilweise 
wieder hinfällig m achen. 
 
Die Ausführungen des Herausgebers und Verfassers werden ergänzt  durch 
Beit räge von Ass. iur.  Louisa Linke zu ökonom ischen Folgen der Corona-
Krise sowie von Dr.  Olaf Jürgens zu den m it  ihr verbundenen sozialen „Ver-
werfungen“ . Den jeweiligen Beit rägen ist  ein Literaturverzeichnis beigege-
ben. 
 
Frau Gudrun Schade und Frau Claudia Tippm ann danke ich für die schrift -
technische und „druckreife“  Erstellung des der Publikat ion zugrundeliegen-
den Manuskripts. 
 
Heidelberg/ Cot tbus im  Juli 2020 
 
 
Lothar Knopp  
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A.  Erosion des Rechtsstaats? Befunde außerhalb  von und 

durch  „Corona“ ( Knopp)  
 

 

I . W elt  „aus den Fugen“ 

 
Das 21. Jahrhundert  sieht  sich bisher m it  einer Vielzahl von Krisen globaler, 
europäischer und nat ionaler Tragweite konfront iert  wie kein Jahrhundert  
davor, gerechnet  ab Ende des Zweiten Weltkr iegs und der NS-Herrschaft ,  
wobei die aktuelle Corona-Pandem ie alle bisherigen Krisen m it  großem  Ab-
stand „ in den Schat ten stellt “ ,  um  es t rotz der dam it  verbundenen Tragik 
etwas salopp zu form ulieren. 
 
Allein im  Jahr 2005 zählte das Heidelberger I nst itut  für I nternat ionale Kon-
flikt forschung weltweit  249 Konflikte, darunter 2 Kriege und 22 gewaltsam e 
Konflikte ( „ernste Krisen“ ) , während die rest lichen Auseinandersetzungen, 
so jedenfalls besagtes I nst itut , weitgehend gewalt los ausget ragen wurden.1 
Zu den „Kriegen“  des 21. Jahrhunderts zählen Konflikt forscher auch die sog. 
Bürgerkr iege, also gewaltsam e innerstaat liche Auseinandersetzungen, wie 
z.B. der Bürgerkr ieg im  Tschad von 2005 bis 2010 oder in Sri Lanka 2007, 
in Libyen 2011 und seit  2014 sowie in Syrien seit  2011. Bei den „echten“  
Kriegen dom inieren der I rak-Krieg von 2003 bis 2007, der Kaukasus-Krieg 
2008 und der Krieg in der Ukraine seit  2014.2 Neben diesen nur beispielhaft  
genannten weltweiten Kriegsszenarien gerät  die Europäische Union (EU)  in 
die sog. Euro-Schuldenkrise und steht  dam it  vor der größten Herausforde-
rung seit  ihrer Gründung, wobei diese Them at ik spätestens in 2009 in das 
öffent liche Bewusstsein gerückt  ist . Sie um fasst  gleicherm aßen eine Staats-
schuldenkrise, eine Bankenkrise und eine Wirtschaftskr ise. Zu Beginn steht  
die Entwicklung der Staatsschulden zunächst  in Griechenland, wobei dieses 
Land bereits bei Aufnahm e in die EU erhebliche Problem e m it  der Einhaltung 
der Haushaltsstabilitätskriter ien der Union hat te. Ohne sich hier näher m it  
den ausführlichen Analysen zu den Ursachen dieser Krise auseinanderset -
zen zu wollen, hat  diese Krise am  Beispiel Griechenlands sehr eindrucksvoll 
belegt , dass die Europäische Währungsunion sowie deren I nst itut ionen und 
I nst rum ente nicht  so funkt ionieren, wie sie eigent lich sollten, was auch do-
kum ent iert  ist  durch die Maßnahm en, m it  denen seitens der EU und der 
Euro-Länder versucht  wurde, Griechenland zu helfen. Letzt lich wurde in die-

                                                            
1  Vgl. wissen.de, Konflikte im  21. Jahrhundert , Alte Wunden, neue Fronten, abruf-  

bar unter:  ht tps: / / www.wissen.de/ bildwb/ konflikte- im -21- jahrhundert -alte-wunden-
neue- fronten. 

2  Vgl. bei Wikipedia die Liste von Kriegen und Schlachten im  21. Jahrhundert , abrufbar 
unter:  ht tps: / / de.wikipedia.org/ wiki/ liste_von_kriegen_und_schlachten_im _21._Jahr 
hundert . 
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sem  Zusam m enhang ein potenzieller „Staatsbankrot t “  nicht  nur Griechen-
lands, sondern auch anderer Euro-Länder, darunter Deutschland, diskut iert , 
nachdem  ein kostenintensiver Ret tungsschirm  zur Ret tung m aroder Staats-
haushalte, aber gerade auch der Banken, die ihren nicht  unwesent lichen 
Beit rag zu dieser Krise geleistet  hat ten, aufgespannt  worden war, welcher 
die Finanzkraft  der Helfer länder und der EU zu übersteigen drohte.3 
 
Doch allein m it  der Bewält igung der Schuldenkrise findet  die EU nicht  zu 
einer zwingend erforderlichen gem einsam en Wegbeschreitung bei et lichen 
anderen Problem lagen zurück, sondern r ingt  inzwischen bis heute um  ihr 
Selbstverständnis als Wertegem einschaft4,  der sie in der Vergangenheit  be-
deutende Erfolge verdankt , Zeiten, die allerdings schon lange vorbei zu sein 
scheinen, wie die reale Entwicklung zeigt . So sieht  sich die EU Jahre nach 
der Schuldenkrise m it  dem  unwürdigen „Schauspiel“  des Aust r it t s des Ver-
einigten Königreichs aus ihrer Gem einschaft  konfront iert , der m it  Ablauf des 
31. Januar 2020 nach einem  lange anhaltenden und m edient rächt igen „The-
ater“ , das teilweise an eine irreale „Schm ierenkom ödie“  er innert , wirksam  
geworden ist  und m it  dem  Begriff des sog. „Brexit “  in die EU-Annalen ein-
gehen wird. 
 
Ein weiteres negat ives „Kr isen-Highlight “  der EU-Polit ik ist  die Vorgehens-
weise bei der 2014/ 2015 virulent  gewordenen Flücht lings-  bzw. Migrat ions-
polit ik. Die zu dem  Flücht lingsst rom , welcher Teile der EU geradezu „über-
flutete“ , oft  genannten Zahlen sind dabei reine Spekulat ion, basierend auf 
Schätzungen, welche aber nicht  die Realität  widerspiegeln. So ist  davon die 
Rede, dass die Anzahl der nach Europa eingereisten Asylbewerber schon im  
Jahr 2014 bei 627.000 lag und sich fast  auf „über 1,3 Mio.“  im  Jahr 2015 
verdoppelt  und 2016 nochm als „bei 1,26 Mio.“  gelegen habe.5 Wie diese 
Zahlen zustande gekom m en sind, erschließt  sich nicht , da gerade 2015 in 
Deutschland, aber auch in anderen bet roffenen EU-Ländern, nur unzu-
reichende bzw. keine Grenzkont rollen m it  gleichzeit ig geeigneten Erfas-
sungsm echanism en stat tgefunden bzw. zur Verfügung gestanden haben. 
Die Dunkelziffer bei der Anzahl der eingereisten und nicht  regist r ierten 

                                                            
3  Vgl. z.B. Knopp, Griechenland-Nothilfe auf dem  verfassungsrecht lichen Prüfstand, 

NJW 2010, 1777 ff.;  ders.,  Eurozone in der Dauerkrise, Deutschlands Weg in den 
Staatsbankrot t?, NVwZ 2011, 1480 ff.,  jew. m .w.N.;  zur Eurokrise, ihren Ursachen 
und „Behebungsversuchen“  s. auch die ausführl.  und inst rukt ive Darstellung wiederum  
bei Wikipedia, Eurokrise, abrufbar unter:  ht tps: / / de.wikipedia.org/ wiki/ eurokrise. 

4  Vgl. z.B. Meyer ,  Vom Begleitmot iv zum Leitmot iv:  Die Europäische Union als Wertege-
meinschaft , in:  Burkhardt  u.a. (Hrsg.) , Scripta am icit iae, Freundschaftsausgabe für A. 
Eser zum  80. Geburtstag, 2015, S. 177 ff.;  Herdegen,  Die Europäische Union als Wer-
tegemeinschaft :  Aktuelle Herausforderungen, in:  Pitschas u.a. (Hrsg.) , Wege gelebter 
Verfassung in Recht  und Polit ik, in:  Festschrift  R. Scholz zum 70. Geburtstag, 2007, 
S. 139 ff. 

5  Vgl. die Darstellung bei Wikipedia, Flücht lingskrise, abrufbar unter:  ht tps: / / de.wiki 
pedia.org/ wiki/ Europäische_Flücht lingskrise. 
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Flücht linge dürfte danach erheblich höher sein. Deutschland und andere EU-
Anlaufstaaten, wie z.B. Griechenland und I talien, wurden von der großen 
Anzahl der Flücht linge, fast  einer Völkerwanderung anm utend, schlichtweg 
auch „überrascht “  oder anders ausgedrückt  „überrannt “ . Bis heute hat  sich 
in diesem  Zusam m enhang die EU auf keine gem einsam e Migrat ionspolit ik 
einigen können, vielm ehr ist  gerade das Flücht lingsthem a zu einem  dauer-
haften und die EU spaltenden Problem  geworden, bei gleichzeit igem  Erstar-
ken von nat ionalen I nteressen kont ra EU-Gem einschaftsinteresse an einer 
nachhalt igen Lösung des Migrat ionsdilem m as. Verwiesen sei hier nur auf 
die st r ikte und sich abschot tende Haltung der sog. Visegrád-Staaten Un-
garn, Polen, Tschechien und Slowakei, die es im  Rahm en der auf EU-Ebene 
beschlossenen Verteilung auf die einzelnen EU-Mitglieder abgelehnt  hat ten, 
überhaupt  Flücht linge aufzunehm en. Das jetzt  vor Kurzem  ergangene 
EuGH-Urteil vom  2. April 20206 gegen besagte Mitgliedstaaten ist  dagegen 
letzt lich ohne prakt ischen Nutzen, hierzu an anderer Stelle Näheres!  Auch 
dieses Beispiel belegt  jedenfalls eine offensicht lich in Auflösung befindliche 
„Wertegem einschaft  EU“ , in der schon lange nicht  m ehr alle Mitglieder an 
einem  St rang ziehen, und insbesondere auch nicht  bei bedrohlichen Krisen 
für die EU und deren Mitglieder. 
 
Hinzu kom m en bislang in zeit lich teilweise nur kurzen Abständen Berichte 
von insbesondere islam ist isch m ot ivierten Terrorakten weltweit  bzw. von 
gerade in Deutschland geplanten Anschlägen, die verhindert  worden sind, 
aber auch von gelungenen Anschlägen m it  Toten und Schwerverletzten, m it  
islam ist ischem  oder rechtsradikalem  Hintergrund, ein „Phänom en“ , gegen 
das verschiedene Sicherheitsvorkehrungen „m acht los“  erscheinen und 
letzt lich häufig nur der „Zufall“  Schlim m eres im  Einzelfall verhindert  zu ha-
ben scheint . 
 
Die Liste der Beispiele rechtsstaat licher Gefährdung ließe sich hier nahezu 
beliebig fortsetzen, wobei nunm ehr alles beherrschendes Them a die 
Corona-Krise ist , die m it  ihren schrecklichen und vielfält igen Facet ten an-
dere Krisen-Them en täglich „m edial verdrängt “  und dabei auch gegenwärt ig 
kein Ende abzusehen ist . Zweifellos handelt  es sich, um  die zum indest  in 
diesem  Zusam m enhang zut reffenden Worte aus der Polit ik heranzuziehen, 
um  die größte Herausforderung bzw. Krise der Bundesrepublik seit  dem  
Zweiten Weltkr ieg. Diese Krise hat  zugleich erhebliche, um  nicht  zu sagen 
elem entare m edizinische, ökonom ische und soziale Auswirkungen auf un-
sere Gesellschaft  m it  aktuell noch ungeahnten und nicht  abschätzbaren Fol-

                                                            
6  Az.:  C-715/ 17, C-718/ 17, C-719/ 17 =  NJW 2020 (Heft  24) , 1729 ff.;  s. zu einer Be-

sprechung des Urteils Sahl, Die EU-Flücht lingspolit ik vor dem EuGH, Zwischen das 
„Boot  ist  voll“  und „Wir sitzen alle im  selben Boot “ , NJW 2020 (Heft  24) , 1711 ff. 
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gen für die einzelnen Länder der Welt  und deren Gesellschaften. I hre Zer-
störungskraft  ist  gewalt ig und es dürfte nach Abflauen der Pandem ie nichts 
m ehr so sein wie es einm al war, vor allem  gerade auch in ökonom ischer 
Hinsicht , da diese Pandem ie durchaus die „Kraft “  hat , ganze Volkswirtschaf-
ten zu zerstören oder zum indest  langjährig und erheblich zu schwächen. 
Allein schon diese Krise für sich bet rachtet  berecht igt  dazu, das 21. Jahr-
hundert  als „Schicksalsjahrhundert “  für die Menschheit  zu bezeichnen. 
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I I .  Rechtsstaat  und Kontrollverluste 

 

1 .  Rechtsstaat  und „Kontrolle“ 

 

a)   Allgem eine „Befunde“ 

 
Medienberichte, inzwischen durch die Berichterstat tung zu „Corona“  über-
lagert , zu überlangen Gerichtsverfahren7,  zum  Personalm angel in der Jus-
t iz8 und zur Ent lassung dr ingend verdächt iger Personen aus der U-Haft  we-
gen überlanger Verfahrensdauer9 bilden die Grundlage zunehm ender Krit ik 
am  Staat  und seinen Organen. Der konkrete Vorwurf lautet :  Der Rechts-
staat  kom m t seinen Kont rollaufgaben nicht  m ehr nach – er gerät  „außer 
Kont rolle“ . 
 
Besonders „engagierte“  Krit iker, gerade aus dem  Politspekt rum , gehen so-
gar noch weiter, indem  sie skandieren:  „Der Rechtsstaat  ist  tot “ 10,  wobei 
Totgeweihte bekannt lich häufig länger leben. Die hier zunächst  schlagwort -
art ig beschriebenen Problem bereiche recht fert igen dagegen bisher eher die 
Feststellung „der Rechtsstaat  als gefährdetes Erfolgsm odell“ 11,  wobei die 

                                                            
7  Vgl. z.B. FAZ, Just iz an der Belastungsgrenze, 02.01.2019, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.faz.net / aktuell/ gesellschaft / just iz-an-der-belastungsgrenze-die-ueber 
lastung-der-gerichte-15968366.htm l sowie Fiebig,  Wenn St rafprozesse zu lange dau-
ern, Deutschlandfunk vom  03.09.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.deutschland 
funk.de/ gerichtsverfahren-wenn-st rafprozesse-zu- lange-dauern.724.de.htm l?dram : a 
rt icle_id= 457960. 

8  Vgl. die Pressem it teilung vom Deutschen Richterbund vom 28.12.2018, Pensionie-
rungswelle rollt  auf Just iz zu – Tausende Stellen fehlen, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.drb.de/ posit ionen/ them en-des- r ichterbundes/ belastung sowie MDR Ak-
tuell,  Just iz in Not  – So überlastet  sind deutsche Gerichte, 30.04.2019, das Manuskript  
ist  abrufbar unter:  ht tps: / / www.mdr.de/ invest igat iv/ ueberlastete-gerichte-100.htm l. 

9  Vgl. z.B. Süddt . Zeitung, Haftent lassung von Drogendealer:  CDU fordert  Sondersit -
zung, 13.08.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.sueddeutsche.de/ panorama/ just iz-
potsdam -haftent lassung-von-drogendealer-cdu- fordert -sondersitzung-dpa.urn-news 
m l-dpa-com-20090101-190813-99-450277 oder Fröhlich,  Angeklagter aus U-Haft  ent -
lassen, Der Tagesspiegel vom 03.07.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.tages 
spiegel.de/ berlin/ m ordprozess- in-cot tbus-angeklagter-aus-u-haft -ent lassen/ 245220 
36.htm l. 

10  Vgl. z.B. Kaiser ,  Offener Brief zum Tod des Rechtsstaats, Dokum ent  abrufbar  
unter:  ht tps: / / www.doktor-kaiser.com/ Soziales-Engagement ;  auch Pesch, Wie eine  
AfD-Professorin den Rechtsstaat  für tot  erklärt , ak[ due] ll vom  07.10.2017, abruf-  
bar unter:  ht tps: / / www.akduell.de/ hom e/ m ehr/ archiv/ wie-eine-afd-professorin-den-
rechtsstaat - fuer- tot -erklaert .  

11  Vgl. hierzu auch den Abdruck des Festvort rags des Bundesverfassungsrichters Peter 
M. Huber,  Der Rechtsstaat  nach 70 Jahren Grundgesetz – Ein gefährdetes Erfolgsmo-
dell,  in:  Verein Deutscher Verwaltungsgerichtstag e.V. (Hrsg.) , 19. Deutscher Verwal-
tungsgerichtstag, Darmstadt  2019, Dokumentat ion, S. 23 ff. 
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„Gefährdungen“  durch die Corona-Pandem ie inzwischen allerdings ein Aus-
m aß angenom m en haben, das an den Grundfesten des Erfolgsm odells 
Rechtsstaat  m assiv rüt telt .12  
 
Gefährdungen des Rechtsstaats ergeben sich schließlich nicht  nur aus den 
o. benannten Bereichen der Judikat ive, sondern gerade auch aus dem  Ver-
hältnis der drei Gewalten Legislat ive, Exekut ive und Judikat ive zueinander. 
Im  Fokus steht  hier die Einflussnahm e polit ischer Entscheider, welche or-
ganisator isch der Exekut ive zuzurechnen sind, auf die Judikat ive, wenn es 
darum  geht , insbesondere ober-  und höchst r ichter liche Rechtsprechung zu 
unter laufen und so das grundgesetzliche Gewaltenteilungsprinzip (Art . 20 
Abs. 2 Satz 2 GG)  als wicht iges Elem ent  des deutschen Rechtsstaatsprinzips 
„auszuhebeln“ .13 
 
b)   „Kontrolle“ a ls Elem ent  rechtsstaat lichen Handelns 

 
Die Begriffe „Rechtsstaat “  und „Kont rolle“  stehen in unt rennbarer Bezie-
hung zueinander. „Kont rolle“  bedeutet  in diesem  Zusam m enhang im  allge-
m einen Wortsinn Überwachung und Überprüfung eines Sachverhalts oder 
einer Person. Übert ragen auf recht liche Fragestellungen kann Kont rolle all-
gem ein als Überprüfung der Rechtm äßigkeit  eines best im m ten Sachverhalts 
oder des Verhaltens einer Person verstanden werden. Verfassungsrecht lich 
bedeutsam  ist  die judikat ive Kont rolle einer anderen Staatsgewalt  als Aus-
druck der grundgesetzlich verankerten Gewaltenteilung (s.o.) , wobei die 
Gewaltenteilung wiederum  Elem ent  des Rechtsstaatsprinzips ist .14 Dadurch 
wird deut lich, dass die von der Judikat ive gegenüber den anderen Staats-
gewalten wahrgenom m ene Kont rollfunkt ion grundlegende und prägende 
Voraussetzung rechtsstaat lichen Handelns ist .  
 
Die deutsche Rechtsordnung sieht  grundsätzlich zwei Kont rollm echanism en 
vor:  Die Kont rolle der Staatsgewalten m it  oder ohne Einbindung der Judi-
kat ive. Der Gewaltenteilung folgend exist ieren in der deutschen Rechtsord-
nung zunächst  Verfahren, die der Überprüfung hoheit lichen Handelns durch 
die Judikat ive dienen. Hierunter fällt  die I nanspruchnahm e der Gerichte 

                                                            
12  Durch die von den Landesregierungen in Abst im m ung m it  der Bundesregierung ergrif-

fenen Maßnahm en zum Gesundheitsschutz, insbes. in Form  von Verordnungen, erfol-
gen vor allem  erhebliche Eingriffe in die Grundrechte, vornehm lich in das allgem eine 
Persönlichkeitsrecht , das Freizügigkeitsrecht , die Versam m lungs-  und Religionsfrei-
heit , s. hierzu unter I I I .  m .w.N. 

13  Vgl. ausführl.  und m it  Beispielen Knopp/ Hofm ann,  Wider den Rechtsstaat  – Polit ik 
kont ra Gerichtsbarkeit , NVwZ 2020 (Heft  14) , 982 ff. m .w.N. 

14  Vgl. z.B. Huster/ Rux , in:  Epping/ Hillgruber (Hrsg.) , Beck OK-Grundgesetz, 43. Ed. 
Stand 15.05.2020, Art . 20 Rn. 156;  dem gegenüber kr it isch Grzeszick ,  in:  Maunz/ Dü-
r ig, Grundgesetz-Komm entar, 90. EL Stand Februar 2020, Art . 20 (Komm ent ierung 
I V)  Rn. 57. 
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durch Bürger infolge staat licher Eingriffe. Art . 19 Abs. 4 Satz 1 GG garan-
t iert  insoweit  jeder Person die Möglichkeit , sie belastende Hoheitsakte einer 
gericht lichen Überprüfung zuzuführen. Nicht  erfasst  werden nach diesem  
grundgesetzlichen Verständnis Entscheidungen der Gerichte sowie Gesetz-
gebungsakte.15 Der Bürger steht  judikat ivem  und legislat ivem  Unrecht  den-
noch nicht  schutzlos gegenüber. Aufgrund des gericht lichen I nstanzenzuges 
einerseits und m it  Hilfe der Verfassungsbeschwerde andererseits können 
auch Akte der Judikat ive und der Legislat ive einer recht lichen Kont rolle zu-
geführt  werden. 
 
Neben der „Akt iv ierung“  des Bürgers gewährt  unsere Rechtsordnung auch 
anderen Beteiligten ein I nit iat ivrecht  zur Kont rolle staat lichen Handelns. Zu 
nennen sind hier das konkrete (Art . 100 Abs. 1 GG)  und das abst rakte Nor-
m enkont rollverfahren (Art . 93 Abs. 1 Nr. 2 GG)  zur Überprüfung von Legis-
lat ivakten sowie das verfassungsrecht liche Organst reitverfahren zur Klä-
rung von I nter-  und I nt raorganst reit igkeiten (Art . 93 Abs. 1 Nr. 1 GG) . 
 
Neben der durch die Judikat ive ausgeübten Kont rolle sieht  die Rechtsord-
nung noch andere Kont rollverfahren vor. Zu nennen sind das – in seinem  
konkreten Um fang allerdings um st r it tene16 – Prüfungsrecht  des Bundesprä-
sidenten im  Rahm en der Ausfert igung von Bundesgesetzen nach Art . 82 
Abs. 1 Satz 1 GG sowie die Selbstkont rolle der Verwaltung durch die Rechts-  
und Fachaufsicht . Auch das verwaltungsrecht liche Widerspruchsverfahren 
kann als Elem ent  der Kont rolle rechtsstaat lichen Handelns verstanden wer-
den, wobei dieser Anspruch in der Praxis häufig zur bloßen Chim äre ver-
kom m t. Besonders öffent lichkeitswirksam ist  schließlich die Einsetzung ei-
nes Untersuchungsausschusses i.S.v. Art . 44 Abs. 1 Satz 1 GG ( i.V.m . § 1 
Abs. 1 PUAG) , was nur der Vollständigkeit  halber erwähnt  werden soll.  
 
Ausdruck des Rechtsstaatsprinzips ist  aber auch, dass „Kont rolle“  nicht  
grenzenlos stat t finden kann und um gekehrt  Bereiche staat lichen Handelns 
exist ieren, die frei von Kont rolle sind. Für Legislat ivakte bedeutet  dies z.B., 
dass sie zwar einer Rechtm äßigkeitsüberprüfung zugeführt  werden können, 
es aber einen gericht lich nicht  bzw. nur begrenzt  überprüfbaren gesetzge-
berischen Gestaltungsspielraum  gibt . Eine Begrenzung der gericht lichen 
Überprüfung generell ergibt  sich zunächst  aus dem  Ziel des Gerichtsverfah-

                                                            
15  Art . 19 Abs. 4 S. 1 GG gewährt  Schutz durch den Richter, nicht  gegen den Richter 

(BVerfGE 15, 275, 280) . Die rechtsverbindliche Kont rolle von Parlamentsgesetzen ist  
der allgemeinen in Art . 19 Abs. 4 S. 1 GG angesprochenen Gerichtsbarkeit  entzogen 
und über Art . 100 Abs. 1 GG ausschl. dem BVerfG zugewiesen, vgl. nur Enders,  in:  
Epping/ Hillgruber (Hrsg.) , Beck OK-Grundgesetz (o. Fn. 14) , Art . 19 Rn. 59. 

16  Vgl. ausführl.  Butzer , in:  Maunz/ Dürig, Grundgesetz-Kommentar (o. Fn. 14) , Art . 82 
Rn. 115 ff. 
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rens, Rechtsfr ieden zu schaffen. Daraus folgt , dass es kein System  „endlo-
ser“  gericht licher Kont rollverfahren geben kann bzw. keinen „endlosen“  
Rechtsweg. Beispiele hierfür sind die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts sowie die letzt instanzlichen Gerichtsentscheidungen der oberen 
Bundesgerichte, die durch kein ordent liches Rechtsm it tel17 m ehr angreifbar 
sind. 
 
2 .  Gefährdungen des Rechtsstaats durch „Kontrollverluste“ und 

rechtsw idrige Eingriffe der Exekut ive 

 

a)   Just izversagen als Ausdruck von Polit ikversagen? 

 

( 1 )   Beispiele „überlange“ Verfahrensdauer und Nichtvollzug 

rechtskräft iger Gerichtsentscheidungen 

 
Eine sog. „überlange“  Verfahrensdauer bzw. anders ausgedrückt  die Ver-
schleppung gericht licher Verfahren teilweise über Jahre ist  nicht  nur aktuell 
ein br isantes Them a, sondern schon seit  langen Jahren „Dauerthem a“  im  
Hinblick auf das Problem  „Missachtung des grundgesetzlich verankerten 
Rechtsschutzgebots“  durch die Gerichtsbarkeit 18,  was inzwischen nicht  nur 
aus diesem  Grund zu zunehm enden Ansehens-  und Vert rauensverlusten der 
Just iz in der Bevölkerung geführt  hat .19 Das effekt ive Rechtsschutzgebot , in 
Art . 19 Abs. 4 Satz 1 GG verankert , beinhaltet , ebenso wie Art . 6 Abs. 1 
Satz 1 EMRK, insbesondere auch das Gebot , gericht liche Entscheidungen in 
„angem essener“  Zeit  zu er lassen.20 Nur, was heißt  dies? Art . 19 Abs. 4 
Satz 1 GG gibt  kein Zeit fenster vor, sondern es kom m t wie bei vielen jur is-
t ischen Fragestellungen auch hier auf den Einzelfall an, wobei verschiedene 
Kriter ien, wie z.B. Kom plexität  des zu entscheidenden Falles, Parteiverhal-
ten etc. heranzuziehen sind.21 Danach ist  zugleich also gerade nicht  der 

                                                            
17  Die Möglichkeit  der „Urteilsverfassungsbeschwerde“  gegen die Entscheidungen der 

Bundesgerichte stellt  jedenfalls kein „ordent liches“  Rechtsm it tel i.S.d. jeweiligen Ver-
fahrensordnung dar, da auch keine Überprüfung der Entscheidung anhand des jewei-
ligen Fachrechts, sondern ausschl. anhand der Vereinbarkeit  m it  den Grundrechten 
des Grundgesetzes erfolgt . 

18  Vgl. hierzu ausführl.  und m .w.N. sowie Beispielen die Beit räge von Linke und Knopp, 
in:  Knopp (Hrsg.) , Effekt ives Rechtsschutzgebot  – deutsche Verwaltungsgerichtsbar-
keit  quo vadis?, Cot tbuser Schriften zu Hochschulpolit ik und Hochschulrecht , Bd. 5, 
2019, S. 15 ff. ,  57 ff. ,  69 ff.   

19  Vgl. nur die zahlreichen Pressem it teilungen;  aus den wissenschaft lichen Fachpublika-
t ionen s. z.B. Braun,  Recht  =  (Anspruch:  Zeit ) , DVBl 2019, 805 ff. m .w.N., der u.a. 
die provokante Frage aufwirft :  „Sind wir auch schon im  Bereich der Just iz in der Ba-
nanenrepublik angekom m en?“ , wobei er im  Hinblick auf diesen Begriff darauf verweist ,  
dass dieser Staaten beschreibe, deren Rechtssystem  nicht  funkt ioniere. 

20  Vgl. bereits Haag,  Effekt iver Rechtsschutz, 1986, S. 40, 62 f. 
21  Vgl. Linke,  in:  Knopp (o. Fn. 18) , S. 27;  Knopp/ Hofm ann,  NVwZ 2020, 986, jew. 

m .w.N. 
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„effekt ivste“  Rechtsschutz und ein solcher auch nicht  in „ kürzester“  Zeit  si-
cherzustellen.22 
 
Die Verschleppung von Verfahren bei den Gerichten führt  teilweise dazu, 
dass erforderliche Rechtsfr isten nicht  m ehr eingehalten werden können und 
z.B. deshalb im  St rafrecht  verdächt ige Personen aus der U-Haft  ent lassen 
werden m üssen, worauf oben schon hingewiesen wurde. Bei der Sozialge-
r ichtsbarkeit  ist  dieses Phänom en einer „überlangen“  Verfahrensdauer im  
Übrigen ebenfalls bekannt  bzw. der perm anente Verstoß gegen Art . 19 
Abs. 4 Satz 1 GG bereits „ salonfähig“ . Das Dilem m a beginnt  hier – um  ein-
m al beispielhaft  das Schwerbehindertenrecht  zu bem ühen – schon dam it , 
dass etwa für die Festsetzung eines Grades der Schwerbehinderung (GdB)  
gem äß Ant rag die zuständige Behörde (Versorgungsam t)  eine teilweise 
lange Zeitschiene benöt igt , um  den eventuellen Weg zum  Sozialgericht  nach 
vorherigem  lang andauernden Widerspruchsverfahren für den Ant ragsteller 
überhaupt  zu erm öglichen bzw. zu eröffnen. Eventuell schwingt  hierbei auch 
die st ille Hoffnung m it , dass der eine oder andere Ant ragsteller aufgrund 
seiner Gebrechen, für die er besagten Ant rag gestellt  hat , zwischenzeit lich 
verst irbt  und es so zu einer „ fakt ischen“  Verfahrenserledigung kom m t. 
 
Grundsätzlich könnte m an im  Hinblick auf solche „überlangen“  Verfahren 
kont ra effekt ives Rechtsschutzgebot  auf die I dee kom m en, dass die Ursa-
chen hierfür in der Faulheit  und/ oder I nkom petenz der jeweiligen zuständi-
gen Richter innen und Richter zu suchen seien. Dies m ag in Einzelfällen 
durchaus ein Grund sein, die wesent lichen Ursachen für das beschriebene 
Dilem m a liegen aber in der Regel ganz woanders. Die angesprochene The-
m at ik hat  jedenfalls in der öffent lichen wie auch fachlichen Diskussion durch 
die Masse an Asylverfahren, die vor allem  nach 2015 auf die deutschen 
Verwaltungsgerichte geradezu „hereingeprasselt “  sind, einen neuen durch-
aus gewalt igen „Schub“  erhalten, insbesondere auch geprägt  durch den 
jetzt  öffent lich bekundeten und erheblichen Frust  der Verwaltungsrichter, 
die das Gefühl haben, „ für den Papierkorb zu arbeiten“ . Stellvert retend für 
diese Situat ion sei beispielhaft  der Präsident  des OVG Bautzen zit iert 23:  „Wir 

                                                            
22  Linke, ebd., S. 26. 
23  Die Welt , Das Gefühl der Richter, „ für den Papierkorb“  zu arbeiten, 13.06.2019, abruf-

bar unter:  ht tps: / / www.welt .de/ 195298851;  s. des Weiteren und nicht  nur die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit  bet reffend die „Klagen“  verschiedener Gerichtspräsidenten 
etwa in Brandenburg den Art ikel von Wappler ,  Personalnot  überlastet  die Brandenbur-
ger Just iz, LR vom 19.09.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.lr-online.de/ lausitz/  
cot tbus/ verfahren-bleiben- liegen-personalnot -ueberlastet -die-brandenburger- just iz-
39635207.htm l;  speziell zur Verwaltungsgerichtsbarkeit  s. SPIEGEL Polit ik, Verwal-
tungsrichter warnen vor Zusammenbruch, 20.07.2017, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.spiegel.de/ polit ik/ deutschland/ asylverfahren-verwaltungsrichter-warnen 
-vor-zusammenbruch-a-1158807.htm l;  Die Freie Welt , Verwaltungsgerichte durch 
Asylklagen-Flut  überlastet , 20.07.2017, abrufbar unter:  ht tps: / / www.freiewelt .net /  
nachricht / verwaltungsgerichte-durch-asylklagen- flut -ueberlastet -10071548. 
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leisten uns ein Asylsystem , was viel Arbeit  bindet , bei der Verwaltung, der 
Polizei, den Gerichten und vielen anderen Bereichen, aber es fehlt  die prak-
t ische Konsequenz.“  I n dieser Feststellung kom m t auch ein weiterer Prob-
lem kreis als „Frust rat ionselem ent “  zum  Ausdruck:  Der Nichtvollzug von 
rechtskräft igen gericht lichen Entscheidungen. Der Präsident  des OVG Bau-
tzen form uliert  dies so:  „ I st  ein solches Verfahren unter vielen einm al am  
Ende, z.B. eine Ablehnung des Asylant rages im  Einzelfall festgestellt  oder 
eine Abschiebung als rechtm äßig angesehen, hat  dies in der Regel keine 
Konsequenzen, da die entsprechenden Entscheidungen der Verwaltungsge-
r ichte zum  Großteil nicht  um gesetzt  werden.“  Prom inentes Beispiel aus der 
Praxis aus jüngerer Zeit  ist  sicherlich die „Abschiebe-Posse“  um  den Brem er 
Clan-Chef I brahim  Mir i.  Die Nichtum setzung gericht licher Entscheidungen 
durch die zuständigen Vollzugsorgane bet r ifft  dagegen nicht  nur Bereiche 
des Öffent lichen Rechts24,  sondern etwa auch des St rafrechts und anderer 
Rechtsgebiete. Dieser Zustand t rägt  ebenfalls zur „Aushöhlung“  rechts-
staat licher Grundsätze bei,  wenn Rechtsprechung bzw. gericht liche Ent -
scheidungen m it  Vollzugsgeboten letzt lich das Papier nicht  wert  sind, auf 
dem  sie verfasst  werden. 
 
Die zent ralen Ursachen für „überlange“  und für die bet roffenen Parteien 
überwiegend unert räglichen Verfahrenszeiten liegen aber pr im är bei den 
polit ischen Entscheidern, welche organisat ionsrecht lich der Exekut ive zuzu-
rechnen sind, hier konkret  bei den Landesjust izm inister ien. So scheuen die 
Richter inzwischen auch die Medien nicht  m ehr, um  aus ihrer Sicht  das Di-
lem m a t ransparent  zu m achen, nicht  zuletzt , weil sie sich die aufgrund 
überlanger Verfahren unert räglichen Zustände nicht  m ehr unbedingt  in die 
eigenen Schuhe schieben lassen wollen. So beklagen z.B. brandenburgische 
Richter öffent lich als eine der Hauptursachen für überlange Gerichtsverfah-
ren eine völlig unzureichende Personalausstat tung und fehlende sächliche 
Ausstat tung, insbesondere auch nach angefallenen Pensionierungen keine 
adäquaten Wiederbesetzungen bzw. keine Möglichkeiten hierzu. Es rächt  
sich nunm ehr bit ter die Entscheidung der Polit ik vor allem  in der Vergan-
genheit , den öffent lichen Dienst  generell und im m er wieder über lange Zeit -
räum e als geeignetes „Einsparpotenzial“  zu begreifen25 m it  den jetzt  zu 

                                                            
24  Vgl. den Vort rag von Dr. Gregor Nocon,  Vorsitzender Richter am  Verwaltungsgericht  

Cot tbus, im  Sym posium  „Rechtsstaat  außer Kont rolle?“  vom  26.02.2020 beim  LG Cot t -
bus, veranstaltet  vom  Zent rum  für Rechts-  und Verwaltungswissenschaften (ZfRV)  der 
Brandenburgischen Technischen Universität  Cot tbus-Senftenberg (BTU CS)  in Koope-
rat ion m it  dem  LG Cot tbus sowie Hofm ann, Tagungsbericht  „Rechtsstaat  außer Kon-
t rolle“ , NVwZ 2020 (Heft  8) , 530 ff.,  531 f. 

25  Vgl. z.B. auch Färber/ Herm anowski,  Entwicklungen des öffent lichen Dienstes seit  der 
deutschen Vereinigung und Forschungsbedarfe aus ökonom ischer Perspekt ive, Spey-
erer Forschungsberichte 291, 2018, S. 101 ff.,  107 ff.;  Haufe, Behörden unter Spar-
zwang, 09.10.2013, abrufbar unter:  ht tps: / / www.haufe.de/ oeffent licher-dienst -haus 
halt - finanzen/ behoerden-unter-spar-zwang_146_201846.htm l;  Handelsblat t , Möllr ing 
sieht  Einsparpotenzial bei Beamten erschöpft , 28.12.2005, abrufbar unter:  
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Tage t retenden Folgen, speziell im  Just izbereich. Das „Versagen“  der Jus-
t izorgane, resp. der Gerichte, gegenüber den Vorgaben des verfassungs-
recht lichen Gebots, effekt iven Rechtsschutz sicherzustellen, offenbart  sich 
dam it  letzt lich als reines Polit ikversagen, das weder kurzfr ist ig noch m it tel-
fr ist ig von den eigenen polit ischen „Verursachern“  zu beheben sein wird. 
Der „Staat “  hat  som it  insoweit  dem  rechtssuchenden Bürger eine ihm  ver-
fassungsrecht lich garant ierte „zeitangem essene“  Rechtsprechung verwei-
gert , indem  er die hierfür zuständige I nst itut ion, die Just iz, derart  m angel-
haft  m it  Personal und sächlichen Mit teln ausgestat tet  hat , dass eine vom  
Grundgesetz ihr übert ragene Aufgabenerfüllung gegenüber dem  Bürger un-
m öglich gem acht  oder zum indest  erheblich erschwert  worden ist . 
 
Zur zeitnahen Behebung dieser „Schieflage“  ist  insbesondere den Gerichten 
auch nicht  dam it  gedient , dass jetzt  et liche Richterstellen vor allem  den 
offensicht lich „not leidenden“  Verwaltungsgerichten zur Verfügung gestellt  
werden, da selbstverständlich zum  einen erst  einm al qualif iziertes jur ist i-
sches Nachwuchspersonal gefunden werden, zum  anderen diesem  auch Ein-
arbeitungszeit  zugestanden werden m uss26,  weshalb langjährige m arode 
Zustände in Form  von vielen liegengebliebenen Verfahren aufgrund fehlen-
den Fachpersonals auch nicht  von heute auf m orgen behoben werden kön-
nen, wenngleich solche polit ischen Entscheidungen zum indest  den ersten 
wicht igen Schrit t  in die r icht ige Richtung – Aufstockung des Fachpersonals 
– darstellen. 
 
Rein stat ist isch gesehen fallen sog. „überlange“  Verfahren teilweise nicht  
ins Gewicht . Diesen Um stand nutzen polit ische Entscheider, wie z.B. in 
Brandenburg geschehen, aber dazu, überhaupt  keinen Handlungsbedarf zu 

                                                            
ht tps: / / www.handelsblat t .com / polit ik/ deutschland/ oeffent licher-dienst -m oellr ing-
sieht -einsparpotenzial-bei-beamten-erschoepft / 2593482.htm l;  s. bereits auch Knopp 
u.a.,  Besoldungs-  und Versorgungsföderalism us, 2012, S. 68 m .w.N. 

26 Zu dem grundsätzlichen Problem der qualifizierten „Nachwuchsakquise“  s. auch Linke, 
in:  Knopp (o. Fn. 18) , S. 42 m . Hinw. auf Limperg,  NJW-Editor ial Heft  34/ 2018, 3, die 
darauf hinweist :  „Der frühere Traum beruf der Richterin steht  nicht  mehr automat isch 
an der ersten Stelle. Die Auflösung des Kam m erprinzips, die hohen Einzelr ichterquoten 
selbst  bei den OLGs, die vielen schrift lichen Verfahrensm öglichkeiten zur Verm eidung 
der m ündlichen Verhandlung, unzureichende Spezialisierung:  All das sind keine Joker 
bei der Berufswahl“ . Sie gibt  weiterhin „eine über die Jahre einget retene Ernüchterung 
[ … zu bedenken] , die auch m it  als m angelhaft  em pfundener Wertschätzung durch 
Haushaltsgesetzgeber, Gesetzgeber der Sachmaterien und einer Gesellschaft  zu tun 
hat , die nicht  m ehr von selbst  Respekt  und Anerkennung für den Berufsstand der Rich-
ter und Staatsanwälte m itbr ingt . Auch dies wirkt  nicht  gerade anziehend für ange-
hende Juristen“ . Des Weiteren sieht  Voßkuhle gerade auch bei der unterschiedlichen 
Besoldung ein Problem, die eben nicht  allein m it  Blick auf die Untergrenze dessen, was 
die Verfassung vorgibt , festgelegt  werden sollte, was erhebliche Auswirkungen auf die 
Qualität  der Rechtsprechung habe, s. Voßkuhle,  Rechtsstaat  und Dem okrat ie, NJW 
2018, 3154 ff.,  3158, der zugleich aber auch die besondere Schwierigkeit , über Besol-
dungsfragen in der Öffent lichkeit  zu diskut ieren, erkennt . Vielfach füge sich dies in die 
„allgem eine Beamtenschelte“  angesichts der Privilegien des Berufsbeam tentum s ein. 
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sehen und stellen bei m edient rächt igen Fällen zu dieser Them at ik zunächst  
einm al grundsätzlich die „Effekt ivität “  des bet reffenden Gerichts bzw. des-
sen Richter in Frage. 
 
Die Gründe für einen solchen „Befund“  liegen dabei auf der Hand:  Nur die 
wenigsten Ant ragsteller oder Kläger neigen zu „Gegenm aßnahm en“  bei dem  
Verdacht  der Verschleppung von Gerichtsverfahren, indem  sie gerade keine 
Verzögerungsrüge erheben oder auch keinen Entschädigungsanspruch gel-
tend m achen, das Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen einm al unter-
stellt ,  um  das im  konkreten St reit fall angerufene Gericht  nicht  von vornhe-
rein „ungnädig“  zu st im m en.27 Dadurch kom m t auch keine Dokum entat ion 
in dem  bet reffenden Verfahren zustande, welche den Verstoß gegen das 
effekt ive Rechtsschutzgebot  belegen würde und so in eine entsprechende 
Stat ist ik eingehen könnte. 
 
I n der Praxis zeichnet  sich eine „überlange“  Verfahrensdauer im  Übrigen 
ggf. dann ab bzw. besteht  der begründete Verdacht  einer solchen, wenn 
das zuständige Gericht , teilweise auch schon bei einfach gelagerten Sach-
verhalten, den Parteien während des Verfahrens im m er wieder großzügige 
Stellungnahm efr isten einräum t  (z.B. vier bis sechs Wochen)  – sog. „Schie-
beverfügungen“  –, um  dam it  die Akte erst  einm al vom  Tisch zu bekom m en. 
Aktuell kom m t einem  solchen Verhalten zusätzlich „Corona“  zustat ten, wo-
rauf seitens der Gerichte bei verschiedenen Verfahren auch explizit  hinge-
wiesen wird, insoweit , als dass die Gerichte eine unzureichende bzw. nur 
eingeschränkte Arbeitsfähigkeit  geltend m achen. Ein prom inentes Beispiel, 
das durchaus in diesen Kontext  eingeordnet  werden kann, ist  der sog. 
„Love-Parade“ -St rafprozess, den das LG Duisburg nach 184 Sitzungstagen 
ohne ein Urteil und m it  dem  Hinweis auf „Corona“  und die drohende Ver-
jährung im  Hinblick auf dem  gegenüber jetzt  in 2020 noch „verbliebenen“  
Angeklagten erhobenen Tötungsvorwurf m it  Zust im m ung der Staatsanwalt -
schaft  und der Angeklagten eingestellt  hat . Aus Sicht  der nicht  zust im -
m ungsberecht igten Vert reter der Nebenklage ein rechtsstaat liches „Desas-
ter“ . 
 
Danach geht  ein Mam m ut-Prozess, m edial als eines der aufwändigsten 
St rafverfolgungsverfahren der Nachkriegszeit  bezeichnet28,  zur ca. 10 Jahre 
zurückliegenden Love-Parade-Tragödie m it  seinerzeit  21 Toten und 650 
Verletzten ohne Urteil zu Ende, weil es offensicht lich der Just iz nicht  gelun-
gen ist , ein innerhalb der Verjährungsfr ist  zugegebenerm aßen kom plexes 

                                                            
27  Vgl. z.B. Knopp, in:  ders. (o. Fn. 18) , S. 57 ff. , 58;  zu stat ist isch dokument ierten 

Entschädigungsklagen und „überlangen“  Verfahren s. Linke,  ebd., S. 29 ff.  m .w.N. 
28  Vgl. z.B. n- tv, Panoram a vom  04.05.2020, Love-Parade-Prozess endet  ohne Urteil,  

abrufbar unter:  ht tps: / / www.n- tv.de/ panorama/ loveparade-prozess-endet -ohne-  
urteil-art icle21756760.htm l.  
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Strafverfahren einer inhalt lichen Entscheidung (Urteil)  zuzuführen. Die Be-
rufung des Gerichts auf die Corona-Pandem ie wirft  durchaus die Frage auf, 
wieso das Verfahren nicht  vor Ausbruch der Pandem ie in Deutschland im  
Januar 2020 in einen verfahrenstechnisch zeit lichen Kontext  gesetzt  werden 
konnte, welcher eine andere gericht liche Entscheidung als eine Einstellung 
des Verfahrens t rotz Corona zeitnah erm öglicht  hät te. 
 
Das oben schon bei der Frage von verwaltungsgericht lichen Abschiebeent -
scheidungen angesprochene Dilem m a fehlender Um setzung durch – bei-
spielhaft  – den Präsidenten des OVG Bautzen bet r ifft  auch andere Lebens-  
und Rechtsbereiche, angefangen von z.B. einfachen bestandskräft igen Ab-
r issverfügungen im  Bauordnungsrecht , welche durch die zuständigen Be-
hörden nicht  um -  bzw. durchgesetzt  werden29,  bis hin zu rechtskräft ig fest -
gestellten und erforderlichen Luft reinhaltem aßnahm en, welche die zustän-
digen polit ischen Entscheider aber t rotz klaren Vorgaben in der bet reffen-
den Gerichtsentscheidung nicht  ergreifen wollen. Hier stellt  sich die letzt lich 
zu verneinende Frage, ob Gerichte Behörden oder gar polit ische Entscheider 
zur Um setzung von Urteilen zwingen können. Medial aufbereitet  wurde in 
diesem  Zusam m enhang der Beschluss des BayVGH (=  VGH München)  vom  
27. Februar 201730 auf die Beschwerde der Deutschen Um welthilfe (DUH)  
im  Hinblick auf die Vollst reckung von gericht lich für erforderlich gehaltene 
Luft reinhaltem aßnahm en, im  vorliegenden Fall insbesondere Dieselfahrver-
bote, aufgrund der regelm äßigen Überschreitung der Grenzwerte beim  
St ickstoffgehalt  in der Luft . Trotz ger icht lich gesetzter Fr isten hat te die bay-
erische Landesregierung diese ergebnislos einfach verst reichen lassen und 
dafür die vom  Gericht  festgelegten Zwangsgelder bezahlt , und zwar „an sich 
selbst “  bzw. das eigene Finanzm inister ium . Die DUH hat  daraufhin bean-
t ragt , gegen den Freistaat  Bayern ein weiteres Zwangsgeld und ferner ge-
gen die polit ischen Verantwort lichen des Freistaats (Staatsm inister in für 
Um welt -  und Verbraucherschutz, hilfsweise den Ministerpräsidenten)  
Zwangshaft  zu verhängen. Der BayVGH bestät igte in obiger Entscheidung 
das Zwangsgeld, lehnte aber aus verfassungsrecht lichen Gründen die be-
ant ragte Zwangshaft  ab und legte dem  EuGH daher unter Aussetzung des 
vollst reckungsrecht lichen Beschwerdeverfahrens m it  Beschluss vom  9. No-
vem ber 2018 die Frage vor, ob das Unionsrecht , insbesondere das durch 
Art . 47 Abs. 1 der Grundrechte der EU garant ierte Recht  auf einen wirksa-
m en Rechtsbehelf dahin auszulegen sei, dass es die nat ionalen Gerichte 
zum  Erlass einer solchen Maßnahm e erm ächt igt  oder sogar verpflichtet .31 

                                                            
29  Vgl. hierzu etwa Nocon (o. Fn. 24)  sowie Hofmann (o. Fn. 24) , 531 f. 
30  Az.:  22 C 16.1427 =  NVwZ 2017, 894 ff.;  vgl. auch Götz,  „Gerichte können Behörden 

nicht  zur Umsetzung von Urteilen zwingen“ , Zeit  Online vom 28.08.2018, abrufbar 
unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ polit ik/ deutschland/ 2018-08/ abgasst reit - just iz-bayern-
gericht -behoerden- interview. 

31  Az.:  22 C 18.1718 =  ZUR 2019, 108 ff. 
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I n seinem  Urteil vom  19. Dezem ber 201932 knüpfte der EuGH eine Zwangs-
haft  gegen bayerische Regierungsm itglieder wegen Luftverschm utzung in 
München an zwei Voraussetzungen:  
 

-  Zum  einen m üsse es im  innerstaat lichen Recht  eine hinreichend zu-
gängliche, präzise und in ihrer Anwendung vorhersehbare Rechts-
grundlage für den Erlass einer solchen Maßnahm e geben;  

-  zum  anderen m üsse der Grundsatz der Verhältnism äßigkeit  beachtet  
werden. 

 
Beide Voraussetzungen sind aber zu verneinen, da für das Vorliegen erste-
rer bereits eine präzise Rechtsgrundlage fehlt ,  für letztere in der Regel lt .  
EuGH die Frage zu prüfen sei, ob nicht  auch höhere Zwangsgelder in kurzen 
Abständen, die nicht  dem  Staatshaushalt  zufließen, als weniger einschnei-
dende Maßnahm e im  Unterschied zum  Freiheitsentzug in Bet racht  kom m en. 
 
Letzt lich gibt  der EuGH dem  vorlegenden BayVGH dam it  eher Steine als 
Brot , denn das deutsche Rechtssystem , insbesondere die entsprechenden 
Grundsätze des deutschen Rechtsstaats, gehen von der Annahm e aus, dass 
sich öffent liche Verwaltungen und selbstverständlich auch m aßgebliche po-
lit ische Entscheider, an Gerichtsurteile halten, ein fataler I rr tum , wie die 
Darlegungen unter 2. b)  zeigen werden, weshalb gerade die Exekut ive in-
zwischen in erheblichem  Maß m itverantwort lich an der „Erosion“  des 
Rechtsstaats ist .  
 
( 2 )   Beispiel Krim inalität  

 
I n Zeiten vor „Corona“ , aber jetzt  ebenfalls,  wenn auch „m edial überlagert “  
durch die Corona-Pandem ie, verging bzw. vergeht  kaum  ein Tag, an dem  
der deutsche Bürger nicht  über die Medien m it  Terrorakten und anderen 
St raftaten, zum eist  in Form  von Tötungsdelikten oder versuchter Tötung, 
weltweit  und/ oder nat ional, m it  oder ohne Migrat ionshintergrund, konfron-
t iert  wurde bzw. noch wird. Nat ional und „coronaspezifisch“  kom m en zu-
nehm ende Berichte zu Delikten wegen Bet ruges, insbesondere im  Zusam -
m enhang m it  dem  Erschleichen von staat lichen Soforthilfen für finanziell ins 
Schlingern geratene Handwerksunternehm en sowie andere Kleinbet r iebe 
hinzu. Von Krit ikern von Gesetzgebung, Just iz und Vollzugsorganen wird 
schon länger bei entsprechenden st rafrecht lich relevanten Sachverhalten 
gar von einem  „Gangland Deutschland“ 33 gesprochen, in dem  sich zuneh-

                                                            
32  Az.:  C 752/ 18 =  NJW 2020 (Heft  14) , 977 ff. 
33  Vgl. Schubert ,  Gangland Deutschland, 2014, der sehr inst rukt iv und dam it  lesenswert  

dokument iert ,  „wie kr im inelle Banden unser Land bedrohen“  (zugleich „Untert itel“ ) .  
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m end verschiedene Krim inelle, offensicht lich gut  organisierte Clans – zu-
m eist  arabischen Ursprungs – und Banden – Rocker o.Ä. – auch m ehr oder 
m inder offen und ungest raft  „Kriege“  liefern bzw. ihren kr im inellen Geschäf-
ten nachgehen, ohne m it  Best rafung rechnen zu m üssen. Dieser Eindruck 
wird bei der Bevölkerung erweckt , verstärkt  bzw. gefördert  durch Medien-
berichte, in denen z.B. auch nam hafte Vert reter der Erm it t lungsbehörden 
teilweise ganz offen ihre „Unterlegenheit “  gegenüber logist isch und tech-
nisch „hochgerüsteten“  Clans und Banden eingestehen oder auf der anderen 
Seite, wie „versteckten“  I nterviews m it  Kr im inellen aus der Clan-  und Ban-
denszene zu entnehm en ist , Deutschland als Paradies für kr im inelle Ma-
chenschaften, insbesondere gerade auch für die Geldwäsche hochgepriesen 
wird. Wie dies beim  „norm alen“  Bürger ankom m t und wahrgenom m en wird, 
m uss an dieser Stelle nicht  weiter kom m ent iert  werden. Kom m t es im  Ein-
zelfall nach langwierigen Erm it t lungen dann doch einm al zu einer Anklage 
und einem  st rafrecht lichen Gerichtsverfahren m it  ungewissem  Ausgang, ge-
rät  nicht  selten die lange Dauer solcher Verfahren in die Krit ik der Medien, 
wobei dieses „Phänom en“  nicht  auf das St rafrecht  beschränkt  ist , sondern 
seit  längerem  gerade auch sehr intensiv in der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
zu beobachten ist , was hier zudem  als „dauerhafte“  Verstöße gegen das 
effekt ive Rechtsschutzgebot  zu qualif izieren ist  (s.o.) . Jedenfalls sind im  
Hinblick auf sog. kr im inelle „Hotspots“  Kont rollver luste des Rechtsstaats 
evident . So sei nur beispielhaft  etwa der Görlit zer Park in Berlin als ständi-
ger Drogenum schlagsplatz erwähnt , der seit  langen Jahren erfolgreich „Wi-
derstand“  gegen staat liche Versuche einer st rafrecht lichen „Sozialisierung“  
leistet . Des Weiteren gibt  es in Deutschland ähnlich wie in Frankreich bei 
den kr isengeschüt telten „Banlieues“  ebenfalls Städte und dort  Bezirke, die 
auch der „norm ale“  Vollzugsbeam te eher m eidet . Dabei erschweren neue 
Krim inalitätsst rukturen, wie z.B. die Cyber-Krim inalität , geboren aus dem 
technischen Fortschrit t ,  den st rafrecht lichen Überwachungsbehörden ihre 
Arbeit  zusätzlich und erheblich, da bei dieser Krim inalitätsform  leider zu 
konstat ieren ist , dass gerade diese Behörden bislang völlig unzureichend 
auf das schon längst  angebrochene „ I nternet -Zeitalter“  m it  jetzt  zunehm en-
der Digitalisierung vorbereitet  worden sind, teilweise auch noch nicht  über 
die technische Ausrüstung verfügen, was ihnen bei der Verbrechensbe-
käm pfung erhebliche Nachteile beschert . So entsteht  in der Bevölkerung 
insgesam t  der Eindruck einer „überforderten Republik“  in „Recht  und Un-
ordnung“ 34,  die m it  erheblichen Vert rauensverlusten in der Bevölkerung 
konfront iert  ist . 
 

                                                            
34  Vgl. Hein,  Recht  und Unordnung, Focus Online vom 02.06.2018, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.focus.de/ polit ik/ deutschland/ bet r-die-u-berforderte- republik- recht -und-
unordnung_id_8983142.htm l.  
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Die deutsche Migrat ionspolit ik, insbesondere aber deren konkrete Um set -
zung im  Einzelfall,  hat  weitere Vert rauensverluste forciert , wie beispielhaft  
nur der nahezu unfassbare Vorgang in der Brem er Außenstelle des Bundes-
am tes für Migrat ion und Flücht linge (BAMF)  zeigt , wonach zwischen 2013 
und 2016 unter der dort igen Behördenleiter in „m indestens“  1.200 Men-
schen zu Unrecht  Asyl erhalten haben sollen, gefolgt  von Frust rat ionen der 
Polizei und der Just iz, die über Überlastung und Überforderung gleicherm a-
ßen klagen.35 „Überschnelle“  Einstellung von st rafrecht lichen Erm it t lungs-
verfahren durch die Staatsanwaltschaften sind häufig die Folge, die Krit ik 
aus den Reihen der Polizei, die quasi an „vorderster Front “  der Krim inali-
tätsbekäm pfung steht , wird härter und deut licher:  So wirft  etwa Rainer 
Wendt ,  Bundesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft , den polit i-
schen Entscheidern vor, dass der Staat  sich auf breiter Front  zurückziehe, 
von den Jugendäm tern über Polizei und Just iz bis zum  St rafvollzug.36 Der 
seinerzeit ige Vorsitzende des Deutschen Richterbundes Jens Gnisa spricht  
im  Hinblick auf den deutschen Rechtsstaat , resp. die Just iz, von einer „Ero-
sion“  ( „Er bröckelt “ ) , so habe die Polit ik die Just iz „auf beunruhigend vielen 
Ebenen geschwächt “ .37 
 
b)   Gefährdung durch polit ische Entscheider ( Exekut ive)  

 

( 1 )  Problem stellung 

 
Rein organisator isch werden Bundesregierung – leitendes Exekut ivorgan –, 
die Landesregierungen, Bundes-  und Landesverwaltung, der Exekut ive zu-
geordnet  m it  ihren Aufgaben Regierung und Verwaltungen. Dem gegenüber 
fällt  pr im är dem  Parlam ent  als Legislat ivgewalt  in der Gewaltenteilungskon-
zept ion des Grundgesetzes die Norm setzung und den Gerichten (Judikat ive)  
als dr it ter Gewalt  die Rechtsprechung zu.38 Vollziehende Gewalt  und Recht -
sprechung sind dabei an „Recht  und Gesetz“  gebunden. Gewaltenteilung ist  
in diesem  Zusam m enhang nicht  als „ st r ikte“  Trennung der drei Gewalten zu 
verstehen, da das Grundgesetz die Unabhängigkeit  der Funkt ionst räger 
voneinander nicht  durchgängig gewährleistet . So kennt  die Zuordnung der 
Funkt ionen im  Grundgesetz zwingend oder fakultat iv vieler lei „Verm ischun-
gen“ , insbesondere im  Verhältnis Legislat ive zur Exekut ive, woraus sich 
aber auch Gefährdungen der Gewaltenteilung ergeben können, da in allen 
Bereichen der Staatsgewalt  Personen tät ig werden, die denselben polit i-
schen Parteien angehören oder doch nahestehen.39 Dies bet r ifft  sogar die 

                                                            
35  Ebd. 
36  Ebd. 
37  Vgl. hierzu näher Gnisa,  Das Ende der Gerecht igkeit , 2. Aufl. 2017. 
38  Vgl. auch z.B. Knopp/ Hofmann,  NVwZ 2020, 983 m .w.N. 
39  Ebd. 
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drit te Gewalt , die Judikat ive, wenn es um  den Besetzungsm odus des höchs-
ten deutschen Gerichts, des Bundesverfassungsgerichts, als „Hüter“  der 
Verfassung geht , der schon länger in der Kr it ik steht  und die aktuell wieder 
neue „Nahrung“  erhalten hat .40 
 
( 2 )   Beispiel Migrat ionspolit ik  

 
Aufgrund des insbesondere in 2015 über Deutschland und andere EU-Län-
der hereinbrechenden Flücht lingsst rom s setzte Deutschland, von dieser Si-
tuat ion offensicht lich völlig überrascht , säm t liche einschlägige Legislat iva-
kte (Dublin41,  Schengen42 und deutsches Asylrecht 43)  um gehend fakt isch 
außer Kraft . So fanden zunächst  weder Grenzkont rollen noch dezidierte 
I dent itätsfeststellungen von Flücht lingen stat t , da es vor allem  an ange-
m essenen und funkt ionierenden Erfassungsm echanism en in Form  von qua-
lifiziertem  Personal und entsprechender Technik gerade zur I dent itätsfest -
stellung im  Einzelfall m angelte, was in weiten Bereichen allerdings bis heute 
zu beklagen ist . Wenn z.B. bei Verfahren zur Feststellung von berecht igtem  
Asyl eine Behörde davon ausgeht , dass ein Ant ragsteller,  der von sich aus 
sagt , er sei ein Syrer, danach auch tatsächlich als Syrer asylrecht lich zu 
behandeln sei44,  dann hat  dies nichts m ehr m it  der Einhaltung rechtsstaat -
licher Grundsätze, wozu gerade auch Verwaltungen verpflichtet  sind, zu 
tun, es wird hier noch nicht  einm al der Anschein erweckt , dass derart ige 
Grundsätze eingehalten werden. Wenn bis heute Zahlen in Stat ist iken zu 
nach Deutschland eingereisten Flücht lingen dargestellt  werden45,  ist  dies 
letzt lich „Schall und Rauch“ , da keine deutsche Behörde wirklich weiß, wie 
hoch aufgrund der polit ischen Handhabung dieses Problem s die Dunkelziffer 

                                                            
40  Konkret  geht  es hier um  die Wahl des neuen Bundesverfassungsrichters Stephan Har-

barth auf Vorschlag der CDU, der im  Unterschied zu anderen Verfassungsrichtern kein 
Verfassungsrecht ler einer Universität  ist , sondern „akt iver“  Polit iker,  s. hierzu z.B.  
Wefing,  Etwa zu polit isch?, Die Zeit  Nr. 47/ 2018 oder auch Zeit  Online vom 
14.11.2018, abrufbar unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ 2018/ 47/ bundesverfassungsgericht  
-stephan-harbarth-praesident -cdu-bundestagsabgeordneter;  Harbarth als Vorsitzen-
der des 2. Senats und zunächst  Vizepräsident  des Bundesverfassungsgerichts hat  in-
zwischen die Nachfolge von Andreas Voßkuhle im  Am t  des Präsidenten des Bundes-
verfassungsgerichts anget reten. Dabei handelt  es sich um keinen Einzelfall,  was den 
Wechsel von der Polit ik ins Bundesverfassungsgericht  anbelangt , s. aus der Vergan-
genheit  z.B. Jut ta Lim bach, Peter Müller, Peter M. Huber. 

41  Verordnung Nr. 604/ 2013 des europäischen Parlam ents und des Rates vom 26. Juni 
2013, Abl. 180/ 31, zur Fest legung der Kriter ien und Verfahren zur Best im m ung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem  Drit tstaatsangehörigen oder Staa-
tenlosen in einem  Mitgliedstaat  gestellten Ant rags auf internat ionalen Schutz zuständig 
ist . 

42 Verordnung Nr. 2016/ 399 des Europäischen Parlam ents und des Rates vom 9. März 
2016, Abl. L 77/ 1, über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen 
durch Personen (Schengener Grenzkodex) . 

43  S. z.B. §§ 16, 24 AsylG, § 58 AufenthG. 
44  S. o. Fn. 34. 
45  Vgl. etwa o. Fn. 5. 
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bei nicht regist r ierten Flücht lingen tatsächlich ist , die sich inzwischen illegal 
und im  Verborgenen in Deutschland bzw. in Europa insgesam t  aufhalten. 
Auch die Zahlen zu regist r ierten Flücht lingen und insbesondere solchen, die 
sich in Asylverfahren befinden, sind stat ist isch nur bedingt  aussagekräft ig, 
da inzwischen zahlreiche Fälle von I dent itätsbet rug im  Raum  stehen, nach-
dem  die zuständigen deutschen Behörden bis heute nicht  in der Lage sind, 
Flücht lingsident itäten auch zweifelsfrei festzustellen. Deshalb ist  es m ög-
lich, dass Flücht linge teilweise unter jeweils anderer I dent ität  z.B. zwei-  bis 
dreim al nach Deutschland einreisen können. 
 
Gegen diese beispiellose und rechtsstaatswidr ige Migrat ionspolit ik der Bun-
desrepublik haben sich seinerzeit  schon viele kr it ische St im m en gefunden, 
deren I nhaber nicht  nur von polit ischen Entscheidern einfach flugs in die 
„ rechte Ecke“  gestellt  worden sind, m it  der diese Personen, die lediglich 
sachlich kr it isch argum ent ierten, aber überwiegend definit iv nichts zu tun 
hat ten bzw. haben. So fert igte im  Auft rag des Freistaats Bayern, resp. des 
heut igen Bundesinnenm inisters und dam aligen Ministerpräsidenten Horst  
Seehofer ,  der st reitbare und ehem alige Verfassungsrichter Udo di Fabio ein 
Rechtsgutachten vom  12. Januar 2016 m it  dem  Titel „Migrat ionskrise als 
föderales Verfassungsproblem “ , in dem  er der Bundeskanzler in fort laufen-
den „Verfassungsbruch“  bescheinigte. Davon m öchten natür lich heute die 
dam aligen Beteiligten, allen voran der jetzige Bundesinnenm inister 
Seehofer ,  nichts m ehr wissen, obwohl die hier diskut ierten Rechtsfragen 
nach wie vor gerade auch unter rechtsstaat lichen Gesichtspunkten ihrer 
Klärung harren.46 Das ursprünglich als „Bonm ot“  suggerierte „Wir schaffen 
das schon“  der Bundeskanzler in zur Migrat ionskr ise ist  inzwischen zum  Un-
wort  bzw. „Non-Mot “  m ut iert , denn gerade aus der Just iz und der Polizei 
kom m t die klare Feststellung:  „Wir schaffen es nicht “ .47 
 
Seit  langen Jahren verhallt  bei der Polit ik dem gegenüber der Ruf renom -
m ierter Staatsrecht ler nach einem  Zuwanderungsgesetz48,  denn das deut -
sche Asylrecht  wird der Migrat ionsproblem at ik nicht  gerecht  bzw. ist  zu de-
ren Bewält igung ungeeignet . Art . 16a GG beinhaltet  ein sog. Asylgrund-
recht , das diejenigen, die polit isch verfolgt  werden, in Anspruch nehm en 

                                                            
46  Vgl. näher Knopp/ Hofm ann,  NVwZ 2020, 987 m .w.N. 
47  S. o. Fn. 34;  Krit iker deutscher Migrat ionspolit ik werfen auch den polit ischen Entschei-

dern vor, Deutschlands innere Sicherheit  m assiv zu gefährden bzw. gefährdet  zu ha-
ben, da ohne größere Kont rollen hundert tausende von Flücht lingen nach Deutschland 
zum eist  ohne Dokum ente eingereist  seien, weshalb auch niemand wisse, wie viele 
Terror isten und Krim inelle darunter seien, s. etwa Meining,  Geheimakte Asyl, 2019 m it  
zahlr . Nachw. 

48  Vgl. etwa die Beit räge von Papier  und Bat t is,  in:  Steinbach/ Knopp (Hrsg.) , Flücht lings-
kr ise:  EU am Scheideweg – Abkehr vom Rechtsstaat?, 2016, S. 67 ff.  und S. 88 ff. ,  
eine Publikat ion, die auf einem Symposium vom 18.05.2016 der BTU CS m it  gleichem 
Titel beruht . 
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können. Ob diese I nanspruchnahm e im  Einzelfall berecht igt  ist , erfordert  
aber gerade eine sorgfält ige individuelle Prüfung potenzieller Grundrechts-
t räger49,  welche in vielen Fällen aufgrund der Überforderung und des nach 
wie vor fehlenden technischen Knowhow der zuständigen Behörde, insbe-
sondere des BAMF, gerade nicht  stat t findet  bzw. auch nicht  stat t finden 
kann, zum al völlig ungeklärt  ist , wie viele Asylsuchende bzw. asylberech-
t igte Flücht linge sich überhaupt  in Deutschland aufhalten. 
 
Ergebnislos verhallen im  Übrigen auch die Rufe deutscher Polit iker nach ge-
m einsam en europäischen Lösungen, und dies nicht  nur in der Migrat ions-
kr ise. Daran wird letzt lich in der Praxis – und nur diese ist  entscheidend – 
auch das jüngste EuGH-Urteil vom  2. April 202050 gegen Polen, Ungarn und 
Tschechien nichts ändern, in dem  der EuGH feststellt ,  dass besagte Länder 
durch ihre verweigerte Flücht lingsaufnahm e gegen EU-Recht  verstoßen ha-
ben. Polen und Ungarn haben sogleich darauf hingewiesen, dass die 2015 
gefassten EU-Beschlüsse zur Um verteilung bereits im  Septem ber 2017 aus-
gelaufen seien und eine Um setzung daher nicht  m ehr m öglich sei, weshalb 
das EuGH-Urteil auch keine Konsequenzen für sie habe. Dem gegenüber 
m üsste die EU nunm ehr selbstständig Sankt ionen als Konsequenzen aus 
diesem  Urteil gegen die bet roffenen Mitgliedstaaten verhängen, was nicht  
wahrscheinlich ist . Europäische Lösungen und dam it  gem einsam e Lösungen 
der ehem als hochgepriesenen „Wertegem einschaft  EU“ 51 t rotz verschiede-
ner „Anläufe“ , insbesondere von Deutschland, sind im  Übrigen bis heute 
nicht  in Sicht . Dabei hat  sich die EU bei ihrer uneinheit lichen Migrat ionspo-
lit ik von der Türkei abhängig gem acht , die je nach eigener I nteressenlage, 
wie bei der Syrien- I ntervent ion der Türkei eindrucksvoll zu beobachten war, 
ihr Unterpfand „Flücht linge“  ohne Skrupel gegen die EU ausspielt ,  indem  sie 
nicht  nur dam it  droht , aus ihrem  Flücht lingslager tausende von Flücht lingen 
über Griechenland wieder nach Europa zu schicken, sondern diese Drohung 
auch bereits wahr gem acht  hat , um  weitere Geldm it tel von der EU für die 
Verfolgung ihrer I nteressen im  Syrienkrieg zu „erpressen“ . Belächelt  oder 
sogar verspot tet  von den Großm ächten USA und Russland er innert  die EU 
in ihrem  aktuellen Zustand, um  einm al in den „Fußballjargon“  abzugleiten, 
an eine „Gurkent ruppe“ , die täglich um  ihren Klassenerhalt  bangen m uss, 
wobei sich hierbei die Frage stellt ,  in welcher Liga sie inzwischen überhaupt  
angekom m en ist . Eine äußerst  t raurige, um  nicht  zu sagen t ragische Ent -
wicklung, setzt  doch die EU viele ihrer großen Errungenschaften aus der 
                                                            
49  Vgl. Art . 16a GG:  Nur polit isch Verfolgte als Grundrechtst räger;  die Verfolgung m uss 

den Grundrechtst räger selbst  t reffen, BVerfGE 83, 216, 230. Zum Begriff der „polit i-
schen“  Verfolgung:  Dieser setzt  auch voraus, dass sie den Bet roffenen aus Gründen 
t r ifft , „die allein in seiner polit ischen Überzeugung, seiner religiösen Grundentschei-
dung oder in für ihn unverfügbaren Merkmalen liegen, die sein Anderssein prägen“  
(asylerhebliche Merkmale) , vgl. BVerfGE 80, 315, 333;  94, 49, 103. 

50  S. o. Fn. 6. 
51  S. o. Fn. 4. 
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Vergangenheit  m utwillig aufs Spiel. Keine andere Problem at ik bisher wie die 
Migrat ionspolit ik der Bundesregierung hat  die deutsche Gesellschaft  so ge-
spalten und die gegensätzlichen Standpunkte, Befürchtungen und Ängste 
der Bevölkerung so deut lich gem acht . „Überlagert “  von „Corona“  m uss jetzt  
aufgepasst  werden, dass diese Spaltung nicht  zusätzlich zu einer gesell-
schaft lichen Radikalisierung insgesam t führt , die teilweise zum indest  schon 
bei der Migrat ionsthem at ik zu beobachten war, da dann bürgerkr iegsähnli-
che Zustände durchaus auch in Deutschland denkbar wären, so wie sie 
vielerorts jetzt  schon aufgrund der sich m assiv abzeichnenden sozialen Fol-
gen in den USA zu beobachten sind und hier die „Gun and Law“ -Mentalität  
wieder die St raßen zu beherrschen beginnt . 
 
Im  Rahm en der deutschen, aber vor allem  auch – uneinheit lichen – euro-
päischen Migrat ionspolit ik m it  ihrer facet tenreichen Problem at ik sind in der 
EU zum  einen nat ionale I nteressen wieder in den Vordergrund gerückt , wel-
che die von Deutschland u.a. EU-Staaten favorisierte Migrat ionspolit ik st r ikt  
ablehnen und sich hierbei pr im är auf nat ionale Sicherheitsinteressen und 
deren Schutz im  Hinblick auf die jeweilige Bevölkerung berufen, wie nicht  
zuletzt  die Argum entat ion von Ungarn, Polen und Tschechien in dem  EuGH-
Verfahren zur Ablehnung dieser Mitgliedstaaten, Flücht linge aufzunehm en, 
belegt .52 I n Deutschland selbst  hat  die Spaltung der Gesellschaft  zur Migra-
t ionsfrage ebenfalls zum  m assiven Erstarken rechtspopulist ischer Bewegun-
gen, u.a. auch der AfD geführt , zugleich „begünst igt “  durch eine Reihe von 
islam ist isch m ot ivierten Anschlägen m it  Toten und Verletzten, wie z.B. auf 
dem  Berliner Weihnachtsm arkt . Ohne eigene „durchschlagende“  polit ische 
Konzepte war es bislang für derart ige rechtspopulist ische St röm ungen ein-
fach, auf „Fehler“  und dadurch verursachte Missstände der etablierten Par-
teien im  Um gang m it  Migranten zu „warten“ , um  diese unter besonderer 
Hervorhebung der zunehm enden Sicherheitsr isiken für die deutsche Bevöl-
kerung anzuprangern, die sich von den regierenden Entscheidern in diesem  
Zusam m enhang offensicht lich nicht  m ehr „ernst “  genom m en fühlen 
m usste, zum al auch seriöse Krit iker der deutschen Migrat ionspolit ik, die 
insbesondere im m er wieder das I ntegrat ionsziel bei den Flücht lingen in den 
Vordergrund stellt ,  gerade auch die Beachtung und Problem at ik von Sicher-
heitsaspekten anm ahnen und analysieren, die durch einen unkont rollierten 
Flücht lingsst rom  erst  entstanden sind.53 Hinzu kom m t, dass die I ntegrat i-
onsversuche bei Mitbürgern m it  Migrat ionshintergrund in Deutschland nicht  

                                                            
52  S. o. Fn. 6;  s. ferner Haufe, EuGH zur verweigerten Flücht lingsaufnahm e durch osteu-

ropäische Staaten, 02.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.haufe.de/ recht / weitere-
rechtsgebiete/ st rafrecht -oeffent l- recht / eugh-urteil- zur-verweigerten- fluecht lingsauf 
nahm e- in-osteuropa_204_513358.htm l.  

53  Vgl. etwa Meining (o. Fn. 47) . 
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unbedingt  von großem  Erfolg gekrönt  sind, wie z.B. die – durchaus erfolg-
reichen – kr im inellen Machenschaften, m edial nahezu „allgegenwärt ig“ , 
ganzer Fam ilienclans m it  Migrat ionshintergrund in Deutschland belegen. 
 
Dabei verbietet  sich t rotz aller Problem at ik im  Einzelnen bei Bewält igung 
der Migrat ionskrise, die noch lange Zeit  in Anspruch nehm en wird, alle 
Flücht linge pauschal als „potenzielle islam ist ische Krim inelle“  abzustem-
peln. So gibt  es durchaus viele Asylsuchende, deren berecht igte I nteressen 
gewahrt  werden m üssen, wobei es für die zuständigen deutschen, oft  über-
forderten, Behördenm itarbeiter im  Einzelfall nicht  im m er einfach ist , die 
„Spreu vom  Weizen“  zu t rennen, dies gilt  auch für die Verwaltungsgerichte, 
die sich m it  zahlreichen Asylverfahren aufgrund von Klagen gegen Ableh-
nungsbescheide konfront iert  sehen und deren Entscheidungen auch nicht  
unbedingt  behördliche Um setzungen folgen, wie oben schon dargestellt .  
Fakt  ist  jedenfalls, und dies gestehen die polit ischen Entscheider inzwischen 
durchaus ein, dass sich im  Zusam m enhang m it  der Flücht lingskrise ein nur 
schwer durchdringbarer und kaum  „zerschlagbarer Markt “  von Schleusern 
gebildet  hat , m an könnte fast  von einer „Asylindust r ie“  sprechen, welcher 
die Sehnsüchte nicht  nur von polit isch Verfolgten, sondern insbesondere 
auch von potenziellen Wirtschaftsflücht lingen im  Hinblick auf eine bessere 
Zukunft  in Europa nach wie vor „befeuert “ , selbstverständlich gegen gutes 
Geld und der Offerte einer zweifelhaften Hoffnung, auch zum indest  lebend 
in Europa aus den verschiedenen Kriegsgebieten anzukom m en und dort  
Aufnahm e zu finden. 
 
( 3 )   Beispiel Sterbehilfe –  „Aushebelung“ des Gew altenteilungs-

prinzips 

 
Dieses Beispiel stam m t aus einem  aktuellen, facet tenreichen und äußerst  
„ sensiblen“  Bereich, näm lich der „Sterbehilfe“ , bei der sich im m er wieder 
sehr kont roverse Diskussionen entzünden. Them at isch geht  es in diesem  
Zusam m enhang um  die Einflussnahm e des Bundesm inister ium s für Ge-
sundheit , resp. des Bundesgesundheitsm inisters Jens Spahn,  gegenüber ei-
ner Verwaltungsbehörde, um  diese an der Um setzung einer obergericht li-
chen Entscheidung zu hindern. Wie bereits dargestellt ,  ist  das Bundesge-
sundheitsm inister ium , wie andere Bundesm inister ien, organisat ionsrecht -
lich der Exekut ive zuzurechnen. Im  Unterschied zum  Verhältnis Exekut ive-
Legislat ive stehen Exekut ive und Judikat ive bzw. rechtsprechende Gewalt  
grundsätzlich – so vom  Grundgesetz auch gewollt  – in einem  „natürlichen“  
Spannungsverhältnis, wobei dies in der Praxis prim är durch Rechtsverlet -
zungen der öffent lichen Gewalt , das heißt  durch Verwaltungen, abgebildet  
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wird. I nsoweit  sieht  das Grundgesetz in Art . 19 Abs. 4 GG auch einen „ lü-
ckenlosen“  Rechtsschutz des bet roffenen Bürgers gegen Akte der Exekut ive 
vor, der zudem  „vollständig“  und „ rechtzeit ig“  sein m uss.  
 
Der Exekut ive werden aber nicht  nur die „klassischen“  Bundes-  und Länder-
verwaltungen zugerechnet , sondern vor allem  auch, wie schon gesagt , die 
Bundesregierung bzw. deren Mitglieder und I nst itut ionen, wom it  zugleich 
das Spekt rum  des polit ischen Einflussbereichs deut lich wird. Während sich 
die Funkt ionst räger von Exekut ive und Legislat ive insoweit  verm ischen, als 
die agierenden Personen der beiden I nst itut ionen den jeweils gleichen Par-
teien angehören, worauf ebenfalls schon hingewiesen wurde, ist  die Ab-
grenzung der Exekut ive zur Judikat ive eine „st r ingente“ . So ist  die Recht -
sprechung wegen Art . 92 GG allein den Richtern vorbehalten, andere 
Staatsorgane dürfen nicht  selbst  Recht  sprechen oder Einfluss auf die 
Rechtsprechung ausüben.54 I nsbesondere ist  es in diesem  Zusam m enhang 
auch Mitgliedern der Exekut ive untersagt , Wirkungen eines rechtskräft igen 
gericht lichen Urteils nacht räglich im  Sinne polit ischer Opportunität  zu be-
einflussen bzw. den Vollzug entsprechender gericht licher Entscheidungen 
durch die jeweils zuständigen Behörden zu unterbinden. Eine solche Vorge-
hensweise verstößt  eindeut ig gegen das grundgesetzlich garant ierte Rich-
term onopol bei der Rechtsprechung und dam it  auch gegen das Gewalten-
teilungsprinzip. Gleichwohl versuchen Mitglieder bzw. I nst itut ionen der Exe-
kut ive in zent ralen Lebensbereichen im m er wieder diese Einflussnahm e ge-
rade nach höchst r ichter lichen Entscheidungen gegenüber den hier für die 
Ausführung oder Beachtung zuständigen Behörden, wie viele prom inente 
Beispiele belegen. Der „Bruch“  bzw. die Missachtung des Gewaltenteilungs-
prinzips durch die Exekut ive ist  dabei vor allem  seit  langem  im  Steuerrecht  
bekannt  und durch sog. Nichtanwendungserlasse dokum ent iert , aber z.B. 
auch im  Sozialrecht  und Gesundheitsrecht  durch m inister ielle Anweisungen 
u.Ä.55 
 
Folgender Sachverhalt  stand auf dem  gericht lichen Prüfstand:  
 
Mit  Urteil vom  2. März 201756 stellte das Bundesverwaltungsgericht  fest , 
dass ein ablehnender Bescheid des Bundesinst ituts für Arzneim it tel und Me-
dizinprodukte (BfArM)  hinsicht lich des Erwerbs von 15 g Nat r ium -Pentobar-
bital,  einem  nach dem  Betäubungsm it telgesetz (BtMG)  verkehrs-  und ver-
schreibungsfähiges Betäubungsm it tel, zum  Zweck der Durchführung eines 

                                                            
54  Sog. „Richtermonopol“ , vgl. näher Albrecht / Küchenhoff,  Staatsrecht , 3. Aufl. 2015, § 9 

Rn. 123 m .w.N. 
55  Vgl. nur Knopp/ Hofm ann,  NVwZ 2020, 983 ff. m .w.N. 
56  BVerwGE 158, 142 =  NVwZ 2017, 1452 ff. 



35 

begleitenden Suizids zu er lauben, rechtswidr ig gewesen ist . Nach Auffas-
sung des Bundesverwaltungsgerichts sei der Erwerb eines Betäubungsm it -
tels zum  Zweck der Selbst tötung grundsätzlich zwar nicht  er laubnisfähig, 
doch sei im  Hinblick auf das allgem eine Persönlichkeitsrecht  in Verbindung 
m it  der Unantastbarkeit  der Würde des Menschen (Art . 2 Abs. 1 i.V.m . Art . 1 
Abs. 1 GG)  und dem  dam it  verbundenen Recht  eines schwer und unheilbar 
kranken Menschen zu entscheiden, wie und zu welchem  Zeitpunkt  sein Le-
ben enden soll,  vorausgesetzt  er kann seinen Willen frei bilden und entspre-
chend handeln, das Betäubungsm it telgesetz57 dahingehend auszulegen, 
dass der Erwerb eines Betäubungsm it tels für eine Selbst tötung m it  dem  
Zweck des Gesetzes ausnahm sweise vereinbar ist , wenn sich der suizidwil-
lige Erwerber wegen einer schweren und unheilbaren Erkrankung in einer 
ext rem en Not lage befinde. Eine solche ist  – laut  Bundesverwaltungsgericht  
– gegeben, wenn zum  einen die schwere und unheilbare Erkrankung m it  
gravierenden körperlichen Leiden, insbesondere starken Schm erzen, ver-
bunden ist , die bei dem  Bet roffenen zu einem  unert räglichen Leidensdruck 
führen und nicht  ausreichend gelindert  werden können, des Weiteren der 
Bet roffene entscheidungsfähig ist  und sich frei und ernsthaft  entschieden 
hat , sein Leben beenden zu wollen und ihm  schließlich eine andere zum ut-
bare Möglichkeit  zur Verwirklichung des Sterbewunsches nicht  zur Verfü-
gung steht . 
 
Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts nahm  auch die am  10. Dezem ber 
2015 in Kraft  get retene St rafvorschrift  des § 217 StGB (Verbot  der sog. 
geschäftsm äßigen Förderung der Sterbehilfe)  in den Blick, wobei bezüglich 
dieser Vorschrift  deren Begründung gerade keinen Anhaltspunkt  für einen 
durch den Gesetzgeber generell gewolltes ausnahm sloses Verbot  ohne 
Rücksicht  auf die genannte ext rem e Not lage schwer und unheilbar kranker 
Menschen und dam it  verbundenen besonderen Einzelfällen unter sehr eng 
gefassten Voraussetzungen bietet . Ganz im  Gegenteil,  so das Bundesver-
waltungsgericht , gehe die Gesetzesbegründung von einer fehlenden St raf-
barkeit  in einem  solchen Fall sogar ausdrücklich aus, wobei die Vorschrift  
des § 217 StGB jüngst  m it  dem  Hinweis auf das im  Grundgesetz verankerte 
Allgem eine Persönlichkeitsrecht  durch Urteil des Bundesverfassungsge-
r ichts vom  26. Februar 2020 für verfassungswidrig und dam it  unwirksam  
erklärt  wurde.58 
 
Nach Angaben der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage des Abgeordne-
ten Konstant in Kuhle u.a. vom  11. Mai 2018 wurden vom  2. März 2017 bis 
26. April 2018 bereits 104 Ant räge beim  BfArM gestellt .  Bis zu diesem  Zeit -

                                                            
57  Konkret  § 5 Abs. 1 Nr. 6 BtMG. 
58  Az.:  2 BvR 2347/ 15 u.a. =  NJW 2020 (Heft  13) , 905 ff. 
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punkt  wurde keine Erlaubnis zum  Erwerb eines tödlich wirkenden Betäu-
bungsm it tels zum  Zweck der Selbst tötung erteilt  oder versagt .59 Die Bun-
desregierung teilte in diesem  Zusam m enhang m it , dass die Beratungen, wie 
ihre Haltung zum  Urteil des Bundesverwaltungsgerichts sei und wie weiter 
verfahren werden soll,  noch nicht  abgeschlossen seien, zu berücksicht igen 
sei jedoch ein Rechtsgutachten von di Fabio.  Aus diesem  Rechtsgutachten 
gehe hervor, dass das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts verfassungs-
widrig sei.60 Auf Nachfrage teilte die Bundesregierung zudem  m it , dass zum  
Zeitpunkt  der Beantwortung der Kleinen Anfrage kein Nichtanwendungser-
lass angeordnet  worden sei.  Ob ein solcher geplant  würde, wird nicht  be-
antwortet , sondern lediglich auf die internen Beratungen im  Hinblick auf das 
Rechtsgutachten di Fabios verwiesen.61 
 
Wie daraufhin die Medien berichten, dies geht  insbesondere aus einem  Ar-
t ikel des Tagesspiegels hervor, welchem  ein Brief des Bundesgesundheits-
m inisters sowie interne Unterlagen des Bundesgesundheitsm inister ium s 
vorliegen würden, hat  Minister Spahn im  Juni 2018 eine Sperre hinsicht lich 
der Herausgabe des Medikam ents Nat r ium -Pentobarbital in entsprechender 
Dosis verfügt  und som it  Maßnahm en des zuständigen BfArM in Bonn unter-
bunden. Eine Einzelfallprüfung durch diese Behörde war dam it  auch nicht  
m ehr m öglich. Man habe sich aber dennoch seitens der Polit ik dafür ent -
schieden, „das Urteil zu übergehen, auch wenn dies unter rechtsstaat lichen 
Aspekten nicht  unheikel sei“ .62 I n einem  Verm erk aus 2018 hieß es, dass 
„gem äß Vorgaben“  von Bundesgesundheitsm inister Spahn „die beim  BfArM 
anhängigen Ant räge auf Erteilung einer Erwerbserlaubnis der Betäubungs-
m it tel zum  Zweck der Selbst tötung im  Ergebnis versagt  werden“  sollen.63 
Die Beam ten des Bundesgesundheitsm inister ium s hät ten hierzu einen Brief 
für den Staatssekretär Lutz St roppe an das BfArM gefert igt ,  in welchem  eine 
entsprechende „Bit te“  an das Bundesamt  gerichtet  wurde, wobei behörden-
intern diese Bit te „ keine Zweifel an einer Verbindlichkeit “  aufkom m en ließ, 
sodass der Brief „ im  Ergebnis der Wirkung eines Nichtanwendungserlasses 
gleich“  kom m e und auch als solcher zu bewerten gewesen sei.64 
 

                                                            
59  BT-Drs. 19/ 2020, 3. 
60  Di Fabio,  Erwerbserlaubnis letal wirkender Mit tel zur Selbst tötung in existenziellen Not -

lagen, Rechtsgutachten zum Urteil des BVerwG vom  02.03.2017 – 3 C 19/ 15 –, 
11.2017, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bfarm .de/ SharedDocs/ Downloads/ DE/ Service/  
Presse/ Rechtsgutachten.pdf?__blob= publicat ionFile&v= 2;  s. zum  benannten Urteil o. 
Fn. 56. 

61  BT-Drs. 19/ 2020, 6. 
62  Vgl. Müller-Neuhof, Jens Spahn verhindert  Sterbehilfe, Der Tagesspiegel vom 

19.02.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.tagesspiegel.de/ polit ik/ gesundheitsm inister 
- ignoriert -urteil- jens-spahn-verhindert -sterbehilfe/ 24010180.htm l.  

63  Ebd. 
64  Ebd. 
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Das aktuelle Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu § 217 StGB m it  seinen 
Ausführungen r ichtet  sich letzt lich gerade auch an den Gesundheitsm inister. 
So m uss laut  Bundesverfassungsgericht  dem  Recht  des Einzelnen, aufgrund 
freier Entscheidungen m it  Hilfe Drit ter einen Suizid zu begehen, fakt isch ein 
hinreichender Raum  zur Ent faltung und Um setzung belassen werden. An-
passungen und Ausgestaltungen bedürfe es aber beim  Berufsrecht  der Ärzte 
und Apotheker sowie dem  Betäubungsm it telrecht .65 
 
   

                                                            
65  Vgl. auch Knopp/ Hofmann,  NVwZ 2020, 986 m .w.N. 
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I I I . Erosion des Rechtsstaats durch „Corona“ 

 

1 .  „Corona“ ent larvt  elem entare Schw ächen 

 

a)   „W as w ir  w issen“ –  zugleich: Stat ist iken und Zahlen „Schall und 

Rauch“? 

 
Wir wissen, dass wir gar nichts wissen, so jedenfalls zu Beginn des Aus-
bruchs der Pandem ie, „beschönigend“  ausgedrückt , jetzt  wissen wir schon 
etwas m ehr, aber insgesam t  noch viel zu wenig über das Virus, das den 
Alltag der m eisten Länder der Welt  und deren Gesellschaften dom iniert  m it  
überwiegend fatalen, um  nicht  zu sagen „zerstörenden“  Folgen und täglich 
neuen – zum eist  – erschreckenden, teilweise sich auch widersprechenden, 
zut reffenden und nichtzut reffenden (Fake- )Nachrichten. 
 
Zur „ sicheren“  Erkenntnis gehört  jedenfalls, dass die aktuelle I nfekt ionsepi-
dem ie von einem  Virus aus der Gruppe der bekannten Coronaviren verur-
sacht  wird, m edizinisch als SARS-CoV-2 bezeichnet , welches die teilweise 
tödlich verlaufende Lungenerkrankung COVI D-19 hervorruft . Der Begriff 
SARS steht  dabei allgem ein für das „Severe Acute Respiratory Syndrom e“ . 
 
Erste Fälle von SARS t raten schon im  Novem ber 2002 in Südchina auf, al-
lerdings m it  seinerzeit  weitaus geringeren Folgen im  Hinblick auf (ge-
schätzte)  Erkrankungs-  und Todeszahlen, weshalb die dam alige SARS-Epi-
dem ie in den verschiedenen Ländern im  Verhältnis zu der aktuellen Pande-
m ie eher noch als relat iv „harm los“  eingestuft  werden kann, aber eben nur 
„ in dieser Relat ion“ . Ähnliches gilt  für das MERS-Coronavirus (Middle East  
Respiratory Syndrom e) , erstm alig in 2012 beim  Menschen nachgewiesen 
und ursächlich vor allem  dem  arabischen Raum  zugeordnet . Auch hier sind 
die geschätzten Erkrankungen und Todeszahlen nicht  annähernd m it  der 
aktuellen SARS-CoV-2-Pandem ie vergleichbar.66 
 
Allein der Ursprungsort  für die Pandem ie dürfte feststehen, näm lich im  chi-
nesischen Wuhan, wobei, wie die Histor ie zeigt , asiat ische, aber auch ara-
bische und afr ikanische Lebensräum e für das Entstehen der sich dann welt -
weit  ausbreitenden Viren geradezu „prädest iniert “  zu sein scheinen. Hin-
sicht lich des Ursprungs der neuen Pandem ie sind inzwischen aber insoweit  
auch wieder Zweifel aufgekom m en, da nach Medienberichten spanische 

                                                            
66  Vgl. beispielhaft  und inst rukt iv hierzu Bayerisches Landesamt  für Gesundheit  und Le-

bensm it telsicherheit , Coronavirus-Erkrankungen (SARS, MERS) , abrufbar unter:  
ht tps: / / www.lgl.bayern.de/ gesundheit / infekt ionsschutz/ infekt ionskrankheiten_a_z/  
coronavirus;  vgl. ferner Wikipedia, COVI D-19-Pandem ie in Deutschland, abrufbar un-
ter:  ht tps: / / de.wikipedia.org/ wiki/ COVI D-19-Pandemie_in_Deutschland. 
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Forscher in Barcelona den neuen Virus bereits im  März 2019 im  Abwasser 
analysiert  haben wollen, nur ein Beispiel, was t rotz et licher Studien zu ein-
zelnen Fragen zum  Virus und dessen Entwicklung die nach wie vor beste-
hende „Erkenntnisunsicherheit “  belegt . 
 
Nicht  geklärt  ist  dagegen bis heute der konkrete Ursprung der neuen Virus-
erkrankung, die „Verdachts“ -palet te erst reckt  sich von einer „natürlichen“  
Entstehung des Virus auf einem  chinesischen Wildt ierm arkt  (so etwa chine-
sische, aber auch deutsche Forscher)  bis hin zu einer „ chem ischen“  Entste-
hung in einem  nahe Wuhan gelegenen Labor, aus dem  das Virus „entwi-
chen“  sei (so vor allem  die Auffassung von Präsident  Donald Trum p,  der im  
Rahm en seiner Ant i-China-Polit ik neues „Befeuerungsmaterial“  ent facht  
hat ) . I n diesem  Zusam m enhang m ehren sich aber die Vorwürfe auch ande-
rer Länder und I nst itut ionen, dass China den Ausbruch der neuen I nfekt i-
onserkrankung lange verschwiegen und so erheblich zu der globalen Ent -
faltung deren Gefährdungspotenzials beiget ragen habe, wodurch zugleich 
die Weltgesundheitsorganisat ion (WHO)  in Kr it ik geraten ist , welche die „ I n-
form at ionspolit ik“  Chinas noch gelobt  hat te.  
 
Jedenfalls lernen Wissenschaft ler und die polit ischen Entscheider nahezu 
jeden Tag „m ehr“  zu Übert ragungswegen, Verläufen und auch schon zu 
m öglichen Folgen von SARS-CoV-267,  um  den korrekten m edizinwissen-
schaft lichen Begriff zu benutzen, wobei diese Erkenntnisse in äußerst  klei-
nen Schrit ten sich noch weit  ent fernt  von einem  „Wissen“  um  die verschie-
denen und kom plexen Facet ten der Viruserkrankung bewegen, was auch 
die vielen Unsicherheiten und teilweise Widersprüchlichkeiten bei den poli-
t ischen Entscheidungen zur Eindäm m ung der Pandem ie erklärt , doch hierzu 
später. 
 
Pandem ien sind, bet rachtet  m an die Geschichte der Menschheit , im m er wie-
der Teil derselben, hingewiesen sei nur beispielhaft  auf die Pest , deren Seu-
chenzüge von der Bronzezeit  bis zum  Ende des 19. Jahrhunderts weite 
Landst r iche, vornehm lich in Europa, entvölkerte und deren Erforschung ein 
zent rales Kapitel der Medizingeschichte darstellt ,  des Weiteren auf die „Spa-
nische Grippe“ , die sich zwischen 1918 gegen Ende des Ersten Weltkr iegs 
und 1919/ 20 in insgesam t  sog. drei Wellen in der Weltbevölkerung verbrei-
tete, wobei die Zahlen der Toten zwischen 20 Mio. bis 50 Mio., teilweise 
sogar bis 100 Mio. schwanken bei einer angenom m enen seinerzeit igen 
Weltbevölkerung von etwa 1,8 Mrd. Menschen. Zu den „Besonderheiten“  
dieser in der Regel tödlich verlaufenden Seuche gehörte, dass ihr wohl im  

                                                            
67  Vgl. z.B. BMG, Zusammen gegen Corona (Basiswissen zum  Coronavirus) , abrufbar  

unter:  ht tps: / / www.zusam m engegencorona.de/ inform ieren/ basiswissen-coronavirus/  
?gdid= LAlalQobChMI jYu1sdOw6gI VBgB7Ch1P1Q-1EAAYASAAEg.  
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Unterschied zur aktuellen Corona-Pandem ie überwiegend 20-  bis 40-Jäh-
r ige zum  Opfer fielen bzw. verstarben. I n Fachkreisen gilt  diese verhee-
rende Seuche bislang noch als „Mut ter aller Pandem ien“ .68 
 
Während bereits dam als die Zahlen der I nfizierten, insbesondere aber der 
Toten, auch lediglich auf Schätzungen und Verm utungen beruhten, zum al 
es im  Unterschied zu heute noch keine m it  der Gegenwart  vergleichbare 
Erfassungssystem e gab, bei gleichzeit ig äußerst  schwierigen gesellschaft li-
chen und ihr im m anenten schlechten m edizinischen Rahm enbedingungen, 
die sich bei der Erforschung von Viren im m er noch in ihren Anfängen be-
wegten, scheint  sich dieser Zustand, wenngleich auch in äußerst  abgem il-
derter und anderer Form , bei der zahlenm äßigen Erfassung von m it  SARS-
CoV-2- I nfizierten und der hieraus result ierenden Sterberate zu wiederho-
len. 
 
Oberste „Erfassungsinstanz“ , m edial überwiegend präsent , ist  in diesem  Zu-
sam m enhang das Robert  Koch- I nst itut  (RKI ) , ein sog. unabhängiges Bun-
desinst itut  im  Geschäftsbereich des Bundesm inister ium s für Gesundheit 69, 
wobei t rotz dieser „ form ellen“  Unabhängigkeit  eine „ fakt ische“  Abhängigkeit  
im  Einzelfall vom  Bundesgesundheitsm inister dennoch nicht  auszuschließen 
ist . Gespeist  von den Meldungen der Landesgesundheitsäm ter werden re-
gelm äßig neue Zahlenwerke für Deutschland bzw. die einzelnen Bundeslän-
der veröffent licht , die sich aber ausschließlich auf „gem eldete“  und dam it  
„ regist r ierte“  Fälle beziehen (können) . Aufgrund noch im m er nicht  in An-
spruch genom m ener Testkapazitäten m uss deshalb auch im  Unklaren blei-
ben, wie hoch m öglicherweise die tatsächliche Dunkelziffer bei I nfizierten, 
aber auch Verstorbenen ist . Die sog. Heinsberg-Studie, die von ca. 1,8 Mio. 
I nfizierten ausgeht70 und deren Zahlenauswertung in der Wissenschaft  als 
m it  Fehlern behaftet  kr it isiert  wird, soll hier – wenn auch für ein äußerst  
begrenztes Gebiet  – weitere Anhaltspunkte geben, ergänzt  wird sie durch 
aktuell weitere Studien. 
 

                                                            
68  Wikipedia, Spanische Grippe, dort  unter Nachweis 5, abrufbar unter:  ht tps: / / de. 

wikipedia.org./ wiki/ Spanische_Grippe. 
69  Zu den Funkt ionen, Aufgaben und der aktuellen Befassung m it  COVI D-19 s. Hom epage 

des RKI , abrufbar unter:  ht tps: / / www.rki.de. 
70  Sie bezieht  sich auf die Erforschung der I nfekt ion insbes. auch auf die m ögliche Dun-

kelziffer in der Gemeinde Gangelt  im  Landkreis Heinsberg, durchgeführt  von der Uni-
versität  Bonn unter Leitung des Virologen Hendrik St reeck ,  abrufbar unter:  
ht tps: / / www.uni-bonn.de/ neues/ 111-2020. Die äußerst  umst r it tene Studie führte zu 
et lichen Diskussionen und aktuell auch zu einer St rafanzeige gegen den Studienleiter 
Streeck  wegen Bet rugsverdachts, vgl. z.B. RP Online, Wissenschaft ler erhebt  Bet rugs-
vorwürfe gegen Virologe St reeck, 03.07.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / rp-online.de/  
panoram a/ coronavirus/ hendrik-st reeck-bet rugsvorwuerfe-corona-heinsberg-studie-
erneut - in-diskussion_aid-51979295. 
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Den Berechnungen und täglich veröffent lichten Zahlenwerten des RKI  
kom m t aus dem  vorher Gesagten lediglich ein „ indizieller“  Charakter zu, sie 
sind Param eter für ein Verdachtsgeschehen, das nur einen „kleinen“  Teil 
abzubilden verm ag, zum al es auch im m er wieder zu Überm it t lungsfehlern 
beim  Zahlenm aterial zwischen Landesgesundheitsäm tern und dem  RKI  so-
wie teilweise Fehleinschätzungen durch das RKI  selbst  kom m t. Dennoch ist  
dieser Teil derzeit  einziger „m essbarer“  Anhaltspunkt , u.a. für polit ische 
Entscheidungen im  Hinblick auf die Ausbreitung und Eindäm m ung der Pan-
dem ie, wenngleich verschiedene Berechnungen und Wertedarstellungen bis 
heute im m er noch keine allgem eine Transparenz in der Bevölkerung er-
reicht  haben, vereinfacht  ausgedrückt , die Bevölkerung, aber teilweise auch 
Fachleute, bis heute nicht  im m er genau nachvollziehen können, wie das RKI  
zu seinen wertebezogenen Analysen und Aussagen gekom m en ist  bzw. 
kom m t. Hierzu gehört  sicherlich auch die sog. Basisreprodukt ionszahl (R0) , 
die es laut  RKI  dauerhaft  „unter 1“  zu „drücken“  gilt ,  um  die Pandem ie unter 
Kont rolle zu halten.71 Ein Beispiel:  Bei einer relat iv niedrigen Reprodukt i-
onszahl von z.B. 0,57 würden laut  RKI  100 I nfizierte noch 57 Personen m it  
dem  Virus anstecken. Wie diese Gleichung im  Einzelnen zustande kom m t, 
dürfte aber den wenigsten geläufig sein. Diese und andere Zahlen sind aber 
letzt lich nicht  „ in Stein gem eißelt “ , sondern haben – je nach I nst itut ion – 
unterschiedliche Bandbreiten und dam it  unterschiedliche Aussagekraft 72, 
verbunden m it  einer Reihe von Fehlerquellen, die es durch repräsentat ive 
Studien noch aufzuklären gilt .  Als Zwischenfazit  ist  also festzuhalten:  Wie 
viele Menschen tatsächlich in Deutschland infiziert  sind und wie der Anteil 
derjenigen I nfizierten ist , die an dem  Coronavirus verstorben sind, ist  nach 
wie vor unklar. Dieses „Wissen“  um  das „Nichtwissen“  der realen Gegeben-
heiten gilt  aber wenigstens als „sicher“ .  
 
b)   Polit ik  kontra W issenschaft? 

 

I n Zeiten einer Pandem ie schlägt  die Stunde der Wissenschaft ler, genauer:  
der Medizinwissenschaft ler und hier vor allem  der Virologen, die es sonst  
eher gewohnt  sind, im  St illen und nicht  unbedingt  öffent lichkeitswirksam  zu 
forschen. I hre m ediale Präsenz ist  derzeit  dagegen nahezu allgegenwärt ig, 
ob in Podcasts oder Talkshows oder anderen m edialen Veranstaltungen ver-
suchen sie m ehr oder m inder „gekonnt“ , der Bevölkerung und der Polit ik ihr 
– wenn bisher auch – „karges“  Wissen um  die neue I nfekt ionskrankheit  zu 

                                                            
71  Vgl. z.B. ausführl.  Quarks.de, Was die Daten zu Corona aussagen und was nicht , 

05.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.quarks.de/ gesellschaft / wissenschaft /  
heinsberg-studie-das- lernen-wir-daraus-und-das-nicht ;  des Weiteren Stoppel,  Warum  
die Corona-Kennzahl ständig wechselt , n- tv vom 27.04.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.n- tv.de/ wissen/ Warum -die-Corona-Kennzahl-staendig-wechselt -art icle 
21742857.htm l. 

72  Ebd. 
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verm it teln und Em pfehlungen m it  ihrem  Um gang zu geben. Auf ihrer fach-
lichen Kom petenz und ihrer (erfolgreichen)  Forschung nach den Ursachen, 
Übert ragungswegen und Verläufen der Erkrankung ruht  die Hoffnung der 
polit ischen Entscheider und der Bevölkerung, wobei die „exklusive“  Orien-
t ierung an den m edizinwissenschaft lichen Aussagen und Feststellungen für 
die polit ischen Entscheider zunächst  ein „Muss“  gewesen ist , um  überhaupt  
konkrete Maßnahm en zur Eindäm m ung der Pandem ie t reffen zu können. 
Medial präsente Wissenschaft ler,  wie etwa Christ ian Drosten73 oder Alexan-
der Kekulé74,  nur um  beispielhaft  zwei der renom m ierten und auch äußerst  
engagierten Virologen zu benennen, versuchen dabei aufzuklären, zu em p-
fehlen, aber auch darauf hinzuweisen, dass das m edizinische Wissen um  die 
neue Virusepidem ie noch in den Anfängen steckt  und m it  der raschen Ent -
wicklung von Medikam enten, gar eines I m pfstoffs, t rotz vielversprechender 
Studien, nicht  zu rechnen ist ;  allerdings lassen erste Erfolge bei der Medi-
kat ion bei schweren Erkrankungsverläufen durch „Rem desivir“ , einem  ur-
sprünglich nicht  zugelassenen und auch nicht  zur Behandlung verwendeten 
„Ebola“ -Mit tel,  hoffen, wobei dennoch in diesem  Zusam m enhang noch et li-
che m edizinische Fragen offen sind. I m  gleichen „Kanon“  bewegt  sich auch 
das RKI , dessen Erkenntnisse, wie schon gesagt , zunächst  allein auf den 
Meldungen der Landesgesundheitsäm ter beruhen, zum  anderen auch auf 
den Erkenntnissen der Forschung und den Erkenntnissen anderer m edizin-
wissenschaft licher Einr ichtungen. Die gerade dem  RKI  gem achten Vor-
würfe, teilweise widersprüchliche Aussagen, Em pfehlungen und falsche 
Prognosen gem acht  zu haben75,  sind deshalb auch nur scheinbar gerecht -
fert igt , da es eben nicht  selbst  über „or iginäres“  Wissen zu der I nfekt ions-
krankheit  verfügt , sondern abhängig ist  von den Zuarbeiten der Landesbe-
hörden und anderen wissenschaft lichen Studien und Em pfehlungen, aber 
auch von entsprechenden Partnerinst itut ionen aus anderen Ländern der 
Welt . Zweifellos ist  das RKI  ein zent raler Akteur im  Um gang m it  der Virus-
ausbreitung in Deutschland und seine Em pfehlungen gelten als m aßgebliche 
Handlungsricht linien für die Polit ik. Doch hier zeigt  sich, dass Fehleinschät -
zungen der „ viralen Lage“  durch das RKI , aber auch anderen m edizinischen 
I nst itut ionen, lediglich den „m angelhaften Wissensstand“  um  die Erkran-
kung selbst  widerspiegeln. Dafür gibt  es aber nachvollziehbare Gründe, die 

                                                            
73  Prof. Dr. Christ ian Drosten,  Direktor des I nst ituts für Virologie an der Charité in Berlin. 
74  Prof. Dr. Alexander Kekulé, Lehrstuhl für Medizinische Mikrobiologie und Virologie der 

Mart in-Luther-Universität  Halle-Wit tenberg und Direktor des I nst ituts für Mikrobiologie 
des Universitätsklinikums Halle. 

75  Vgl. z.B. Lippl/ Greil, Krit ik am Robert -Koch- I nst itut  wird lauter – RKI  lag m it  Corona-
Prognosen oftm als falsch, Merkur vom  10.07.2020, abrufbar unter:  ht tp: / / www. 
merkur.de/ welt / corona- rki- robert -Koch- inst itut -hopkins-zahlen- infekt ionen-stat ist ik-
kr it ik-wieler-deutschland-zr-13602916.htm l;  s. hierzu die Stellungnahme des RKI  vom 
01.07.2020 zu den Vorwürfen, abrufbar unter:  ht tp: / / www.rki.de/ DE/ Content /  
Service/ Presse/ Zusamm enfassung-2020-07-01.htm l. 
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gerne verdrängt  werden:  I n Deutschland ist  die Gefahr einer Pandem ie an-
fangs deut lich unterschätzt  worden, die ersten I nfekt ionsfälle im  Januar 
2020 führten erst  am  29. Januar 2020 zu einer Befassung in der entspre-
chenden Sitzung des Gesundheitsausschusses im  Bundestag. Dort  beklagt  
der Leiter des RKI , Prof. Lothar H. Wieler ,  die I nform at ionspolit ik Chinas zu 
dem  Virus bzw. seiner Übert ragung.76 Erforderliche Vorkehrungen, insbe-
sondere unter Beachtung der bekannten Risikoanalyse der Bundesregierung 
zum  Bevölkerungsschutz von 201277,  werden dagegen nicht  get roffen. Die 
polit ischen Entscheider lassen eher die Situat ion „auf sich zukom m en“ , so 
der Eindruck zu diesem  Zeitpunkt . 
 
Der Vorwurf, den m an dennoch dem  RKI  m achen könnte, wäre, nicht  früh-
zeit ig und eindringlich die Polit ik auf ihre eigene Risikoanalyse „Pandem ie 
durch Virus Modi-SARS“ , Stand 10. Dezem ber 2012, hingewiesen und ent -
sprechende Maßnahm en angem ahnt  zu haben, wobei dies allerdings vo-
rausgesetzt  hät te, dass gerade auch das RKI  bereits im  Januar 2020 das 
Ausm aß und die Gefährlichkeit  der aufget retenen neuart igen Viruserkran-
kung hät te erkennen können oder sogar m üssen, was aber fraglich ist , da 
die hier m aßgebliche WHO selbst  erst  am  11. März 2020 ( ! )  den Ausbruch 
der Viruserkrankung als „Pandem ie“  eingestuft  hat78,  was den Schluss zu-
lässt , dass gerade diese I nst itut ion die katast rophale „Wirkkraft “  der Virus-
erkrankung völlig unterschätzt  hat . 
 
Dem gegenüber ist  zu konstat ieren, dass die m edizinische Forschung in kur-
zer Zeit  in Deutschland – die Pandem ie hat  die deutsche Gesellschaft  „erst “  
wenige Monate „ im  Griff“  – dennoch relat iv weit  fortgeschrit ten bezüglich 
von Studien zu Im pfstoffen und Medikat ion bei der neuen Viruserkrankung 
ist . Dies ist  sicherlich einzigart ig, wenn m an bedenkt , dass z.B. die HIV-
Forschung seit  Entdeckung von HIV im  Jahr 1983 bis heute keinen I m pfstoff 
zur Entwicklung gebracht  hat , dagegen aber Medikam ente auf dem  Markt  
sind, welche die Lebensdauer von HIV-Pat ienten erheblich verlängern bei 
gleichzeit iger Erhaltung von Lebensqualität . Böse Zungen könnten hierbei 
behaupten, dass die Forschungen für einen Im pfstoff deshalb bislang er-
folglos geblieben sind, weil es sich bei den bet roffenen „Risikogruppen“  um  
keine „wirtschaftsrelevanten“  Personen handele, die zum eist  sowieso nur 
durch eigene Risikohandlungen erst  eine Ansteckung erm öglichen, näm lich 
im  Wesent lichen durch Übert ragung des Virus in Form  von ungeschütztem  

                                                            
76  Vgl. z.B. Fünffinger/ Wet ter ,  Die verlorenen Wochen, Tagesschau.de vom  17.05.2020, 

abrufbar unter:  ht tps: / / www.tagesschau.de/ inland/ corona-ausbruch-deutschland-  
rekonst rukt ion-101.htm l. 

77  Vgl. auch BT-Drs. 17/ 12051. 
78  Vgl. nur Groll u.a. ,  Weltgesundheitsorganisat ion stuft  Coronavirus als Pandem ie ein, 

Zeit  Online vom 11.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ wissen/ gesundheit /  
2020-03/ covid-19-coronavirus- infekt ionen-ausbreitung- live-blog. 
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Sexualverkehr, dagegen aber teure Medikam ente aus Sicht  der Pharm ain-
dust r ie durchaus ein „angemessenes“ , weil gewinnt rächt iges Argum ent  ge-
genüber einem  eventuell weniger gewinnbringenden Im pfstoff darstellen. 
 
I st  die Polit ik zunächst  auch m it  Bund und Ländern den Em pfehlungen ins-
besondere der Virologen gefolgt , hat  sie jetzt  dam it  begonnen, unter dem  
Druck der Öffent lichkeit , vor allem  aber einzelner Wirtschaftszweige und 
deren m ächt igen Lobbyisten, den „Em pfehlungspfad“  der Wissenschaft ler 
durch teilweise großzügige Lockerungen zu verlassen. Die Befürchtung der 
Virologen, aber auch von I nfekt iologen, ist  das „Anrollen“  der sog. zweiten 
Welle im  Herbst  2020 oder bereits nach den Som m erfer ien nach Rückkehr 
deutscher Urlauber aus dem  Ausland aufgrund viel zu früh gewährter Lo-
ckerungen in den verschiedenen gesellschaft lichen und wirtschaft lichen Be-
reichen, während über die „Kraft “  der „Herbstwelle“  aber auch bei den Wis-
senschaft lern keine Einigkeit  besteht . Einig ist  sich die m edizinische Wis-
senschaft , allen voran wiederum  die Virologen Drosten und Kekulé,  bei den 
I nfekt iologen z.B. Mat thias Stoll79,  aber darin, dass ein bedrohliches Desas-
ter durch die nächste Welle bereits durch vorbeugende Maßnahm en verhin-
dert  werden kann, wenn etwa aufflackernde regionale Herde rasch unter 
Kont rolle gebracht  würden. Der Polit ik dürfte dieses Szenario aber nicht  
frem d sein, würde sie nur – bezogen auf die Bundesregierung – in ihr „ei-
genes“  Risikopapier von 2012 schauen, wo die „Wellenthem at ik“  ausführlich 
beschrieben wird. Auch die WHO warnt  eindringlich vor einer „ zweiten 
Welle“  oder „Herbstwelle“  als potenzieller „Doppelwelle“ ,  wenn ab Oktober 
2020 z.B. noch parallel die „norm ale“  Grippewelle „anrollt “ . 
 
Die Wissenschaft  gegenwärt ig aber dahingehend „unter Druck“  setzen zu 
wollen, um  schnellere Erkenntnisse zu polit ischem  Handeln zu liefern, ist  
absolut  verfehlt ,  wenn m an bedenkt , dass die m edizinische Forschung, wie 
oben angem erkt , jetzt  schon nach wenigen Monaten zu einer ext rem  ge-
fährlichen und kom plexen Viruserkrankung viel weiter ist  als je zuvor bei 
anderen Viruserkrankungen t rotz weiterbestehendem  „schm alen“  Erkennt -
nisstand. Es ist  danach aus Sicht  der polit ischen Entscheider zwar verständ-
lich, für ihre Entscheidungen „baldm öglichst “  und „belastbare“  wissen-
schaft liche Em pfehlungen zu erhalten, wie etwa bei Kita-  und Schulöffnun-
gen, rat ional und objekt iv nachvollziehbar ist  dies allerdings nicht . Der Vi-
rologe Drosten z.B. kr it isiert  daher völlig zu Recht  den „Druck“  der Polit ik 
auf die Wissenschaft , nur um  „passable“  Aspekte für Einzelentscheidungen 
zu erhalten80,  für die die Wissenschaft  aber gegenwärt ig keinen „Freibr ief“  

                                                            
79  Prof. Dr. Mat thias Stoll,  Virologe an der Medizinischen Hochschule Hannover. 
80  Die Welt , Dann heißt  es plötzlich, „der Minister will jetzt , dass wir was veröffent lichen“ , 

05.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.welt .de/ verm ischtes/ art icle207769731/  
Drosten-Podcast -Virologe-krit isiert -Druck-auf-Wissenschaft -durch-Polit iker.htm l. 
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geben kann, weil aus ihrer Sicht  dies auch „verantwortungslos“  wäre. Ent -
gegen teilweise erheblicher wissenschaft licher Bedenken hat  sich die deut -
sche Polit ik,  wenn auch aus vieler lei nachvollziehbaren Gründen, für ver-
schiedene erhebliche Lockerungen in Abkehr vom  ursprünglichen „Lock-
down“  entschlossen, die Konsequenzen wird die deutsche Gesellschaft , 
nim m t  m an die Prognosen der Mehrheit  der deutschen m edizinischen Wis-
senschaft ler, aber auch des RKI  ( ! )  ernst , bald verspüren, hoffent lich aber 
nicht  in dem  Ausm aß wie m anche Wissenschaft ler befürchten. 
 
Neben den m edizinischen Wissenschaft lern schlägt  inzwischen auch die 
Stunde der sog. „Risikoforscher“ , welche sich vor allem  den sozialen, aber 
auch ökonom ischen Folgen der Pandem ie widm en und die zum  Teil feststel-
len, dass gerade Deutschland „nicht  besonders gut “  auf das Hereinbrechen 
der Pandem ie vorbereitet  gewesen sei, und zwar aufgrund eines fehlenden 
„Desaster I nform at ion Managem ent  System s“ 81. 
 
Last  but  not  least  dürfen die Staats-  und Verfassungsrecht ler nicht  „ verges-
sen“  werden, die zu der verfassungsrecht lichen Tragweite vor allem  zu – 
m assiven – Grundrechtseinschränkungen durch die polit ischen Entscheider 
m it tels Kontaktverboten und Ausgangsbeschränkungen, Maskenpflicht  etc. 
in den entsprechenden Länderverordnungen zur Eindäm m ung der Pande-
m ie Stellung nehm en, worauf unter 2. noch näher einzugehen sein wird, 
gerade auch unter dem  Aspekt  des Titels der vorliegenden Publikat ion. 
 
c)   Das polit ische Dilem m a und die „bit teren“ Früchte des födera-

len System s? 

 
Unabhängig von „Corona“  harren seit  langen Jahren grundlegende und gra-
vierende Problem e nach wie vor ihrer Lösung in Deutschland:  Altersarm ut  
(nicht  gelöst  durch die „Grundrente“ ) , Pflegenotstand (nicht  gelöst  durch 
Zulagen bei den sog. system relevanten Berufen in der Altenpflege anläss-
lich „Corona“ ) , fehlende Kita-Plätze, „Bildungsversagen“ / Lehrerm angel, nur 
um  einige Beispiele zu nennen.82 Hinzu kom m en polit ische „Flops“  aus jün-
gerer Zeit , die insbesondere den Verbraucher finanziell be-  stat t  ent lasten, 

                                                            
81  Lehm an,  „Wir haben großes Glück, dass es so eine langsame Katast rophe ist “ , Der 

Tagesspiegel vom 23.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.tagesspiegel.de/ wissen/  
r isikoanalyst -ueber-corona-wir-haben-grosses-glueck-dass-es-so-eine- langsam e-  
katast rophe- ist / 25767598.htm l. 

82  Zeit  Online, Altersarmut  in Deutschland steigt  t rotz Grundrente, 12.09.2019, abruf-
bar unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ gesellschaft / 2019-09/ altersarm ut -studie-deutschland 
-anst ieg-bertelsm ann-st iftung, unter Verweis auf die Studie der Bertelsm ann St iftung 
(Hrsg.) , Anst ieg der Altersarm ut  in Deutschland:  Wie wirken verschiedene Renten-
reform en?, 2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bertelsmann-st iftung.de/ fileadm in/  
files/ BSt / Publikat ionen/ GrauePublikat ionen/ BST_Studie_Altersarmutsstudie_I I _ 
final.pdf;  Hassenkamp,  Spahns größte Baustelle, SPI EGEL Polit ik vom 04.01.2020, ab-
rufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/ polit ik/ deutschland/ jens-spahn-pflegenotstand-
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wie etwa der „Super-Flop“  Energiewende ( „Deutschland einig Ausst iegs-
land“ ) . I m  Novem ber 2019 beschwört  deshalb in einer Generaldebat te im  
Bundestag die Bundeskanzler in den Zusam m enhalt  der Gesellschaft , um  
der Energiewende (doch noch)  zum  Erfolg zu verhelfen:  „Wir können das 
schaffen“ .83 Diese Beschwörungsform el lässt  aber sofort  aufhorchen, ist  sie 
doch m it  geringer Nuance das Abbild des seinerzeit igen „Non-m ot “  „Wir 
schaffen das schon“  der Bundeskanzler in bei der Migrat ionspolit ik, die ne-
ben der Euro-Krise und der Energiewende laut  Krit ikern und zu Recht  zu 
den gravierenden polit ischen Fehlern der Bundeskanzler in zählt .84 
 
Für die o. beschriebenen und weiteren Problem bereiche dürften gerade 
nach „Corona“  aber die erforderlichen Finanzm it tel fehlen, die jetzt  in Form  
von Milliarden-Ret tungsschirm en85 für coronageschädigte Wirtschaftsberei-
che aufgespannt  sind und für deren spätere Tilgung letzt lich wiederum  der 
Steuerzahler einstehen m uss. Wie bem erkte der baden-würt tem bergische 
Ministerpräsident  Winfr ied Kretschm ann in diesem  Zusam m enhang zut ref-
fend:  Der Deutsche wird nach der Krise zunächst  viel ärm er sein als zuvor.86 
Dabei ist  Deutschland bislang im  Unterschied etwa zu seinen Nachbarn I ta-
lien, Spanien und Frankreich offensicht lich weitaus weniger schwer von der 
Pandem ie bet roffen, auch wenn m an die bisherigen Zahlenwerke nur als 
Anhaltspunkte für die Entwicklung der Pandem ie ansieht . So schienen die 
I nfekt ionskurven zwischenzeit lich weiter abzuflachen, gerade in den „Hot -

                                                            
als-groesste-baustelle-des- just izm inisters-a-1303501.htm l;  Geis-Thöne,  Kinderbe-
t reuung – Fast  320.000 Plätze für unter Dreijährige fehlen, I W Kurzbericht  69/ 2019, 
27.09.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www.iwkoeln.de/ fileadm in/ user_upload/ I W-
Kurzbericht_2019_Bet reuungsluecke.pdf;  Klovert / Laurenz,  Warum  in Deutschland so 
viele Pädagogen fehlen, SPIEGEL Panoram a vom  04.08.2019, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.spiegel.de/ lebenundlernen/ schule/ lehrer-m angel- in-deutschland-warum  
-so-viele-paedagogen- fehlen-und-wo-a-1280209.htm l;  s. auch die Studie der Bertels-
m ann St iftung (Hrsg.) , Steigende Schülerzahlen im  Primarbereich:  Lehrkräftemangel 
deut lich stärker als von der KMK erwartet , 09.2019, abrufbar unter:  ht tps: / / www. 
bertelsmann-st iftung.de/ fileadm in/ files/ BSt / Publikat ionen/ GrauePublikat ionen/ BST-
19-024_Policy_Brief_Schu__lerzahlen- Impulse_die_Schule_machen__6__002_.pdf. 

83  Vgl. auch Hallam ,  Kommentar:  Die Energiewende – Angela Merkels größter Fehler, DW 
vom 01.01.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.dw.com/ de/ kommentar-die-energie 
wende-angela-merkels-groesster- fehler/ a-51807640. 

84 Plickert ,  Merkels Versagen, FAZ vom  27.06.2017, abrufbar unter:  ht tps: / / www.faz. 
net / aktuell/ wir tschaft / wirtschaftspolit ik/ fehler-von-angela-m erkel-euro-kr ise-energie 
wende- fluecht lingskrise-15076075.htm l.  

85  S. zu den Bestandteilen des „Corona-Schutzschildes“  der Bundesregierung Bundesm i-
nister ium  der Finanzen, Kam pf gegen Corona:  Größtes Hilfspaket  in der Geschichte 
Deutschlands, 22.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bundesfinanzm inisterium .de/  
Content / DE/ Standardart ikel/ Themen/ Schlaglichter/ Corona-Schutzschild/ 2020-03-13-
Milliarden-Schutzschild- fuer-Deutschland.htm l; j sessionid= 71B07A51B5D21644A575 
B13D767B18AA.delivery2- replicat ion. 

86  Vgl. z.B. Stut tgarter Zeitung, „Die meisten werden nach der Corona-Krise erstmal är-
m er sein“ , 11.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.stut tgarter-nachrichten.de/  
inhalt .winfr ied-kretschmann-die-meisten-werden-nach-corona-krise-erstmal-aermer-
sein.dc978a99-9082-4699-bb21-5cadf222acb7.htm l. 
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Spot “ -Bundesländern Bayern, Nordrhein-West falen und Baden-Würt tem -
berg. Dem entsprechend konnte sich der ca. sechswöchige „Lockdown“  in 
Deutschland in der Anfangsphase der Pandem ie auch auf Kontaktverbote 
und Abstandsgebote weitgehend beschränken, während dagegen in I talien 
und Spanien, Länder, die besonders schwer von der Pandem ie bet roffen 
waren bzw. teilweise schon wieder sind, weitaus schärfere Maßnahm en, wie 
Ausgangssperren und teilweise Passierscheinpflicht  bei zwingend erforder-
lichem  Ausgang, wie z.B. dem  Gang zur Arbeit  bei den sog. system relevan-
ten Berufen (Ärzte, Pflegekräfte u.a.)  zum  Einsatz kam en. Darüber hinaus 
kam  es aber in Deutschland zur St illlegung ganzer Geschäftsbereiche, wie 
zur Schließung von Hotels und Gast ronom ie, Kleinbet r ieben wie Fr isören 
o.Ä., aber auch Großbet r ieben, wie Kaufhäusern, Elekt rom ärkten etc. Die 
Bundeskanzler in, die zu Beginn der Krise gerade an die Vernunft  und Ein-
sicht  der Bevölkerung im  Hinblick auf die verhängten Maßnahm en appel-
lierte, konnte dabei noch m it  der uneingeschränkten Kooperat ion der Bun-
desländer rechnen, welche die von Bund und Ländern gem einsam  beschlos-
senen Maßnahm en, die schließlich auch – zunächst  nach den Zahlen des 
RKI  – erfolgreich zu sein schienen, in Form  von Landesverordnungen um -
gesetzt  haben.87 Hinzu kam  im  Rahm en nunm ehr vorgenom m ener Locke-
rungen vom  „Lockdown“  die Maskenpflicht , welche als Teil der Eindäm -
m ungsm aßnahm en zunächst  um st r it ten war bzw. noch ist , da das Tragen 
von Masken (Mund-  und Nasenschutz)  neben den Abstandsgeboten (1,5 m )  
teilweise auch von m edizinischen Experten nicht  unbedingt  als Schutz vor 
einer Virusübert ragung angesehen worden war. Die hier teilweise m edizi-
nisch verbreiteten widersprüchlichen Aussagen belegen aber zugleich er-
neut  den unsicheren Um gang m it  der neuen Viruserkrankung, was sich im  
Übrigen bei anderen Fragen zu der Erkrankung widerspiegelt .88 Dabei ist  
die „Maskenpflicht “  sicherlich eine den Einzelnen grundsätzlich am  wenigs-
ten beeint rächt igende Maßnahm e, sie ist  zudem  nicht  „neu“ , sondern schon 
aus Zeiten der Pest  bekannt , wo sog. Pestm asken get ragen wurden bei 
gleichzeit igem  Einhalten ausreichender Abstände zu anderen Personen, 
auch wenn diese Maßnahm en aufgrund der gesellschaft lichen Rahm enbe-
dingungen dam als offensicht lich nicht  besonders wirkungsvoll waren. 
 
Das polit ische Dilem m a liegt  auf der Hand:  Es ist  nahezu unm öglich, die 
deutsche Bevölkerung für eine längere Zeit  „wegzuschließen“  oder im  Hin-

                                                            
87  Aus kr it ischer rechtswissenschaft licher Sicht  vgl. hierzu z.B. Guckelberger ,  Ausgangs-

beschränkungen und Kontaktverbote anlässlich der Corona-Pandem ie, NVwZ 2020 
(Heft  9) , 607 ff. (auch als Online-Aufsatz verfügbar) . 

88  Z.B. zu dem Schmerzm it tel „ I buprofen“  und Corona vgl. Lungenärzte im  Netz, Nichts 
ist  dran an der Warnung vor I buprofen für Corona- I nfizierte! , 23.03.2020, abruf-  
bar unter:  ht tps: / / www.lungenaerzte- im -netz.de/ news-archiv/ m eldung/ art icle/ bei-  
verdacht -auf-coronainfekt ion-kein- ibuprofen-einnehm en. 



48 

blick auf die zum  Einsatz gelangten m ilderen Mit tel „Abstandsbeschränkun-
gen, Maskenpflicht  etc.“  weiter an deren Einsicht  und Vernunft  zu plädieren, 
denn diese anfängliche Einsicht  der deutschen Bevölkerung, get ragen von 
entsprechendem  „vorsicht igem “  Verhalten, hat  sich nunm ehr in großen Tei-
len als sehr „ kurzatm ig“  erwiesen. Auch die überwiegend erschreckenden 
Bilder z.B. aus I talien und Spanien verblassen sehr schnell aus der Erinne-
rung der deutschen Bevölkerung, sind doch die Zahlen kont inuier lich nach 
unten gegangen bzw. zum indest  zeitweise stabil auf niedrigem  Niveau ge-
blieben, weshalb m anch einer die Pandem ie zum indest  in Deutschland 
schon besiegt  oder unter Kont rolle gebracht  wähnte. Was schert  uns also 
das Geschwätz der Virologen und des RKI , die sich offensicht lich auch nicht  
im m er einig sind. Trotz bereits erfolgter Lockerungen im  Mai 2020 kom m t  
es deshalb verm ehrt  zu Protesten und Dem onst rat ionen gegen die polit isch 
verordneten Corona-Maßnahm en, wobei die vordergründige Zielr ichtung 
solcher Dem onst rat ionen die Wiederherstellung der verloren geglaubten 
Grundrechtefreiheiten zu sein scheint , während zugleich et liche „Misstöne“  
lautstark zum  Ausdruck kom m en, aber andere Zielsetzungen verfolgen. So 
wird gern teilweise skandiert , dass die Corona-Maßnahm en ausschließlich 
der Err ichtung einer polit ischen „Diktatur“  und Abschaffung der Grund-
rechte dienten, dass sich in Deutschland ein faschistoides System  zu entwi-
ckeln beginne, das m an bekäm pfen m üsse, dies alles „verziert “  m it  teilweise 
prom inenten Galionsfiguren, die sich zu Wort führern solch skurr iler Behaup-
tungen aufschwingen. Die Zusam m ensetzung der Protestgruppen und De-
m onst ranten ist  dabei durchaus nicht  „hom ogen“ , eher „ schillernd“ . Krisen 
sind hier insbesondere geeignet , von der Polit ik frust r ierte Bürger auf die 
St raße zu br ingen, ebenso schlägt  auch die Stunde der Verschwörungsthe-
oret iker, welche die Corona-Pandem ie als polit isch herbeigeführtes Mit tel 
der Volksunterdrückung sehen, schließlich werden solche Proteste und De-
m onst rat ionen „unterwandert “  von rechtsradikalen oder zum indest  rechts-
populist ischen Agitatoren, welche ihre Botschaften auf diesem  Weg verbrei-
ten. Des Weiteren finden sich auf derart igen Versam m lungen auch im m er 
wieder Im pfgegner, welche aber nicht  m it  polit isch radikalisierten Gruppie-
rungen in einen Topf geworfen und entsprechend st igm at isiert  werden dür-
fen. Aus der Polit ik kom m t zwar der berecht igte Hinweis, dass ein Rechts-
staat  bzw. eine Dem okrat ie wie die deutsche solche Versam m lungen „aus-
halten“  m üsse89,  gleichwohl gilt  es, sie auch sorgfält ig zu beobachten, da 
sehr schnell eine gewisse Eigendynam ik entstehen kann, welche zu einer 
m assiven Radikalisierung dieser Versam m lungen und dam it  Teilen der Ge-
sellschaft  führt  und sie in letzter Konsequenz rechtsstaat licher Kont rolle 

                                                            
89  Vgl. z.B. Schlot t ,  Eine Dem okrat ie m uss Widerspruch aushalten, Kommentar, Deutsch-

landfunk Kultur vom  15.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.deutschlandfunk 
kultur.de/ corona-dem onst rat ion-eine-dem okrat ie-m uss-widerspruch.1005.de.htm l? 
dram: art icle_id= 476640.  
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entgleiten. Histor isch gesehen gibt  es im  Zusam m enhang m it  großen, teil-
weise weltum fassenden Krisen durchaus Beispiele für eine solche Entwick-
lung. Bislang handelt  es sich zahlenm äßig eher noch um  einen kleineren, 
durchaus überschaubaren Anteil an der Bevölkerung, der aber um so laut -
starker seine jeweiligen I nteressen vert r it t ,  weshalb seine Präsenz auch 
eine „Masse“  suggeriert , die schlichtweg (noch)  nicht  vorhanden ist , da sich 
das Gros der deutschen Bevölkerung eher besorgt  zu den anstehenden wei-
teren Lockerungen der bisherigen Corona-Maßnahm en durch die Polit ik 
zeigt . 
 
Ein aktuell weitaus größeres Problem  hat  die deutsche Polit ik dagegen m it  
den jetzt  schon sichtbaren wirtschaft lichen Folgen der Corona-Pandem ie. I n 
äußerst  kurzer Zeit  nach Ausbruch oder genauer:  nach Feststellung der 
neuen Viruserkrankung und den daraufhin unverzüglich ergriffenen „Lock-
down“ -Maßnahm en steht  die deutsche Wirtschaft  und dam it  ein Wohlfahrts-
staat  vor dem  Kollaps, der bislang die größte Volkswirtschaft  in der EU re-
präsent iert  m it  einem  beispielhaften Brut toinlandsprodukt  (BIP)  von rund 
3,44 Bill.  Euro in 2019.90 So ist  das BIP bereits im  ersten Quartal 2020 um  
2,2 %  niedriger als im  Vorquartal91 und Ökonom en prophezeien der deut -
schen Wirtschaft  noch eine weitaus schlim m ere Entwicklung. So könnte laut  
ihren Prognosen die deutsche Wirtschaft  in ihrer Leistungskraft  in 2020 bis 
9 %  „schrum pfen“ , es wird sogar m it  dem  größten Einbruch seit  1930, dem  
Beginn der Weltwirtschaftskr ise, gerechnet , allerdings geht  m an davon aus, 
dass die deutsche Wirtschaft  sich viel schneller als dam als erholen wird, 
wenn auch nicht  m ehr in 2020.92 Dies setzt  letzt lich aber voraus, dass das 
Virus selbst  „m itspielt “ , spr ich:  nicht  m ehr in heft igen „Wellen“  zurückkehrt , 
welche diesm al dann die kom plet te „Zerschlagung“  der deutschen Wirt -
schaft  aufgrund noch weitaus schärferer Eindäm m ungsm aßnahm en wie bis-
her bedeuten könnte, die sich auch auf unabsehbare Zeit  nicht  m ehr erholen 
würde. Wieso in nur kurzer Zeit  die deutsche Wirtschaft  vor einem  derart i-
gen Kollabieren steht , wir ft  dagegen durchaus Fragen auf.93 Eine Antwort  
der Ökonom en bet r ifft  die Kehrseite der Globalisierung und in diesem  Zu-
sam m enhang das Problem  einer global vernetzten Wirtschaft  m it  zahlrei-
chen weltweiten Lieferket ten, die durch die Pandem ie ad hoc zum  Erliegen 
gekom m en sind. I nsbesondere Deutschland ist  von solchen Lieferket ten ab-
hängig, da viele Produkte schon nicht  m ehr „or iginär“  im  eigenen Land pro-
duziert  werden. Diese Abhängigkeit  besteht  vor allem  von dem  durch die 
                                                            
90  Vgl. Eurostat , Brut toinlandsprodukt  (BI P)  in den EU-Ländern 2019, 07.04.2020, ab-

rufbar unter:  ht tps: / / de.stat ista.com/ stat ist ik/ daten/ studie/ 188776/ um frage/ brut to 
inlandsprodukt -bip- in-den-eu- laendern. 

91  Vgl. Stat ist isches Bundesam t , Pressem it teilung Nr. 169 vom  15.05.2020, abrufbar  
unter:  ht tps: / / www.destat is.de/ DE/ Presse/ Pressem it teilungen/ 2020/ 05/ PD20_169_ 
811.htm l. 

92  S. hierzu auch den Beit rag von Linke in dieser Publikat ion. 
93  Ebd. 
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Pandem ie kr isengeschüt telten China. Jedenfalls steuert  Deutschland auf 
eine t iefe Rezession zu, wobei die Zeche für die m illiardenschweren Ret -
tungsschirm e zugunsten einzelner Wirtschaftsbranchen letzt lich am  deut -
schen Steuerzahler hängenbleibt , was bereits zu bem erken war. 
 
Es ist  danach nicht  verwunderlich, dass die deutsche Polit ik schon nach kur-
zer „Pandem ie“ -Zeit  unter erheblichen Druck verschiedener Wirtschafts-
zweige geraten ist , welche besonders schwer bet roffen sind. Dazu gehören 
neben der Autoindust r ie die gesam te Tourist ikbranche, aber auch Teile des 
öffent lichen Verkehrs, wie Deutsche Bahn und Fluggesellschaften, nicht  zu 
vergessen kleinere und m it t lere Bet r iebe aus der Gast ronom ie sowie die 
gesam te Hotelbranche, nur um  einige Beispiele zu benennen. 
 
Nicht  vergessen werden darf selbstverständlich auch eines der „Lieblings-
kinder“  der Deutschen:  So ist  der (kom m erzielle)  Fußball eine r iesige I n-
dust r ie, die sich teilweise m it  m illionenschweren Spielern und enorm en TV-
Geldern u.Ä. präsent iert  und die m it  fragwürdigen Hygienekonzepten die 
Polit ik zum indest  nunm ehr dazu gebracht  hat , sog. „Geisterspiele“  (also 
ohne „präsente“  Zuschauer)  abzuhalten. Ebenfalls aus der Polit ik kom m en 
für diese „Gestaltung“  durchaus kr it ische und ernstzunehm ende Gegenst im -
m en, die darauf hinweisen, dass m an besser die allgem einen Tests der Be-
völkerung ausweiten solle, um  einen besseren und aussagekräft igeren 
Überblick über das I nfekt ionsgeschehen zu erhalten, als ganze Fußball-
m annschaften zu testen, um  ihren Vereinen besagte Spiele zu erm ögli-
chen.94 Unter sozialpolit ischen Aspekten ist  die Sinnhaft igkeit  solcher Spiele 
aus Sicht  der Polit ik zum indest  nicht  ganz von der Hand zu weisen, verkör-
pern sie doch letzt lich das alt röm ische Prinzip „Brot  und Spiele“ , um  die 
Massen innenpolit isch, vor allem  in Kr isenzeiten, zu belust igen und dadurch 
„ ruhig“  zu halten. 
 
Ähnlich „desast rös“  wie bei der „Fußballthem at ik“  t r ifft  v iele Deutsche of-
fensicht lich der Einbruch der Tourist ik indust r ie, bedingt  durch ursprüngliche 
Reiseverbote ins Ausland, jetzt  weitgehend allerdings gelockert  durch teil-
weise bloße „Reisewarnungen“ . Denn der jährliche Urlaub war während des 
„Lockdown“  in Gefahr und dam it  auch eine der deutschen Lieblingsreisen 
ins 17. Bundesland – Mallorca. Undenkbar und schm achvoll dagegen die 
Vorstellung, den Jahresurlaub einm al in heim ischen Gefilden zu verbringen, 
soweit  überhaupt  unter Pandem ie-Aspekten m öglich. Deswegen hagelte es 

                                                            
94 So etwa zut reffend der SPD-Gesundheitspolit iker Karl Lauterbach;  s. Ludwig/ Pfeil/  

Thaeusz/ Windm ann,  Bundesliga oder Altenheime – gibt  es wirklich genug Tests für 
alle?, SPIEGEL Sport  vom  20.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/ sport /  
fussball/ coronavirus-bundesliga-oder-altenheime-wo-soll-mehr-getestet -werden-a-1f 
fe2f87-c49c-41b7-9749-9bd618facc2b. 



51 

auch Krit ik, als der bayerische Ministerpräsident  Markus Söder  und die Bun-
deskanzlerin sich bei der Urlaubsfrage dahingehend – etwas belust igend – 
im  TV austauschten, dass Söder  zur Bundeskanzler in m einte, Bayern sei 
doch auch (als Urlaubsland)  sehr schön, und die Kanzler in zurückgab, dies 
gelte aber ebenso für Mecklenburg-Vorpom m ern. 
 
Sum m a sum m arum  sehen sich die polit ischen Entscheider m it  einer Vielzahl 
von Problem en durch die Pandem ie konfront iert , die angesichts wechseln-
der und im m er neuer Erkenntnisse, insbesondere auch der Wissenschaft , 
nach außen hin ein teilweise wenig zielgerichtetes und widersprüchliches 
„Lavieren“  der Polit ik suggeriert , welches die deutsche Bevölkerung noch 
m ehr verunsichert , als sie dies durch die eigent liche Pandem ie schon ist . 
Geschürt  wird dieser Zustand durch zahlreiche gezielt  verbreitete „Fake-
News“  in der I nternet -Com m unity, aber auch bei Dem onst rat ionen und Pro-
testen durch z.B. Anhänger von Verschwörungstheorien und rechtspopulis-
t ischen Vereinigungen. 
 
Traten die polit ischen Entscheider zu Anfang der Pandem ie in Person der 
Bundeskanzler in und der jeweiligen Ministerpräsidenten der Bundesländer 
noch m it  einer besonnenen und auch zielor ient ierten Geschlossenheit  auf,  
allen voran die m ahnende und diese Geschlossenheit  unter Einbeziehung 
der deutschen Bevölkerung beschwörende Kanzler in, was der Bevölkerung 
den Eindruck verm it telte, der Staat  halte seine „schützende Hand“  in schwe-
rer Zeit  über sie und dem entsprechend der CDU auch wieder seit  langem  
Prozentzahlen im  Aufwärtst rend bescherte, ist  diese Geschlossenheit  inzwi-
schen Chaos und Uneinigkeit  gewichen. Die verfassungsrecht liche Antwort  
auf diesen Zustand gibt  das deutsche Grundgesetz aber selbst , das sich bei 
der Bundesrepublik zu einem  föderalist ischen Staatsorganisat ionsprinzip 
bekennt . 
 
Nach Art . 20 Abs. 1 GG ist  die Bundesrepublik Deutschland ein dem okrat i-
scher und sozialer Bundesstaat , wonach in den Bund als Zent ralstaat  und 
die Länder als Gliedstaaten zu unterscheiden ist .95 Unter dem  Aspekt  der 
sog. Bundest reue hat  diese u.a. die Funkt ion, die aufeinander angewiese-
nen „Teile“  des Bundesstaates, Bund und Länder, stärker unter der gem ein-
sam en Verfassungsordnung aneinander zu binden und zur „Rücksicht  auf 
das Gesam t interesse des Bundesstaates und auf die Belange“  der jeweils 
anderen Seite zu verpflichten.96 Ausfluss besagten Prinzips sind auch sog. 
m aterielle Pflichten, die sich insbesondere auf gegenseit ige I nform at ionen, 
Abst im m ung, Mitwirkung und Zusam m enarbeit  beziehen.97 Neben dem  

                                                            
95  So BVerfGE 13, 54, 77 f. 
96  BVerfGE 104, 249, 270. 
97  BVerfGE 43, 291, 348 f.;  104, 249, 271. 
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Bund besitzen die einzelnen Länder aber eigene Staatsgewalt  und haben 
die Kom petenz, best im m te Rechtsgebiete selbst  zu regeln98,  sei es durch 
eine „or iginäre“  Regelungsbefugnis oder durch Ausführung von Bundesge-
setzen in eigener Zuständigkeit . Ein gutes Beispiel ist  hier der sog. „Besol-
dungsföderalism us“  bei der Beam tenbesoldung, welcher zu teilweise erheb-
lichem  Auseinanderdriften der Besoldungshöhen nicht  nur im  Verhältnis 
West -Ost , sondern auch im  Verhältnis Nord-Süd geführt  hat .99 Deshalb ist  
es verfassungsrecht lich auch nicht  verwunderlich, wenn im  Mai 2020 nach 
Abflachen der I nfekt ionszahlen offensicht lich keine Einigkeit  zwischen Bund 
und Ländern, geschweige denn bei den Ländern untereinander, über kon-
krete „Lockerungen“  für die Bevölkerung besteht  und sich einzelne Bundes-
länder geradezu in einen „Lockerungswet tbewerb“  stürzen, der – sollten 
sich die Warnungen und Prognosen der Virologen bestät igen – fatale Folgen 
haben kann. Um gekehrt  ist  der aus der Medizin teilweise gem achte Vor-
schlag, m it  größeren Lockerungen (Zulassung von Versam m lungen ohne 
Teilnehm erbegrenzung, Öffnung von Restaurants etc.)  so lange zuzuwar-
ten, bis ein Im pfstoff,  zum indest  ein Medikam ent  verfügbar sei,  aus wirt -
schaftspolit ischen sowie gesellschafts- , insbesondere sozialpolit ischen 
Gründen, die in dieser Publikat ion im  Beit rag von Jürgens angesprochen 
werden, nicht  um setzbar. Dafür sind die polit ischen Entscheider aber gehal-
ten, vor entsprechenden Lockerungen zum indest  Schutzkonzepte, insbe-
sondere für Risikogruppen und für sog. system relevante Berufe vorzulegen 
und das bereits aus verfassungsrecht lichen Gründen, worauf noch einzuge-
hen sein wird.100 Solche Schutzkonzepte sind allerdings bis heute nicht  in 
Sicht . Dem gegenüber hat  die Bundesregierung eine „Rahm envorgabe“  für 
die Länder gem acht , wonach bei m ehr als „50“  Neuinfekt ionen pro 100.000 
Einwohner innerhalb von sieben Tagen landesspezifische bzw. genauer:  re-
gionale Gegenm aßnahm en ergriffen werden sollen. Wie die Bundesregie-
rung auf diese „Obergrenze“  kom m t, erschließt  sich auch den Medizinern 
nicht , was zu weiteren Verwirrungen und unnützen Diskussionen – m anche 
halten diese „Obergrenze“  für zu „hoch“  – in der Öffent lichkeit  beit rägt . 
Entsprechend ihrer grundgesetzlich verbürgten Länderhoheit  halten sich 
beim  Aufflackern verschiedener neuer I nfekt ionsherde, welche diese „Ober-
grenze“  übersteigen, die bet roffenen Landkreise insoweit  daran, als dass 
sie Eindäm m ungsm aßnahm en vornehm en oder eben, wie m ehrfach in der 
Praxis gezeigt , auch nicht . I nsoweit  beginnt  die bundesweite Pandem iebe-
käm pfung, anfangs noch von anderen Staaten, sogar den USA, bewundert  
und gelobt , in einem  ziellosen Durcheinander zu versinken m it  unabsehba-
ren Folgen. Zu diesem  scheinbar „ föderalist isch geprägten Chaos“  gehören 
auch die länderuneinheit lichen Überlegungen und Mit teilungen zur Öffnung 

                                                            
98  Vgl. z.B. Albrecht / Küchenhoff, Staatsrecht  (o. Fn. 54) , § 6 Rn. 64 m.w.N. 
99  Vgl. hierzu z.B. bereits Knopp u.a.  (o. Fn. 25) , jew. m .w.N. 
100 S. unter 2. 
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von Kitas und Schulen u.v.m . Ein Bürger, der von Süd nach Nord oder von 
West  nach Ost  und jeweils um gekehrt  reisen m öchte oder m uss, m uss sich 
auf teilweise völlig unterschiedliche „Corona-Regeln“  einstellen, was die Un-
sicherheit  in der Bevölkerung nicht  nur verstärkt , sondern bei vielen auch 
den Eindruck erweckt , dass die Polit ik die Pandem ie entweder nicht  m ehr 
„unter Kont rolle“  hat  oder „alles gar nicht  so schlim m  gewesen sein könne“ . 
Gleichwohl belegt  dieser Befund aber eindrucksvoll,  dass das föderat ive 
System  „ funkt ioniert “ , insoweit  es z.B. Grundrechtseingriffe in den ver-
schiedenen Ländern „ relat iv iert “  bzw. „abm ildert “ . Unterdessen wird von 
den Medizinern weiter nach Erklärungen gesucht  und die Forschung ver-
stärkt , wie z.B. jüngst  zu dem  Them a „Welche Rolle spielen Kinder bei der 
Virusübert ragung?“ , was natür lich Auswirkungen auf zent rale polit ische 
Entscheidungen zu Kita-  und Schulöffnungen hat . I nsoweit  sorgte eine Stu-
die von Drosten (Charité)  für neuen „Zündstoff“ , der zu dem  Ergebnis kam , 
dass Kinder „genauso ansteckend“  sein könnten wie Erwachsene. Zu der 
Stat ist iken-Aufarbeitung in dieser Studie gab es zum  einen Krit ik aus Krei-
sen der Stat ist ikwissenschaft ler,  zum  anderen aber auch von Drostens 
„Konkurrenten“  Kekulé,  der sich inhalt lich zu der Studie äußerte. Ausge-
schlachtet  und dadurch angeheizt  wurde die öffent liche Diskussion um  be-
sagte Studie durch Deutschlands „ renom m iertestes Boulevardblat t “ , die 
Bild-Zeitung, die es bekannt lich aber auch selbst  nicht  m it  Fakten allzu ernst  
nim m t  und welche in ihrer Krit ik an Drosten dam it  ein neuerliches Medien-
spektakel losget reten hat , welches nur zu weiteren Verunsicherungen, vor 
allem  bei bet roffenen Eltern und Lehrern führt . Nur der Vollständigkeit  hal-
ber sei darauf hingewiesen, dass eine andere Studie zu der besagten The-
m at ik der Universitäten Heidelberg, Ulm  u.a. zu dem  Ergebnis kom m t, dass 
Kinder viel weniger „anfällig“  für I nfekt ionen m it  dem  Virus seien und pro-
zentual insgesam t  deshalb eine nur untergeordnete Rolle in dem  I nfekt i-
onsgeschehen spielten. Man könnte die Palet te dieser „Vorgänge“  m it  wei-
teren Beispielen nahezu täglich „anreichern“  und m uss gegenwärt ig leider 
konstat ieren, dass die bundesdeutsche „Corona-Polit ik“  offensicht lich völlig 
aus dem  Ruder gelaufen zu sein scheint . Nachdem  die Länder m it  ihren 
Lockerungszusagen nur noch nach vorne preschen, allen voran Thüringen, 
zieht  jetzt  auch der zunächst  eher verhaltene Bund nach, indem  der nach 
Wiederherstellung ihrer Grundrechtefreiheiten lautstark rufenden Bevölke-
rung, zum indest  in Teilen, für Ende Juni 2020 weitgehende Lockerungen 
dergestalt  zugesagt  wurden, dass zum  einen das Kontaktverbot  nur noch 
bis 29. Juni 2020 anstelle bis zum  ursprünglich vorgesehenen 5. Juli 2020 
galt , des Weiteren es keine personell zahlenm äßigen Beschränkungen bei 
Treffen im  eigenen Heim  m ehr gibt . Dam it  gibt  die Bundeskanzler in den 
m ehr oder m inder m assiv vorgebrachten Forderungen der Länder bzw. de-
ren Ministerpräsidenten nach, die jetzt  für ihre Landespläne darauf hinwei-
sen, dass diese ausschließlich Ländersache seien. Sollte der „Wellen-Super-
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Gau“  im  Herbst  2020, ggf. sogar früher, oder auch erst  im  Frühjahr 2021, 
aber tatsächlich eint reten, kann die Kanzler in dann ohne Weiteres darauf 
verweisen, dass sie stets einen vorsicht igen und m oderaten Lockerungskurs 
verfolgt  habe, dem  aber nach dem  „Lockdown“  ab Mai 2020 die Länder nicht  
m ehr gefolgt  seien. Die ersten Folgen der Lockerungen sind dabei schon 
kurze Zeit  danach „evident “  geworden, wie etwa bei Restaurantbesuchen 
u.a. in Niedersachsen und Schleswig-Holstein sowie auch nach Zulassung 
von gem einsam en Got tesdiensten, wie z.B. in Frankfurt / Main, wo es jeweils 
zu einer regelrechten „Ansteckungsexplosion“  gekom m en ist . 
 
Es ist  sicherlich verständlich, dass die Bundesländer nach schwerem  Ein-
bruch, gerade der jeweiligen regionalen Wirtschaft , durch weitere Locke-
rungen versuchen, der Wirtschaft  bzw. besonders bet roffenen Branchen, 
wozu insbesondere auch Gast ronom ie und Hotels gehören, wieder schnell 
auf die Beine zu helfen oder deren wirtschaft liche Schäden zunächst  etwas 
abzum ildern. Dabei darf aber nicht  vergessen werden, dass sich regionale 
I nfekt ionsherde, soweit  sie festgestellt  werden, rasch überregional ausbrei-
ten können, da das Virus nicht  vor Landesgrenzen haltm acht . Es bedarf 
deshalb bei jeder Lockerungsm aßnahm e einer sorgfält igen dahingehenden 
polit ischen Abwägung, welche Schutz-  und Maßnahm enkonzepte, die im  
Vorfeld ( ! )  vor liegen m üssen, dann konkret  zum  Einsatz kom m en können, 
ggf. sogar m üssen. Bei einem  „heillosen Durcheinander“  oder „Ad hoc-Ein-
zelakt ionism us“  im  Falle des Aufflackerns von Pandem ieherden rutscht  
Deutschland m öglicherweise in den Zustand „schwedischer Verhältnisse“ , 
die der Auffassung derjenigen in Deutschland Nahrung geben, welche eher 
( im m er noch)  eine sog. „Herdenim m unität “  ( „Durchseuchung der Gesam t-
bevölkerung“ )  befürworten, selbstverständlich, wie das Beispiel Schweden 
zeigt , m it  durchaus beacht lichen Todeszahlen und som it  der I nkaufnahm e 
von „Kollateralschäden“  bei einer solchen „Eindäm m ungspolit ik“ .  
 
Die zunehm enden Forderungen der Bevölkerung nach Wiederherstellung 
des Status quo vor dem  Ausbruch der Pandemie könnten in diesem  Zusam -
m enhang schnell genau ins Gegenteil um schlagen, von einigen Unbelehr-
baren einm al abgesehen. Wie „brüchig“  das derzeit ige „Wissen“  um  das Vi-
rus nach wie vor tatsächlich ist , belegt  schließlich nicht  zuletzt  die Suche 
nach Erkenntnissen zu einem  sog. „Superspreader“  (Superverbreiter) , also 
einer Person m it  hohem  Virusanteil,  welche aufgrund ihrer sozialen Kon-
takte eine weitere in der Regel hohe Anzahl von Personen infiziert . Hierzu 
gehören hypothet isch die Mitarbeiter innen und Mitarbeiter in den Pflegebe-
rufen, sei es in den Krankenhäusern oder bei der am bulanten und stat ionä-
ren Altenpflege, des Weiteren gerade auch Polizeivollzugsbeam te, welche 
die Einhaltung der Corona-Regeln durch die Bevölkerung zu überprüfen ha-
ben, som it  letzt lich alle, die unm it telbar an der „Virusfront “  arbeiten und bei 
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denen jederzeit  schon kraft  Berufsausübung m it  einer I nfizierung zu rech-
nen ist . Darüber hinaus zählen auch sog. „Superspreading-Events“  zu un-
abschätzbaren Risikofaktoren für eine Verbreitung des Virus in der Bevöl-
kerung, wie etwa jüngst  die Love-Parade in Berlin oder „Corona-Partys“ , 
aber auch gem einsam e Got tesdienste und Dem onst rat ionen m it  größeren 
Menschenansam m lungen, wie sich gezeigt  hat . Hier stellt  sich die Frage 
zum  einen nach der „ I dent ifizierung“  solcher „Superspreader“ , zum  ande-
ren, welchen Einfluss sie auf das Pandem iegeschehen tatsächlich haben. 
 
d)   „Spezialfa ll“ Gesundheitsw esen 

 
Lange Jahre „vor Corona“  galt  das deutsche Gesundheitswesen nicht  unbe-
dingt  als sehr „gesund“ .101 Die zunehm ende Krit ik spiegelt  sich schlagwort -
art ig vor allem  in dem  Begriff „Pflegenotstand“  wider, der unt rennbar ver-
knüpft  ist  m it  „unt ragbaren“  Rahm enbedingungen für Pflegekräfte in der 
stat ionären sowie am bulanten Pflege, ob in Kliniken oder Alten-  und Pflege-
heim en als auch in der häuslichen Pflege. Als Spahn seinen Vorgänger im  
Am t  des Gesundheitsm inisters ablöste, keim te Hoffnung auf, nachdem  der 
neue Bundesgesundheitsm inister offensicht lich m it  Elan das Gesundheits-
wesen zu reform ieren schien, dokum ent iert  in den in kurzer Zeit  er lassenen 
neuen Regelwerken, den sog. Pflegestärkungsgesetzen (PSG)  I  bis I I I .102 
Waren bislang in der Gesundheitspolit ik lediglich „Reförm chen“  stat t  „Re-
form en“  produziert  worden, m utete die „neue“  Gesundheitspolit ik dagegen 
zunächst  durchaus „vielversprechend“  an. Der Teufel steckt  aber bekannt -
lich im  Detail,  weshalb der „große“  Durchbruch noch auf sich warten lässt .  
I nsbesondere die Rahm enbedingungen für Pflegekräfte, wozu prim är deren 
„angem essene“  Ent lohnung gehört , haben sich nicht  wesent lich verbessert . 
Dem gegenüber ist  ein steigender Trend bei den Hochschulen zur Einr ich-
tung von pflege-  und gesundheitswissenschaft lichen Studiengängen zu ver-
zeichnen.103 Dies ist  grundsätzlich zu begrüßen, da dadurch gerade auch 
eine „Aufwertung“  dieser Berufssparte erfolgt , die – wie sich gezeigt  hat  – 
in „Corona-Zeiten“  Herausragendes leistet , dabei völlig unzureichend und 
form al bürokrat isch m it  „ system relevanter“  Beruf bezeichnet  wird. Aller-
dings ist  darauf zu achten, dass hier nicht  an den Bedürfnissen des Marktes 
vorbei „ausgebildet “  wird, zudem  nur „Abschlüsse“  für „Häupt linge“ , aber 
keine qualif izierten „ I ndianer“  produziert  werden, die aber dringend für die 

                                                            
101  Vgl. z.B. Knopp (Hrsg.) , Morbus Deutschland, 2013, S. 7 ff.  m .w.N. 
102 PSG I  vom  17.12.2014, BGBl. I  S. 2222, überw. am  01.01.2015 in Kraft  get reten;  

PSG I I  vom  21.12.2015, BGBl. I  S. 2424, überw. am  01.01.2016, m it  letzter Änderung 
am  01.11.2016 in Kraft  get reten;  PSG I I I  vom 23.12.2016, BGBl. I  S. 3191, überw. 
am  01.01.2017 in Kraft  get reten. 

103 Vgl. hierzu z.B. Knopp/ Jürgens/ Krüger  (Hrsg.) , Pflegestudiengänge auf dem Prüfstand, 
2017 (Studie) . 
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unm it telbare Arbeit  und Versorgung am bzw. des Pat ienten benöt igt  wer-
den. 
 
Nach wie vor von der Polit ik ignoriert  ist  das im m erwährende Problem  der 
häuslichen Pflege, genauer:  der sog. 24-Std.-Pflege durch ausländische 
Pflegehilfen, allen voran aus Polen, aber inzwischen auch aus Bulgarien, 
Rum änien und anderen Balkanstaaten.104 Dieses m it  nach wie vor vielen 
recht lichen Risiken für alle Beteiligten bzw. Bet roffenen behaftete Them a 
m öchte auch nicht  der jetzige Bundesgesundheitsm inister angehen, es wird 
polit isch, ebenso wie bei seinen Vorgängern, schlichtweg „ totgeschwiegen“ , 
ganz einfach, weil das „System “  in der Praxis „ funkt ioniert “ . Dabei wird seit  
Jahren in Kauf genom m en, dass sich aufgrund der nach wie vor steigenden 
Kosten bei Beschäft igung einer ausländischen Pflegehilfe in deutschen 
Haushalten aufgrund der Mindest lohnproblem at ik105 inzwischen ein für die 
deutsche Volkswirtschaft  schädlicher „Schwarzm arkt “  gebildet  hat  m it  einer 
kaum  „seriös“  abschätzbaren Zahl illegal Beschäft igter ausländischer Pfle-
gehilfen. I n dieser Situat ion „überrollt “  Corona Deutschland und dessen Ge-
sundheitswesen, das offensicht lich von dieser Pandem ie völlig überraschend 
get roffen wird. Der in diesem  Zusam menhang häufig gezogene Vergleich 
etwa zu I talien und Spanien, die bislang viel schwerer unter der Pandem ie 
gelit ten haben, ebenso Frankreich, und deren Gesundheitssystem e, die re-
lat iv rasch vor dem  Kollaps standen, verfängt  dagegen nicht . Sicherlich ist  
Deutschland – jedenfalls dem  Anschein nach – bisher recht  „glim pflich“  
durch das Pandem iegeschehen gesteuert , dies ist  aber nicht  m it  den histo-
r ischen und gesellschaftspolit ischen sowie teilweise völlig anderen gesund-
heitspolit ischen Rahm enbedingungen etwa in I talien und Spanien vergleich-
bar. So ist  die deutsche „Überraschung“  auch nicht  ganz nachvollziehbar. 
Deutschland verfügt  z.B. im  Hinblick auf die I nfluenza-Viren über einen Na-
t ionalen Pandem ieplan (NPP) 106,  der eine Sam m lung von Handlungsanwei-
sungen für eine Pandem ie in Deutschland darstellt ,  erstm als veröffent licht  
in 2005 ( ! ) , zuletzt  im  März 2017 aktualisiert , erstellt  vom  RKI . Des Weite-
ren ist  – im m er wieder – auch auf die polit ische Risikoanalyse zu SARS von 
2012 hinzuweisen107,  die zeigt , dass gerade auch Corona-Viren der deut -
schen Pandem iepolit ik nicht  frem d sind. Um so m ehr verwundert  deshalb 

                                                            
104 Vgl. hierzu z.B. Knopp (Hrsg.) , Morbus Deutschland (o. Fn. 101) , S. 33 ff. ;  ders. 

(Hrsg.) , Osteuropäische Pflegehilfen kont ra Deutsche Gesundheitspolit ik, 2019, jew. 
m .w.N. 

105 Vgl. etwa Knopp,  Gesetzlicher Mindest lohn im  Gesundheits(un)wesen? – Mit  einem 
Fokus auf die häusliche Pflege, NZA 2014, 519 (Online-Aufsatz, s. www.nza.de) ;  ders. , 
Gesetzlicher Mindest lohn auch für osteuropäische Pflegehilfen – legale Modelle versus 
Schwarzarbeit , NZA 2015, 851 ff.,  j ew. m .w.N. 

106  S. die Ergänzung zum  Nat ionalen Pandem ieplan – COVID-19 – neuart ige Coronavirus-
erkrankung (04.03.2020) , veröffent licht  am  05.03.2020 durch das RKI , abrufbar  
unter:  ht tps: / / www.rki.de/ DE/ Content / I nfAZ/ N/ Neuart iges_Coronavirus/ Ergaenzung 
_Pandem ieplan_Covid.pdf?__blob= publicat ionFile. 

107 Vgl. auch BT-Drs. 17/ 12051. 
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der tatsächliche Um gang m it  dem  neuen Coronavirus in der Praxis. So steht  
insbesondere zu Beginn der Pandem ie für die sog. system relevanten Be-
rufsgruppen Ärzte und Pflegekräfte in den Kliniken, aber auch im  Bereich 
der niedergelassenen Ärzte keine ausreichende Schutzkleidung inkl. ent -
sprechender Schutzm asken zur Verfügung. Es kom m t zu – verm eidbaren – 
I nfekt ionen und Todesfällen bei Ärzten und Pflegekräften in Kliniken, aber 
auch in Alten-  und Pflegeheim en, in denen sich große Teile der sog. Risiko-
gruppen (Senioren, chronisch Kranke)108 aufhalten. Eine ausreichende An-
zahl von Beatm ungsgeräten ist  offensicht lich ebenfalls nicht  in allen Kliniken 
und Krankenhäusern, die beatm ungsbedürft ige Corona-Pat ienten aufneh-
m en, vorhanden. Es kom m t auch vereinzelt  sogar zu Fehleinschätzungen 
im  Hinblick auf die Gefährlichkeit  des Virus m it  teilweise fatalen – tödlichen 
– Folgen für bet roffene Pat ienten, wie z.B. der „unsägliche Fall“  des Berg-
m ann-Klinikum s in Potsdam  zeigt , wo auch eigene Hygienestandards st räf-
lich m issachtet  wurden. Das bloße „Bedauern“  jedes Todesfalls durch die 
Verantwort lichen hilft  dabei deren Angehörigen wenig. Aber auch in anderen 
Krankenhäusern und Kliniken ist  durch „Corona“  zeitweilig schnell eine ge-
wisse Überforderung einget reten. Bis heute „ leiden“  diese Einr ichtungen, 
die als pr inzipiell wir tschaft liche Unternehm ungen einzustufen sind, daran, 
dass nach dem  Rückgang der Behandlungszahlen von Corona-Pat ienten bei 
gleichzeit ig freigewordenen I ntensivbet ten der „norm ale“  Pat ient  sich im -
m er noch nicht  aus Angst  vor Ansteckung ins Krankenhaus get raut , selbst  
bei akuten und lebensbedrohlichen Sym ptom en, etwa im  Hinblick auf einen 
Herzinfarkt  oder Schlaganfall.  Die Rückkehr zur „Norm alität “  ist  daher für 
diese Einr ichtung kein leichter Weg, um  die wirtschaft lichen Einbußen, die 
durch die Bündelung m edizinischer Kräfte zur Behandlung und Bet reuung 
von Corona-Pat ienten und die dam it  zwangsläufig erfolgte tem poräre Auf-
gabe des „üblichen“  Krankenhausbet r iebes verursacht  worden sind, wieder 
einigerm aßen „wet t “  zu m achen. 
 
Mit  dem  am  1. Januar 2019 in Kraft  get retenen Pflegepersonal-Stärkungs-
gesetz (PpSG) 109 sollte eine bessere Versorgung in Krankenhäusern, aber 
auch in Alten- , und Pflegeheim en durch eine bessere Personalausstat tung 
und bessere Arbeitsbedingungen erreicht  werden. Das Gesetz sei – so je-
denfalls das Bundesgesundheitsm inister ium  – ein wicht iger Schrit t ,  um  die 
Pflege und Bet reuung der Pat ient innen und Pat ienten sowie Pflegebedürft i-
gen weiter zu verbessern. Ein wicht iger Schrit t  in die r icht ige Richtung zwei-
fellos, dennoch wirft  dieses Regelwerk et liche Fragen auf und ist  teilweise 
m assiver Krit ik von verschiedenen I nst itut ionen, insbesondere auch von 

                                                            
108 Zu den „Risikogruppen“  s. RKI , SARS-CoV-2 Steckbrief zur Corona-Virus-Krankheit -

2019 (COVI D-19) , Stand 10.07.2020, Nr. 4, auch Nr. 5, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.rki.de/ DE/ Content / I nfAZ/ N/ Neuart iges_Coronavirus/ Steckbrief.htm l. 

109 Vom 11.12.2018, BGBl. I  S. 2394. 
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Pflege-  und Gesundheitsverbänden ausgesetzt .110 So werden laut  verschie-
dener Fachverbände die unterschiedlichen Pflegebereiche gegeneinander 
ausgespielt ,  da z.B. Pflegepersonal aufgrund höherer Lohnst rukturen von 
Alten-  und Pflegeheim en in Krankenhäuser „abwandern“  würde, während 
die 13.000 zusätzlichen Stellen in der Altenpflege für eine adäquate Versor-
gung nicht  ausreichten, im  Übrigen m üsse m an auch erst  einm al geeignetes 
bzw. qualif iziertes Personal zur Besetzung dieser Stellen finden. Diese Kri-
t ik, die sehr detailliert  die verschiedenen Problem bereiche beleuchtet , sei 
hier nur einm al beispielhaft  angeführt , um  zu belegen, dass ein „Durch-
bruch“  in dem  nach wie vor bestehenden „Pflegedilem m a“  noch lange nicht  
geschafft  ist .  
 
Dem gegenüber fordert  „Corona“  gerade auch von diesen polit isch „ vernach-
lässigten“  Berufssparten in der Pflege täglich vollen Einsatz bei Pat ienten 
oder Risikogruppen (z.B. in Kliniken und Pflegeheim en)  unter Gefährdung 
der eigenen Gesundheit . Wenn dann – nicht  nur in Deutschland – von „em -
pathischem  Klatschen“  der Bevölkerung zur „Ehrung“  dieser Berufsgruppen 
in den Medien berichtet  wird, wirkt  dies für m anche bet roffene Pflegerin 
oder bet roffenen Pfleger gar wie „Hohn“ , was einige „Karikaturen“  in der 
Medienlandschaft  durchaus zut reffend wiedergeben, wenn sie etwa eine 
Krankenschwester nach einem  langen Dienst tag zeigen, die abends m üde 
und ausgelaugt  im  Superm arkt  vor leeren Regalen steht  und noch nicht  
einm al das Nöt igste einkaufen kann, weil der deutsche „Ham sterkäufer“  
tagsüber alles in sinnloser Panik „ leergeräum t“  hat . 
 
Aus polit ischer Sicht  wäre hier vielm ehr zu berücksicht igen, dass es sich bei 
den sog. system relevanten Berufen Ärzte und Pfleger um  „Risiko“ -Berufe 
gerade in Pandem iezeiten handelt , die insbesondere im  Hinblick auf ihr täg-
lich zu t ragendes Risiko eine entsprechende Ent lohnung beanspruchen kön-
nen, ein Them a, das im  Übrigen bereits „ vor Corona“  nicht  zu einem  befr ie-
digenden – zum indest  vorläufigen – Abschluss für die Pflegebranche ge-
bracht  werden konnte. Der von der Bundesregierung nunm ehr aufge-
spannte „Pflege-Schutzschirm “  in Corona-Zeiten sieht  – so jedenfalls auch 
die Medien – unabhängig von tar iflichen Vorbedingungen vor, den Pflege-
kräften eine Zulage von 1.500 Euro zu bezahlen, Auszubildende sollen 
900 Euro erhalten. Die Präm ie soll als „Sonderpräm ie“  m it  dem  Juli-Gehalt  
für Vollzeitbeschäft igte in der Pflege bezahlt  werden, begünst igt  sind Pfle-

                                                            
110 Vgl. z.B. Hillienhof,  Viele Bedenken am Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz, Deutsches 

Ärzteblat t  vom  11.10.2018, abrufbar unter:  ht tps: / / www.aerzteblat t .de/ nachrichten/  
98419/ Viele-Bedenken-am-Pflegepersonal-Staerkungsgesetz;  Bethgenhagen,  Krit ik 
am  PpSG:  Reha-  und Altenpflege haben das Nachsehen, Pflegen-Online.de vom 
11.10.2018, abrufbar unter:  ht tps: / / www.pflegen-online.de/ kr it ik-am -ppsg- reha-
und-altenpflege-haben-das-nachsehen. 
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gefachkräfte, Pflegehilfskräfte und Pflegeleitungen. Auch Alltagsbegleiter in-
nen und -begleiter, Bet reuungskräfte und Assistenzkräfte sind einbezo-
gen.111 Auf den ersten Blick könnte m an davon ausgehen, dass hier auch 
diejenigen „bedacht “  werden, die unm it telbar  an Versorgung und Bet reuung 
bereits erkrankter I nfizierter m itwirken, näm lich die Pflegekräfte in Kliniken 
und Krankenhäusern. Dies ist  aber m itnichten so. Denn gesetzlich steht  be-
sagter „Zuschuss“  nur Beschäft igten in der Altenpflege und am bulanten 
Pflege zu (§ 150a Abs. 1 Satz 1 SGB XI ) , wonach die zugelassenen Pflege-
einr ichtungen verpflichtet  werden, ihren Beschäft igten im  Jahr 2020 „zum  
Zweck der Wertschätzung für die besonderen Anforderungen während der 
Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandem ie eine einm alige Sonderleistung zu zah-
len“  (Corona-Präm ie) . 
 
Auf den I nternetseiten des Bundesgesundheitsm inister ium s (Glossar, Pfle-
gebonus, 17. Juni 2020)  wird dies wie folgt  begründet :  „Die Mitarbeiter in-
nen und Mitarbeiter in Pflegeheim en und in der am bulanten Pflege wurden 
durch die Corona-Ausbrüche in den Heim en und durch den besonders not -
wendigen Schutz älterer und pflegebedürft iger Menschen besonders belas-
tet . Dabei haben sich die Arbeitgeber in der Pflegebranche, die Arbeitneh-
m ervert retungen und Gewerkschaften gem einsam  m it  den Bundesm inistern 
für Gesundheit  und Arbeit  an einen Tisch gesetzt  und Vorschläge für eine 
Corona-Präm ie erarbeitet , die der Bundestag dann aufgegriffen und zusam -
m en m it  einer finanziellen Beteiligung des Bundes durch die soziale Pflege-
versicherung beschlossen hat . Dabei wurde auch berücksicht igt , dass die 
Ent lohnung in der Altenpflege aktuell noch nicht  so hoch ist  wie z. B. die 
Ent lohnung von Pflegekräften in Krankenhäusern. Für die Beschäft igten in 
der Altenpflege wird es durch den neuen Pflege-Mindest lohn bis 2022 jedoch 
auch hier deut liche Verbesserungen geben.“  
 
Wenn aber die Bonuszahlung eine Wertschätzung für die während der Pan-
dem ie geleisteten Arbeit  ausdrücken soll,  dann ist  es völlig unverständlich, 
wieso diese Wertschätzung nicht  gerade auch bzw. „ insbesondere“  gegen-
über dem  Klinikpersonal gelten soll bzw. erklärt  wird. Gerade dieses Perso-
nal wurde bzw. wird aktuell „besonders belastet “ . Besagte Ungleichbehand-
lung hat  z.B. Bayern erkannt , hier wurde ein Bonus in Höhe von bis zu 
500 Euro für Pflegekräfte in Krankenhäusern, Rehabilitat ionskliniken, Alten-  
und Pflegeheim en, stat ionären Einr ichtungen für Menschen m it  Behinderun-
gen (Beschäft igte, die körperlich eng an und m it  Menschen m it  Behinderung 

                                                            
111 Ver.di, Pflege-Präm ie:  1.500 € mehr m it  dem Juli-Gehalt , 06.04.2020, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.verdi.de/ them en/ corona/ + + co+ + e21b0650-780b-11ea-b703-525400 
b665de;  Der Parität ische Gesam tverband, Prämie für Pflegekräfte ist  nicht  abhängig 
von Tarifvert rag, 07.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.der-paritaet ische.de/  
service-navigat ion/ suche/ suchergebnis/ praem ie- fuer-pflegekraefte- ist -nicht -abhaen 
gig-von- tar ifvert rag-paritaet ischer- fordert -unbuerokrat ische-a. 
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arbeiten)  und am bulanten Pflegediensten sowie Not fallsanitäter innen und  
-sanitätern und Ret tungsassistent innen und -assistenten beschlossen (Bay-
erisches Staatsm inister ium  für Gesundheit  und Pflege, Bekanntm achung 
vom  30. April 2020) . Nach Nr. 1 besagter Bekanntm achung soll m it  der 
einm aligen Gewährung des Corona-Pflegebonus als höchstpersönliche Leis-
tung das überdurchschnit t liche Engagem ent  der in Bayern in der professio-
nellen Pflege und im  Ret tungsdienst  Tät igen auch im  Hinblick auf die aktu-
elle Corona-Pandem ie für die Zukunft  besonders gewürdigt  und anerkannt  
werden. Weiter heißt  es dort , dass der Freistaat  Bayern dam it  auch seiner 
sozialen Verantwortung gegenüber den in seinem  Hoheitsgebiet  Tät igen des 
Pflege-  und Ret tungswesens nachkom m t. Die Leistung soll bisherige über-
obligator ische Anst rengungen, auf die das Gem einwesen im  Zuge der 
Corona-Pandem ie dr ingend angewiesen ist , belohnen und zu weiterem  ent -
sprechenden Verhalten anspornen. Dies soll auch eine über den Em pfänger 
der Bonuszahlungen hinausgehende Anreizwirkung enthalten, m it  dem  Ziel, 
weitere potenzielle Kräfte für die benöt igten Tät igkeiten zu gewinnen. I n 
Berlin erhielten dem gegenüber z.B. zum indest  die Mitarbeiter in den lan-
deseigenen Kliniken Vivantes und Charité eine Bonuszahlung. Darüber hin-
aus steht  es allerdings den Krankenhäusern frei, überhaupt  einen Zuschuss 
zu bezahlen, wobei die Höhe im  Einzelnen dann in ihrem  freien Erm essen 
liegt . Beispielhaft  zahlt  das Ernst  von Bergm ann-Klinikum  (Potsdam )  eine 
„Helferzulage für das Klinikpersonal“  in Höhe von 900 Euro, nachdem  dieser 
Bet rag durch einen Beschluss der Stadtverordnetenversam m lung bereitge-
stellt  wurde. Dagegen m üssen Pflegekräfte in anderen Kliniken froh sein, 
wenn ihnen überhaupt  Anerkennung zuteilwird. 
 
I n einem  großen Heidelberger Klinikum , das auch internat ional sehr renom -
m iert  ist , m ussten die I ntensivpflegekräfte dagegen m it  jeweils einer Rit ter  
Sport -Schokolade als „Anerkennung“  auskom m en und, wollen sie sich ei-
nem  Infekt ionstest  unterziehen, m üssen sie dafür auch noch 50 Euro aus 
der eigenen Tasche bezahlen. I n einem  anderen Bereich des gleichen Klini-
kum s erhielt  das I ntensivpflegepersonal dagegen „ im m erhin“  jeweils eine 
Taschenlam pe als „besondere Wertschätzung“ , dam it  z.B. im  Falle eines 
St rom ausfalles die zu beatm enden Corona-Pat ienten auch tatsächlich auf 
der I nfekt ionsstat ion aufgefunden werden können. 
 
Solche Verhaltensweisen sind für Deutschland absolut  beschäm end!  Be-
schäm end ist  in diesem  Zusam m enhang insbesondere die Vorgehensweise 
des Bundesgesundheitsm inister ium s in diesen Zeiten. Es wäre deshalb nicht  
verwunderlich, wenn im  Falle einer neuen „Welle“  und dam it  verbunden 
neuer Krankenhausfälle auch noch in „geballter Anzahl“  viele I ntensivpfle-
gekräfte in den Krankenhäusern „ausfallen“  würden und die Pat ienten sich 
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in letzter Konsequenz selbst  überlassen blieben. Soweit  zu dem  „vielgeprie-
senen“  deutschen Gesundheitssystem . Deshalb br ingt  es eine deutsche ext -
rem  frust r ierte Klinik-Pflegekraft  auch so zut reffend auf den Punkt :  „Einen 
Applaus könnt  ihr euch sonst  wohin stecken“  (Nina Böhm er  in ihrer sehr 
lesenswerten Buchpublikat ion aus der Praxis, 2020) . 
 
Eine „Dauerlösung“  ist  im  Übrigen die Präm ienlösung, wobei die Präm ien 
offensicht lich auch noch nicht  einm al bei allen Adressaten angekom m en 
sind, dagegen nicht , wenn es um  die grundsätzlich angem essene Ent loh-
nung der Pflegekräfte in Alten-  und Pflegeheim en geht , über die ebenfalls 
schon lange Jahre kont rovers diskut iert  wird. Hier m uss – unabhängig von 
Corona – endlich eine vert retbare Lösung gefunden werden, um  diesen Be-
rufsstand wieder insgesam t  „at t rakt iver“  und „ausübbarer“  – t rotz oder ge-
rade wegen seiner Risiken – zu m achen. 
 
Angeblich sind die Krankenhäuser und Kliniken gegen eine m ögliche zweite 
Welle oder gar dr it te Welle durch neuerliches m assives Ansteigen der 
Corona- I nfekt ionen „gut “  oder zum indest  „besser“  gerüstet  wie bei Aus-
bruch der Pandem ie.112 Dies wird sich hoffent lich nicht  wirklich herausstel-
len m üssen, es sei denn, die „Unvernunft “  in Teilen der deutschen Bevölke-
rung bei „Auskosten“  der weiteren Lockerungen führt  zu nicht  m ehr be-
herrschbaren neuen regionalen „Hotspots“ , die ggf. über die Landesgrenzen 
hinaus Wirkung zeigen und vorstehende Aussage dam it  einer „Verifizierung“  
unterziehen. 
 
2 .  „Corona“ und „Recht“, insbesondere die Grundrechte 

 

a)   Befassung des Rechts m it  „Corona“ m it  einem  Fokus auf das 

Strafrecht  

 
„Corona“  hat  – gerade auch nach den zwischenzeit lichen Lockerungen – 
nahezu alle gesellschaft lichen Bereiche nach wie vor „ fest  im  Griff“ ,  was in 
den bet roffenen Bereichen zugleich zu einer Reihe von teilweise erheblichen 

                                                            
112 FAZ Online, Krankenhauspräsident  sieht  Kliniken weiter gut  gerüstet , 23.04.2020,  

abrufbar unter:  ht tps: / / www.faz.net / aktuell/ gesellschaft / gesundheit / coronavirus/  
krankenhauspraesident -sieht -kliniken- fuer-corona-kr ise-weiter-gut -geruestet -16739 
680.htm l;  Deutsches Ärzteblat t , Virologen:  Deutschland könnte zweiter Coronawelle 
entgehen, 29.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.aerzteblat t .de/ nachrichten/  
113320/ Virologen-Deutschland-koennte-zweiter-Coronawelle-entgehen;  Deutsches 
Ärzteblat t , COVI D-19:  Krankenhäuser sehen sich für zweite Welle gerüstet , 
07.07.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.aerzteblat t .de/ nachrichten/ 114461/ COVI D-
19-Krankenhaeuser-sehen-sich- fuer-zweite-Welle-geruestet ;  Sartori,  Wie sich künf-
t ige Pandem ien besser meistern lassen, Deutschlandfunk vom  07.07.2020,  
abrufbar unter:  ht tp: / / www.deutschlandfunk.de/ lehren-aus-der-coronakrise-wie-sich-
kuenft ige-pandem ien.709.de.htm l?dram: art icle_id= 480094. 
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recht lichen Fragestellungen führt , weshalb es nicht  verwundert , dass die 
jur ist ische Fachliteratur inzwischen „überbordende“  Beit räge zu Einzelfra-
gen anbietet , sodass zeitweilig der Eindruck entsteht , dass es außer von 
„Corona“  verursachten Rechtsfragen sonst  keine recht lichen Problem berei-
che m ehr gäbe.113 Diese Rechtsfragen bet reffen zunächst  überwiegend „Fol-
gen“  von „Corona“  und dam it  Rechtsbereiche des Arbeitsrechts, des allge-
m einen Vert ragsrechts, des Miet rechts und auch des Hochschulrechts ( „di-
gitale Prüfungen“ 114) , nur um  einige signifikante Beispiele zu benennen.115 
Hiervon zu unterscheiden sind Rechtsfragen, welche aufgrund gesetzlicher 
und/ oder behördlicher Maßnahm en und Regelungen unm it telbar in die 
Grundrechte eingreifen bzw. sich unm it telbar gegen die Ausbreitung der 
Pandem ie r ichten. 
 
Zu den Rechtsbereichen, die sich „anlässlich“  Corona m it  verschiedenen 
Fragen zu beschäft igen haben, gehört  insbesondere auch das St rafrecht . 
Haupt them a sind hier die Spuck-  und Anhustat tacken auf Senioren, Polizis-
ten, aber auch auf „norm ale“  Mitbürger. Wenn in den Medien zu lesen ist , 
dass die zuständigen Staatsanwaltschaften gegenüber solchen „Aggresso-
ren“ , die „Corona“  zum  Begehen von St raftaten m issbrauchen, wegen Kör-
perverletzung oder versuchter gefährlicher Körperverletzung erm it teln, ist  
dies st rafrecht lich völlig verfehlt , da hierbei die Frage des Tötungsvorsatzes 
von vorneherein ausgeblendet  wird.116 
 
Es gilt  deshalb, bei diesem  äußerst  asozialen und verwerflichen Verhalten 
zu differenzieren:  Wie das Praxisbeispiel aus London belegt , hat te dort  ein 
nachweislich m it  COVID-19- I nfizierter zwei Bahnangestellte angespuckt , 
beide wurden infiziert  und eine starb an den I nfekt ionsfolgen, welche nach-
weislich einer Risikogruppe angehörte. I m  Unterschied zur Bewertung nach 
englischem  Recht  ist  in einem  solchen Fall nach deutschem  Recht  der Tö-
tungsvorsatz in Form  des sog. bedingten Vorsatzes bzw. in der „billigenden 
I nkaufnahm e“  des Todes der angespuckten oder angehusteten Person 
kaum  zu leugnen. Denn eine nachweislich m it  COVI D-19 infizierte Person 
m uss wissen, dass ihr Anspucken oder Anhusten eines Drit ten, ggf. noch 
m it  dem  verbalen Hinweis auf „Corona“ , grundsätzlich zu einer Lebensge-

                                                            
113 Vgl. nur beispielhaft  die zahlreichen Beit räge im  Frühjahr 2020 in den Fachzeitschriften 

NJW und NVwZ. 
114 Vgl. hierzu Schm ermund im  Gespräch m it  Schwartmann,  Prüfungsrecht liches Harakir i 

– Was beim  digitalen Prüfen recht lich zu beachten ist , F&L 2020 (Heft  6) , 502 f. 
115 Vgl. im  Einzelnen näher z.B. Kroiß (Hrsg.) , Rechtsproblem e durch COVI D-19 in der 

anwalt lichen Praxis, 2020;  bereits auch Kloepfer  (Hrsg.) , Pandem ien als Herausforde-
rung für die Rechtsordnung, 2011, jew. m .w.N. 

116  Vgl. hierzu Spörl,  Spucken m it  Tötungsvorsatz, LTO vom 15.05.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.lto.de/ recht / Hintergruende/ h/ corona- frau-st irbt -nach-Angriff-durch-
spucken- london-vorsatz- totschlag-m ord. 
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fahr führen kann, da inzwischen allgem ein bekannt  ist , dass Krankheitsver-
läufe bei COVID-19 nicht  nur bei Risikopat ienten – also m it  speziellen Vor-
erkrankungen117 – zum  Tode führen können. I nsoweit  liegt  also zweifels-
ohne zum indest  ein bedingter Tötungsvorsatz beim  „Anspucker“  oder „An-
huster“  vor, wobei im  Einzelfall sogar die Verwirklichung der Tatbestands-
m erkm ale des Mordes (§ 211 StGB)  zu prüfen wären.118  
 
St rafrecht liche Erm it t lungen wegen Körperverletzung oder gefährlicher Kör-
perverletzung kom m en deshalb allenfalls nur in Bet racht , wenn ein nach-
weislich nicht  m it  dem  Coronavirus infizierter Täter Drit te durch Anspucken 
oder Anhusten in Angst  und Schrecken versetzen will,  eine Verhaltensweise, 
die gerade in diesen Krisenzeiten das Ausschöpfen des jeweils vorgesehe-
nen St rafm aßes „provoziert “ , weil es sich um  eine besonders verwerfliche 
Tat  handelt , die eine „abschreckende“  Ahndung erfordert , auch wenn es 
sich um  einen „Erst täter“  handelt 119,  da es die Gesellschaft  in Zeiten einer 
solchen Pandem ie nicht  hinnehm en kann, wenn Frust rat ionen Einzelner in 
derart ige St raftaten gegenüber Schutzbedürft igen, wie Senioren und ande-
ren Risikogruppen, m ünden. I n die gleiche Richtung st rafrecht licher Beur-
teilung wie bei dem  vorher Gesagten geht  die Bedrohung von Personen m it  
„Corona“  durch die Übersendung von Flüssigkeiten, wie z.B. an den bayeri-
schen Ministerpräsidenten Söder ,  den Virologen Drosten und den SPD-Ge-
sundheitspolit iker Lauterbach.  Sollten besagte „Präsente“  nachweislich ge-
sundheits-  und lebensbedrohliche Substanzen enthalten, handelt  es sich in 
jedem  Fall um  ein versuchtes Tötungsdelikt , ggf. sogar um  versuchten 
Mord. Erklärungsversuche für diese Verhaltensweisen – z.B. „Hassdelikt  aus 
Angst “  – m ildern dabei nicht  die Abscheulichkeit  solcher Taten ab, sondern 
m achen vielm ehr eine gefährliche Entwicklung deut lich, welche sich bereits 
bei den „Ant i-Corona“ -Dem os m it  ihren zum  Teil schon radikalisierten Teil-
nehm ern abzeichnet . Wenn dem  Rechtsstaat  hier die „Kont rolle“  zu entglei-
ten droht , hat  er bereits verloren. Diese Gefahr wird dabei inzwischen im -
m er größer, wenn etwa „harm lose“  Busfahrer ihre Reisenden auf die Mas-
kenpflicht  aufm erksam  m achen und das Aufsetzen eines Nasen-Mund-
Schutzes anm ahnen und deshalb von „widerwilligen“  Mitbürgern verprügelt  
oder gar, wie in Frankreich geschehen, totgeprügelt  werden. Oder, wenn 
polizeiliche Ordnungskräfte, welche staat liche Corona-Maßnahm en durch-
setzen sollen, m assiv vom  jugendlichen „Plebs“  angegriffen und teilweise 
schwer verletzt  werden. Hier m uss Deutschland vehem ent  „aufpassen“ , da 
diese Verhaltensweisen durchaus schon als „vor-bürgerkr iegsähnliche“  Zu-
stände gewertet  werden können. 
 

                                                            
117 S. bereits o. Fn. 108.  
118 Spörl (o. Fn. 116) . 
119 Zu den Grundsätzen der St rafzumessung s. grundlegend § 46 StGB. 
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b)   Recht liche Regelungen zur Pandem ie- Bekäm pfung m it  unm it -

telbarem  Grundrechtebezug 

 
Zent rales Regelwerk als Grundlage für Prävent iv-  und Schutzm aßnahm en 
bei I nfekt ionskrankheiten ist  das Gesetz zur Verhütung und Bekäm pfung 
von I nfekt ionskrankheiten beim  Menschen ( I nfekt ionsschutzgesetz – I fSG)  
vom  29. Juli 2000120,  zuletzt  geändert  durch Art . 5 des Gesetzes vom  
19. Juni 2020.121 Zweck dieses Bundesgesetzes ist  es, übert ragbaren 
Krankheiten beim  Menschen vorzubeugen, I nfekt ionen frühzeit ig und ihre 
Weiterverbreitung zu verhindern (§ 1) . Die Vollzugsverantwortung liegt  bei 
den Ländern (Art . 83 GG) , wobei die Länder nach § 32 I fSG erm ächt igt  
werden, Ausführungsverordnungen zu er lassen, welche Ge-  und Verbote 
zur Bekäm pfung übert ragbarer Krankheiten nach Maßgabe der §§ 28-31 
I fSG enthalten. Dieses Gesetz regelt  dam it  im  Wesent lichen den I nfekt ions-
schutz als Gebiet  der Gefahrenabwehr, gehört  also zum  Polizeirecht .122 
Maßnahm en, die auf der Grundlage dieses Gesetzes bzw. der Rechtsverord-
nungen der Länder get roffen werden, m üssen deshalb auch den allgem ein 
anerkannten Grundsätzen der Verhältnism äßigkeit ,  des Erm essens und der 
sog. Störerauswahl unter Einschluss der I nanspruchnahm e des „Nichtstö-
rers“  Rechnung t ragen. Durch die denkbaren konkreten Maßnahm en, wie 
sie in §§ 28-31 I fSG beschrieben sind, soll ein m öglichst  einheit liches Vor-
gehen auf Länderebene gewährleistet  werden. § 28 Abs. 1 I fSG beinhaltet  
denkbare Schutzm aßnahm en und benennt  auch zugleich die Grundrechte, 
die dadurch unm it telbar insoweit  eingeschränkt  werden. Angesichts der 
Corona-Pandem ie wurden durch das am 27. März 2020 erlassene und am  
28. März 2020 in Kraft  get retene „Gesetz zum  Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidem ischen Tragweite“ 123 die Regelungen des § 28 Abs. 1 I fSG no-
velliert  bzw. m odifiziert 124,  wodurch verfassungsrecht liche Fragestellungen 
im  Hinblick auf diese Neufassung provoziert  wurden.125 
 
Die Verfassungsgem äßheit  ist  aber entsprechend der Auffassung in der 
Fachliteratur letzt lich zu bejahen, da insbesondere das Verhältnism äßig-
keitspr inzip als explizit  angeordneter „Filter“  in einer hochdynam ischen und 

                                                            
120 BGBl. I . S. 145. 
121 BGBl. I . S. 1385. 
122 Vgl. die inst rukt ive Darstellung des „ I nfekt ionsschutzgesetzes“  bei Wikipedia, abrufbar 

unter:  ht tp: / / de.wikipedia.org/ wiki/ I nfekt ionsschutzgesetz# weitere-Vorschriften;  aus 
der Fachliteratur s. Kießling (Hrsg.) , I fSG, I nfekt ionsschutzgesetz, Kom m entar, Mün-
chen 2020 (Erscheinen für September 2020 angekündigt ) . 

123 Vom 27.03.2020, BGBl. I  S. 587. 
124 Die Neufassung ist  am  28.03.2020 in Kraft  get reten, s. Art . 7 Abs. 1 des Gesetzes vom  

27.03.2020 (ebd.) . 
125 Vgl. hierzu ausführl. Rixen,  Gesundheitsschutz in der Coronavirus-Krise – Die  

(Neu- )Regelung des I nfekt ionsschutzgesetzes, NJW 2020 (Heft  16) , 1097 ff.,  insbes. 
1101 f. m .w.N. 
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nach wie vor auch entwicklungsoffenen Krise vor überm äßigen Belastungen 
und som it  auch „dauerhaften“  Grundrechtseingriffen schützt .126 
 
Bei den durch die Schutzm aßnahm en nach § 28 Abs. 1 I fSG eingeschränk-
ten Grundrechten werden vom  Gesetzgeber ausdrücklich die Freiheit  der 
Person (Art . 2 Abs. 2 Satz 2 GG) , die Versam m lungsfreiheit  (Art . 8 GG) , die 
Freizügigkeit  (Art . 11 GG)  und die Unversehrtheit  der Wohnung (Art . 13 
GG)  genannt . 
 
Neben den Corona-Verordnungen der Länder m it  wechselnden I nhalten und 
dam it  verbunden dem  Versuch, der „polit ischen“  Entwicklung der Pande-
m iebekäm pfung Rechnung zu t ragen, erfolgen Schutzregelungen, teilweise 
lediglich ergänzend, auch über sog. Allgem einverfügungen, z.B. der Kom -
m unen, soweit  landesrecht lich zulässig, oder auch Einzelverfügungen, die 
durchaus „Verschärfungen“  im  Unterschied zu den jeweiligen Regelungen in 
der bet reffenden Landes-Corona-Verordnung enthalten können.127 
 
c)   Grundrechtseingriffe und Recht fert igung 

 
Durch die – tem porären – Lockdown-Entscheidungen von Bund und Ländern 
zur Eindäm m ung der Pandem ie in Form  von verordneten Kontaktverboten 
und Ausgangsbeschränkungen sowie auch den dam it  verbundenen Be-
t r iebsschließungen erfolgten zweifellos durchaus erhebliche bzw. m assive 
und unm it telbare Eingriffe in die Grundrechte128,  wobei im  Einzelnen insbe-
sondere bet roffen sind:  Art . 2 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 GG (Allgem eine Hand-
lungsfreiheit ,  Freiheit  der Person, wobei hier ausdrücklich nur die körperli-
che Bewegungsfreiheit  gem eint  ist ) , Art . 4 Abs. 2 GG (Religionsausübungs-
freiheit ,  z.B. in Form  von gem einsam en Got tesdiensten) , Art . 8 Abs. 1 GG 
(Versam m lungsfreiheit ) , des weiteren Art . 11 GG (Freizügigkeitsrecht )  und 
Art . 12 Abs. 1 Satz 2 GG (Berufsausübungsfreiheit , z.B. im  Zusam m enhang 
m it  dem  Bet reiben eines Geschäfts, das durch den verordneten „Lockdown“  
geschlossen werden m uss) . 
 
Für die Recht fert igung solcher Eingriffe ist  pr im är der verfassungsrecht liche 
Verhältnism äßigkeitsgrundsatz heranzuziehen, wonach die konkrete grund-
rechtseingreifende Maßnahm e geeignet , erforderlich und angem essen sein 

                                                            
126 So zut reffend auch Rixen,  ebd., 1101. 
127 Rixen,  ebd., 1101 m .w.N.;  zur Frage der Verfassungswidrigkeit  vor allem  von Aus-

gangsbeschränkungen und Kontaktverboten in den jeweiligen Corona-Verordnungen 
s. ausführl. Guckelberger ,  NVwZ 2020, 607 ff. m .w.N. 

128 Vgl. nur beispielhaft  Rixen,  ebd., 1098 m .w.N.;  auch Lepsius,  Vom Niedergang grund-
recht licher Denkkategorien in der Corona-Pandem ie, Verfassungsblog vom 
06.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / verfassungsblog.de/ vom -niedergang-grundrecht  
licher-denkkategorien- in-der-corona-pandem ie. 
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m uss.129 Gem eint  ist  dam it :  „Geeignet “  ist  eine staat liche Maßnahm e, wenn 
sie pr inzipiell das avisierte Ziel zu erreichen verm ag, „erforderlich“  ist  sie,  
wenn kein anderes, m ilderes Mit tel zur Zielerreichung zur Verfügung steht  
bzw. in Bet racht  kom m t;  „angem essen“  ist  die Maßnahm e, wenn Mit tel und 
Zweck in einem  angem essenen Verhältnis stehen, das heißt  m it  dem  kon-
kreten Mit teleinsatz adäquat  auf die Zielerreichung hingearbeitet  werden 
kann, ohne dabei,  um  es salopp zu form ulieren, „m it  Kanonen auf Spatzen 
zu schießen“ . 
 
Unter besonderer Berücksicht igung des Verhältnism äßigkeitsgrundsatzes 
m ussten inzwischen die Gerichte zahlreiche Bürgerant räge (sog. einstwei-
lige Rechtsschutzant räge) 130 u.a. zu den Them en Ausgangsbeschränkung, 
Versam m lungsverbot  (z.B. im  Hinblick auf Dem onst rat ionen, aber auch zur 
Abhaltung von gem einsam en Got tesdiensten) , Maskenpflicht , Kontaktver-
bot , aber auch zur „800 m ² -Regelung“  bei Läden und deren Verkaufsflächen 
verbescheiden, wobei die m eisten zurückgewiesen wurden, aber die Ge-
r ichte im  Einzelfall auch dort  zugunsten des Ant ragstellers vot ieren, wo sie 
der Auffassung sind, dass das konkrete staat liche Verbot  zu weit  geht . Den 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts und der Verfassungsge-
r ichte der Länder kom m t in diesem Zusam m enhang eine besondere Bedeu-
tung zu.131 

                                                            
129 Vgl. im  Einzelnen z.B. Albrecht / Küchenhoff,  Staatsrecht  (o. Fn. 54) , § 9 Rn. 168 ff. 

m .w.N. 
130 Es ist  die Rede von über 1000 „Klagen“ , vgl. z.B. Junginger ,  Corona hält  die Just iz in 

Atem :  Mehr als 1000 Klagen gegen Maßnahmen, Augsburger Allgemeine vom 
27.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.augsburger-allgemeine.de/ polit ik/ Corona-
haelt -die-Just iz- in-Atem-Mehr-als-1000-Klagen-gegen-Massnahmen- id57448 
626.htm l (gem eint  sind offensicht lich die einstweiligen Rechtsschutzverfahren) . 

131 Vgl. aus den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts z.B. BVerfG, Beschluss 
vom 19.03.2020 Az.:  2 BvR 474/ 20 (einstweilige Anordnung bet reffend die Aufhebung 
eines Hauptverhandlungsterm ins wegen Gefahr einer Corona- I nfekt ion abgelehnt ) ;  
BVerfG, Beschluss vom  20.03.2020 Az.:  1 BvR 661/ 20 (unzulässiger Ant rag auf Erlass 
einer einstweiligen Anordnung gegen ein infekt ionsschutzrecht liches Versamm lungs-
verbot ) ;  BVerfG, Beschluss vom 07.04.2020 Az.:  1 BvR 755/ 20 =  NJW 2020 (Heft  20) , 
1429 ff. (Ablehnen des Erlasses einer einstweiligen Anordnung gegen Bayerische Ver-
ordnung über Ausgangsbeschränkungen bzw. I nfekt ionsschutzm aßnahm en anlässlich 
der Corona-Pandem ie) ;  BVerfG, Beschluss vom 09.04.2020 Az.:  1 BvR 802/ 20 (erfolg-
loser Ant rag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gegen Regelungen einer infek-
t ionsschutzrecht lichen Rechtsverordnung des Freistaats Bayern) ;  BVerfG, Beschluss 
vom 10.04.2020 Az.:  1 BvQ 30/ 20 (Ablehnung eines unzulässigen Ant rags auf Erlass 
einer einstweiligen Anordnung gegen die Corona-Verordnungen der Länder) ;  BVerfG, 
Beschluss vom  10.04.2020 Az.:  1 BvQ 31/ 20 (Ablehnung eines m it  dem Angebot  von 
Schutzvorkehrungen verbundenen Ant rags auf vorläufige Zulassung öffent licher Got -
tesdienste in einer Kirche in Berlin) ;  BVerfG, Beschluss vom  15.04.2020 Az.:  1 BvR 
828/ 20 (Ant rag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gegen Versammlungsverbot  
teilweise erfolgreich) ;  aus den Entscheidungen der Landesverfassungsgerichte ( „Ver-
fassungsgerichtshöfe“ )  s. z.B. VerfGH Nordrhein-West falen (NRW), Beschluss vom  
19.03.2020 Az.:  VerfGH 28/ 20.VB-3 (erfolglose Verfassungsbeschwerde hinsicht lich 
unterschiedlicher Behandlung von Schulunterr icht  einerseits und Schul-  bzw. Bet r iebs-
prakt ika andererseits im  Hinblick auf Corona-Eindämmungsmaßnahmen;  die Möglich-
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Ungeachtet  der großen Leistung der Gerichte bei der Bewält igung der 
„Corona-Prozessflut “  wäre es aber verfehlt , flugs schon deshalb zu behaup-
ten, wie in der Presse zu lesen, dass die Just iz gezeigt  habe, dass der 
Rechtsstaat  gesund sei.132 Mitnichten ist  er dies, da zum  „Rechtsstaat “  ge-
rade auch Exekut ive und Legislat ive sowie eine Vielzahl verfassungsrecht li-
cher Grundsätze gehören, welche – wie etwa das Gewaltenteilungsprinzip – 
von der Exekut ive bzw. den ihr zuzurechnenden polit ischen Entscheidern 
gern m issachtet  bzw. „ausgehebelt “  werden.133 Was aber die Gerichtsbar-
keit  in der Pandem ie t rotz ihrer eigenen Problem e durch ihre Rechtspre-
chung gezeigt  hat , ist , dass der Rechtsstaat  zum indest  nicht  „ tot “  ist , wie 
zuweilen behauptet  wird134,  sondern noch „quicklebendig“  m it  all seinen 
Schwächen und Unzulänglichkeiten. 
 
Gerade m it  den verfassungsrecht lichen Fragen aufgrund der erheblichen 
Grundrechtseinschränkungen, insbesondere im  Zusam m enhang m it  dem  
„Lockdown“ , haben sich et liche „verm eint liche“ , aber auch „ tatsächliche“  
Verfassungsrechtsexperten, darunter renom m ierte Staats-  und Verfas-
sungsrecht ler, beschäft igt 135 und kom m en überwiegend zu dem  Ergebnis 
nicht  verfassungsrecht lich gerecht fert igter Grundrechtseingriffe durch die 
get roffenen Corona-Maßnahm en, insbesondere in Form  des „Lockdown“ .136 
Die von besagten Rechtsexperten angeprangerte Verfassungswidrigkeit  

                                                            
keit  einer Grundrechtsverletzung wurde lt .  Gericht  nicht  dargelegt ) ;  BayVerfGH, Ent -
scheidung vom  26.03.2020 Az.:  Vf.6-VI I -20 (Bayerische Verordnung über eine vorläu-
fige Ausgangsbeschränkung anlässlich der Corona-Pandem ie nicht  verfassungswidrig) ;  
VerfGH NRW, Beschluss vom 06.04.2020 Az.:  VerfGH 33/ 20.VB-2 (Verfassungsbe-
schwerde, Erlass einer einstweiligen Anordnung, Kontaktverbot , Norm enkont rolle, 
Rechtswegerschöpfung) ;  VerfGH des Landes Berlin, Beschluss vom 14.04.2020 
Az.:  VerfGH 50 A/ 20 (erfolgloser einstweiliger Rechtsschutzant rag eines Rechtsan-
walts im  Zusam m enhang m it  der COVI D-19-Pandem ie) ;  VerfGH des Saarlandes, Be-
schluss vom  28.04.2020 Az.:  Lv7/ 20 (Außervollzugsetzung der Ausgangsbeschrän-
kung in der 2. Verordnung zur Änderung der saarländischen Corona-Verordnung vom  
16.04.2020) . 

132 So Junginger ,  Die Just iz hat  gezeigt , dass der Rechtsstaat  gesund ist , Augsburger All-
gemeine vom 26.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.augsburger-allgem eine.de/  
polit ik/ Die-Just iz-hat -gezeigt -dass-der-Rechtsstaat -gesund- ist - id57448711.htm l. 

133 Vgl. hierzu wiederum z.B. den Beit rag von Knopp/ Hofm ann,  NVwZ 2020 (o. Fn. 13) , 
m it  „eindrucksvollen“  Beispielen und m .w.N. 

134 Vgl. Knopp/ Hofm ann,  ebd., 987 unter Fn. 75 m it  Hinweis auf Kaiser (o. Fn. 10) . 
135 Vgl. z.B. Schm it t ,  Verfassungswidrigkeit  landesweiter Ausgangsverbote, NJW 2020 

(Heft  23) , 1626 ff. m .w.N.;  Lepsius (o. Fn. 128) ;  Janisch/ Richter im  I nterview m it  
Papier , „Selbst  in Kriegszeiten werden die Grundrechte nicht  angetastet “ , Süddt .  
Zeitung vom  01.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.sueddeutsche.de/ polit ik/  
coronavirus-grundrechte- freiheit -verfassungsgericht -hans- juergen-papier-1.4864792 
?reduced= t rue sowie „Erosion des Rechtsstaats“ , Verfassungsrecht ler Papier sieht  
Grundrechte in der Corona-Krise m assiv bedroht , Süddt . Zeitung vom  02.04.2020, 
S. 2;  s. ferner auch Glaab/ Schwedler ,  Besuchseinschränkungen in Pflegeheim en we-
gen Corona, NJW 2020 (Heft  24) , 1702 ff. m .w.N. 

136 S. o. Fn. 128 sowie dort  Lepsius,  der etwas „überzeichnet “  in diesem  Zusam m enhang 
feststellt :  „Der Rechtsstaat  ist  schwer beschmutzt . Die rechtsstaat liche Hygiene m uss 
dringend wieder hergestellt  werden, sonst  droht  hier das größte I nfekt ionsrisiko.“  
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verschiedener legislat iver Maßnahm en in den Corona-Verordnungen wird 
das Virus nicht  beeindrucken, vielm ehr m üssen wir, wie es auch schon 
m ehrfach durch die Bundeskanzler in form uliert  wurde, im  Alltag m it  
„Corona“  leben und uns dem entsprechend auf im m er wiederkehrende Be-
schränkungen einstellen, bis ein Im pfstoff oder zum indest  ein Medikam ent  
oder m ehrere Medikam ente zur Behandlung von COVID-19-Pat ienten ent -
wickelt  worden sind. 
 
Bevor m an sich ins verfassungsrecht liche Argum entat ionsgetümmel stürzt  
und darin hinfällt ,  sollte m an sich vorab noch einm al Klarheit  über die Aus-
gangslage bei Ausbruch der Pandem ie in Deutschland Ende Januar 2020 
verschaffen137,  die zunächst  Ende März 2020 zu dem  „Lockdown“  in Form  
einzelner Maßnahm en, vor allem  in den Länderverordnungen verankert , 
führte. Zu diesem  Zeitpunkt  war ein „Wissen“  zu COVI D-19 nicht  vorhan-
den, die Corona-Pandem ie überrollte schlichtweg Deutschland bzw. die 
Welt . Aktuell hat  die Wissenschaft  aufgrund et licher Studien ihre anfängli-
che „Unwissenheit “  zum indest  auf einen Erkenntnisstand gebracht , der den 
Um gang m it  COVI D-19 etwas einfacher und gezielter m acht , ohne dass jetzt  
schon allerdings behauptet  werden könnte, dass das Virus in seinen ver-
schiedenen Facet ten tatsächlich erforscht  sei, vor allem  auch im  Hinblick 
auf seine m edizinischen Folgen nach „Genesung“  von einer I nfekt ion und 
dass es „unter Kont rolle wäre“ . Hinzu kom m t, dass sich verschiedene m e-
dizinische Studien widersprechen bzw. zu jeweils anderen Schlussfolgerun-
gen gelangen. Mit  der hier beschriebenen Ausgangslage werden die pr im är 
zum  Handeln aufgerufenen polit ischen Entscheider konfront iert , die gerade 
die wissenschaft lichen Erkenntnisse dringend benöt igen, um  sie zur Grund-
lage ihrer konkreten Entscheidungen m achen zu können. I n dieser Situat ion 
„ relat iver Hilf losigkeit “  Ende März 2020 war – wie in anderen europäischen 
Ländern, insbesondere aber im  Virus-Ursprungsland China – vorherr-
schende m edizinische Meinung, gerade auch des RKI , dass es darauf an-
kom m e, I nfekt ionsket ten zurückzuverfolgen und gegenüber der Virusaus-
breitung „Zeit  zu gewinnen“ , um  das deutsche Gesundheitssystem  nicht  zu 
überfordern, indem  durch drast ische – grundrechtseinschränkende – Maß-
nahm en die Anzahl der behandlungsbedürft igen Neuinfekt ionen und zu-
gleich auch die potenzielle Sterberate gesenkt  werden sollte. Dabei wird 
hier nur der Vollständigkeit  halber darauf hingewiesen, dass das Virus – 
zeitversetzt  – im  Frühjahr 2020 z.B. die Nachbarländer I talien und Spanien 
noch m it  weitaus größerer Wucht  als Deutschland nahezu bis zum  kom plet -
ten staat lichen Kollaps get roffen hat  und diese Länder noch weitaus schär-

                                                            
137 Vgl. die Darstellung bei Wikipedia, COVI D-19-Pandem ie in Deutschland, abrufbar un-

ter:  ht tps: / / de.wikipedia.org/ wiki/ COVI D-19-Pandemie_in_Deutschland. 
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fere Maßnahm en als Deutschland zur Eindäm m ung der Pandem ie zum  Ein-
satz br ingen m ussten.138 Wenn unter derart igen Voraussetzungen unter 
gleichzeit iger Zugrundelegung des seinerzeit igen Wissensstandes zu CO-
VID-19 bei den beschlossenen Eingriffen auch pr im äres Ziel die Verm eidung 
der Überforderung des Gesundheitssystem s gewesen ist  m it  dem  Lebens-
schutz als „m it telbarer“  Effekt139,  sind die in den Länderverordnungen zum  
„Lockdown“  verankerten Beschränkungen unter Heranziehung des Verhält -
nism äßigkeitsgrundsatzes und unter Berücksicht igung der äußerst  geringen 
Erkenntnisse zu der Virusinfekt ion im  Frühjahr 2020, resp. im  März 2020, 
verfassungsrecht lich nicht  zu beanstanden, da Abwägungsm ängel nicht  er-
sicht lich sind.140 
 
Die Gefahr der Überforderung des Gesundheitswesens und der grundge-
setzliche Lebens-  und Gesundheitsschutz stehen dabei vielm ehr in einem  
unt rennbaren „Zielverhältnis“  im  Hinblick auf die Eingriffsr ichtung. Bei 
Art . 2 Abs. 2 GG handelt  es sich insoweit  um  ein „Mastergrundrecht “ , denn 
– so das Bundesverfassungsgericht 141 – das Leben „stellt  innerhalb der 
grundgesetzlichen Ordnung einen Höchstwert  dar“ , wobei das Grundrecht  
auch im  Bereich der körperlichen Unversehrtheit  ein besonderes Gewicht  
hat .142 Wie andere Grundrechte – aus ihrem  histor ischen Verständnis her-
aus – enthält  Art . 2 Abs. 2 Satz 1 GG prim är ein Abwehr-  bzw. Freiheits-
recht , weist  aber auch ausgeprägte Leistungs-  bzw. Schutzgehalte auf.143 
So ergibt  sich aus dieser Grundrechtsnorm  für den Staat  die Pflicht , „das 
Leben … des Einzelnen zu schützen, das heißt  vor allem , es auch vor rechts-
widrigen Eingr iffen von Seiten anderer zu bewahren“ 144.  Der Schutz m uss 

                                                            
138 S. zur Verbreitung des Virus in Europa European Cent re for Disease Prevent ion and 

Cont rol, Covid-19 situat ion update for the EU/ EEA and the UK, as of 14 July 2020, 
abrufbar unter:  ht tps: / / www.ecdc.europa.eu/ en/ cases-2019-ncov-eueea;  s. etwa zu 
den in I talien get roffenen Maßnahmen Hornig,  I talien verschärft  Kam pf gegen Corona, 
SPI EGEL Polit ik vom  18.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/ polit ik/  
ausland/ italien-verschaerft -kam pf-gegen-corona-a-9feef420-99e2-47cd-a2de-366f0e 
0fbdef und zu den in Spanien get roffenen Maßnahm en Wikipedia, COVID-19-Pandemie 
in Spanien, abrufbar unter:  ht tps: / / de.wikipedia.org/ wiki/ COVI D-19-Pandem ie_in_ 
Spanien# Historie_und_Ma% C3% 9Fnahmen. 

139 Vgl. auch Lepsius (o. Fn. 128) . 
140 So auch z.B. Evangelisch.de, Staatsrecht ler Bat t is:  Ausgangssperren sind verfassungs-

konform , 19.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.evangelisch.de/ inhalte/ 167425/  
19-03-2020/ Staatsrecht ler-bat t is-ausgangssperren-sind-verfassungskonform ;  Bat t is 
im  I nterview m it  Herholz,  Jetzt  werden viele Rechte eingeschränkt , Rhein-Neckar-Zei-
tung vom  19.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.rnz.de/ polit ik/ hintergrund_ 
art ikel,-coronakrise- jetzt -werden-viele- rechte-eingeschraenkt_arid,505235.htm l.  

141 BVerfGE 49, 24, 53;  115, 118, 139. 
142 BVerfGE 128, 282, 302. 
143 Vgl. z.B. Jarass,  in:  Jarass/ Pieroth, GG, Kom m entar, 16. Aufl. 2020, Art . 2 Rn. 91 ff.  

m .w.N.  
144 BVerfGE 115, 320, 346;  77, 170, 214. 
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„angem essen und wirksam “  sein145,  wobei die Schutzpflicht  zudem  zuguns-
ten der körperlichen Unversehrtheit  besteht .146 Die Pflicht  greift  außerdem  
zugunsten besonders em pfindlicher Personengruppen, hier etwa zugunsten 
der zu schützenden Risikogruppen i.S.d. Klassifikat ion des RKI . Die Schutz-
pflicht  kann sogar im  Einzelfall freiheitsentziehende Maßnahm en gebie-
ten.147 Jedenfalls recht fert igt  die Schutzpflicht  die Einschränkung anderer 
Grundrechte allerdings nur auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen, wo-
bei der Staat  bei der Erfüllung seiner Schutzpflicht  einen erheblichen Spiel-
raum  hat .148 Gleichwohl dürfen die Regelungspflichten des Gesetzgebers 
nicht  „überdehnt “  werden.149 I m  vorliegenden Kollisionsfall der zu schüt -
zenden Gesundheit  und des Lebens, vor allem  auch der Angehörigen von 
Risikogruppen, durch verordnete Eingriffe z.B. in die Grundrechte der Ver-
sam m lungsfreiheit  oder der Religionsausübungsfreiheit  schlägt  die Abwä-
gung zugunsten solcher Schutzm aßnahm en aus, wobei allerdings der Ver-
ordnungsgeber, hier die Länder, die Zeitdauer solcher Eingriffsm aßnahm en 
zu beachten haben. Denn je länger ein m assiver Grundrechtseingriff dauert , 
desto höher sind die verfassungsrecht lichen Anforderungen an die vorzu-
nehm ende Abwägung, gerade auch unter Angem essenheitsaspekten. I n 
diesem  Sinne haben die Verfassungsgerichte geprüft  und – worauf schon 
hingewiesen wurde – die m eisten Ant räge auf Aussetzung verordnungsbe-
zogener Maßnahm en (Eingriffe)  zurückgewiesen.150 Dies gilt  insbesondere 
und beispielhaft  für die Frage der Verfassungswidrigkeit  bundesweiter Aus-
gangsverbote bzw. genauer:  Ausgangsbeschränkungen, wobei in Bayern als 
einem  der „Hotspot “ -Bundesländer die intensive Einschränkung bei der kör-
perlichen Bewegungsfreiheit  und dam it  der Eingriff in Art . 2 Abs. 2 Satz 2 
GG länderübergreifend bet rachtet  am  längsten währte.151 I nsgesam t 
46 Tage lang dauerte besagte Ausgangsbeschränkung in Bayern, die am  
21. März 2020 zunächst  befr istet  in Kraft  t rat  und m ehrm als verlängert  
wurde, bis sie m it  Ablauf des 5. Mai 2020 außer Kraft  get reten ist .152 Wäh-
rend der ersten Befr istungsphase war der Bayerische Verwaltungsgerichts-
hof (BayVGH bzw. VGH München)  m it  dem  Ant rag (einstweiliger Rechts-

                                                            
145 BVerfGE 88, 203, 254. 
146 Jarass/ Pieroth, GG, Kom m entar (o. Fn. 143) , Art . 2 Rn. 91 m .w.N. 
147 BVerfGE 130, 372, 389. 
148 Vgl. z.B. BVerfGE 56, 54, 80 ff.;  79, 174, 202;  85, 191, 212. 
149 Vgl. etwa Jarass,  in:  Jarass/ Pieroth, GG, Kom m entar (o. Fn. 143) , Art . 2 Rn. 92 

m .w.N.;  ähnlich Horn, in:  Stern/ Becker (Hrsg.) , Grundrechte-Komm entar, 2. Aufl. 
2016, Art . 2 Rn. 83;  s. z.B. auch die abweichende Meinung der Richter Mahrenholz 
und Sommer  zum Urteil des BVerfG vom 28.05.1993 Az.:  2 BvF 2/ 90 u.a. =  NJW 1993, 
1751 ff.,  welche eine Überdehnung der Schutzpflicht  erkennen wollen, s. NJW 1993, 
1751 ff.,  1777. 

150 S. auch o. Fn. 131. 
151 Vgl. Schm it t ,  NJW 2020, 1627 m.w.N. 
152 Verordnung des Bayerischen Staatsm inister ium s für Gesundheit  und Pflege 

vom 24.03.2020 sowie Schm it t ,  ebd. 
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schutzant rag)  eines Bürgers auf Außervollzugsetzung m ehrerer Best im -
m ungen der Bayerischen Corona-Verordnung, darunter auch besagter Aus-
gangsbeschränkung, befasst , der diesen Ant rag m it  Beschluss vom  30. März 
2020 nach der für solche Ant räge erforderlichen „sum m arischen Prüfung“  
aber abgelehnt  hat .153 Die Argum entat ion des obersten Bayerischen Ver-
waltungsgerichts spiegelt  dabei – beispielhaft  für andere Gerichte – durch-
aus auch das Dilem m a wider, in dem  sich Polit ik wie Gerichte zu Beginn der 
Pandem ie bzw. des „Lockdown“  befunden haben. So stehen den Gerichten 
letzt lich ebenfalls nur die gleichen Erkenntnisse, wenn überhaupt , zur Pan-
dem ieentwicklung bzw. dem  „Verhalten“  des Virus zur Verfügung wie den 
polit ischen Entscheidern, die wiederum  ihre Erkenntnisse aus der Wissen-
schaft , vor allem  aber aus dem  RKI  beziehen. Unter Heranziehung und Prü-
fung des Verhältnism äßigkeitsgrundsatzes zur Frage der Verhältnism äßig-
keit  der verordneten Ausgangsbeschränkung insgesam t  kom m t der BayVGH 
zu folgenden Feststellungen:  
 

-  „Die Eignung des m it  der Verhängung eines prävent iven Ausgangs-
verbots m it  Erlaubnisvorbehalt  zur Verfolgung des durch § 1 Abs. 1 
I fSG vorgegebenen Ziels – Vorbeugung übert ragbarer Krankheiten 
beim  Menschen, frühzeit ige Erkennung von I nfekt ionen und Verhin-
derung ihrer Weiterverbreitung – ist  nicht  zweifelhaft . Nach den 
Feststellungen des Robert  Koch- I nst ituts vom  26. März 2020 
(ht tps: / / www.rki.de/ de/ content / infAZ/ N/ Neuart iges_Coronavirus-
Risikobewertung.htm l) , das nachdrücklich eine Reduzierung von so-
zialen Kontakten m it  dem  Ziel der Verm eidung von I nfekt ionen im  
privaten, beruflichen und öffent lichen Bereich sowie eine Reduzie-
rung der Reisetät igkeit  em pfiehlt , ist  diese Maßnahm e geeignet , das 
Ziel des Verordnungsgebers, die Weiterverbreitung der übert ragba-
ren Krankheit  COVI D-19 zu verhindern. Die genannte Einschätzung 
des Robert  Koch- I nst ituts und dam it  die Eignung der Maßnahm e in 
Frage zu stellen, sieht  der Senat  – zum al im  Rahm en des Eilverfah-
rens – weder Anlass noch Möglichkeiten.“  

 
-  „ Im  Blick auf die Erforderlichkeit  der angegriffenen Regelungen kann 

der Senat  zum indest  im  Rahm en des Eilverfahrens nicht  feststellen, 
dass andere zur Erreichung des Ziels der Verhinderung weiterer I n-
fekt ionen m it  COVID-19 m öglicherweise ebenfalls geeignete Rege-
lungsm odelle – wie insbesondere der bundesweit  em pfohlene An-
satz, den Aufenthalt  im  öffent lichen Raum  nur alleine, m it  einer wei-
teren, nicht  im  Haushalt  lebenden Person oder im  Kreis der Angehö-
r igen des eigenen Hausstands zu gestat ten... – in ihrer Wirkung dem  
vom  Ant ragsgegner gewählten Regelungsm odell eines prävent iven 

                                                            
153 Beschluss vom  30.03.2020 Az.:  20 NE 20.632. 
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Ausgangsverbots gleichkom m en und daher als m ilderes Mit tel in Be-
t racht  zu ziehen sind. I n einer durch zahlreiche Unsicherheiten und 
sich ständig weiterentwickelnde fachliche Erkenntnisse geprägten 
epidem ischen Lage wie der vorliegenden ist  dem  Verordnungsgeber 
jedenfalls zum  gegenwärt igen Zeitpunkt  der Entwicklung eine Ein-
schätzungsprärogat ive im  Hinblick auf das gewählte Mit tel einzuräu-
m en, soweit  und solange sich nicht  andere Maßnahm en eindeut ig als 
gleich geeignet  und weniger belastend darstellen.“  

 
-  „Für die Verhältnism äßigkeit  der angegriffenen Regelungen in zeit li-

cher Hinsicht  spricht , dass der Verordnungsgeber den Geltungsbe-
reich der Verordnung bis zum  Ablauf des 3. April 2020 von vornhe-
rein vergleichsweise kurz befr istet  hat . Unabhängig davon t r ifft  ihn 
nach Auffassung des Senats im  Hinblick auf das Gewicht  der m it  der 
Verordnung verbundenen Grundrechtseingriffe aber eine fort lau-
fende Evaluierungspflicht . Der Verordnungsgeber hat  für die Dauer 
der Gült igkeit  der angegriffenen Verordnung ständig zu überwachen, 
ob deren Aufrechterhaltung noch erforderlich und angem essen ist . 
Dabei dürften die Anforderungen an die Verhältnism äßigkeit  um so 
st renger werden, je länger die Regelungen schon in Kraft  sind. Sollte 
sich die Unverhältnism äßigkeit  einzelner Regelungen herausstellen, 
wären diese auch vor Ablauf des befr isteten Geltungszeit raum s un-
verzüglich aufzuheben.“  

 
Dam it  spricht  das Gericht  auch explizit  die Zeitdauer der angegriffenen Re-
gelung und die fort laufende Evaluierungspflicht  des Verordnungsgebers im  
Hinblick auf das Gewicht  der m it  der Verordnung verbundenen Grundrechts-
eingriffe an. Unter Berücksicht igung dieser Vorgaben werden die nach der 
ersten Befr istung verordneten jeweiligen Verlängerungen von zwei Wochen 
in der Literatur als verfassungswidrig angesehen, da bei Zugrundelegung 
der längsten vom  RKI  angegebenen Zeitdauer, nach der sich stat ist isch die 
Wirksam keit  der Maßnahm en hät ten erstm als bewerten lassen – dies wäre 
ein Zeitpunkt  drei Wochen nach I nkraft t reten der Maßnahm en gewesen –, 
eine Befr istung über dieses Datum  hinaus schlichtweg der von der vom  Ge-
r icht  dem  Verordnungsgeber zugestandenen Einschätzungsprärogat ive 
nicht  gedeckt  sei.154 Denn spätestens nach Ablauf dieses Zeit raum s wäre 
eine faktenbasierte Bewertung von Geeignetheit  und Erforderlichkeit  der 
Maßnahm e m öglich gewesen.155 
 
Der BayVGH beschäft igt  sich in seiner Entscheidung des Weiteren m it  der 
Frage der stets vorzunehm enden Abwägung zwischen den Eingriffen in die 

                                                            
154 Vgl. z.B. auch Schmit t ,  NJW 2020, 1627 f. m .w.N. 
155 Schm it t ,  ebd., 1628. 
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Grundrechte des Norm adressaten, also hier des Ant ragstellers, auf persön-
liche Freiheit  und Freizügigkeit  (Art . 2 Abs. 2 Satz 2 GG und Art . 11 GG)  
und dem  Grundrecht  behandlungsbedürft iger, teilweise lebensbedrohlich 
erkrankter Personen aus Art . 2 Abs. 2 Satz 1 GG – Schutz des Lebens und 
der körperlichen Unversehrtheit  –, wonach sich das zuletzt  genannte Grund-
recht  laut  Gericht  zut reffend durchsetzt .156 Das heißt , in einem  Abwägungs-
verhältnis verschiedener Grundrechte ist  dem  grundgesetzlichen Lebens-  
und Gesundheitsschutz gegenüber anderen eingriffsbelasteten Grundrech-
ten stets der Vorrang einzuräum en, wobei diese Abwägung in der Pandem ie 
ein intensives Beobachten und fort laufendes Evaluieren des jeweils sich ent -
wickelnden Pandem iegeschehens durch die polit ischen Entscheider erfor-
dert , um  kurzfr ist ige und „angem essene“ , dam it  rechtm äßige, Maßnahm en 
ergreifen zu können. 
 
Bereits zeit lich vor der Entscheidung des BayVGH hat te im  sog. Popularkla-
geverfahren der Bayerische Verfassungsgerichtshof (BayVerfGH)  m it  Be-
schluss vom  26. März 2020 einen Ant rag auf vorläufige Außerkraftsetzung 
der Ausgangsbeschränkung anlässlich der Corona-Pandem ie m it  dem  Hin-
weis auf eine Folgenabwägung „unter Berücksicht igung des besonderen Ge-
wichts der Einschätzungen des Robert  Koch- I nst ituts“  abgewiesen.157 Das 
Gericht  argum ent iert  unter Hinweis auf das epidem iologische Bullet in des 
RKI  vom  19. März 2020 so:  
 

„Dem nach ist  davon auszugehen, dass die durch § 1 der Verordnung 
angest rebte Beschränkung von unm it telbaren sozialen Kontakten wahr-
scheinlich zu einer zum indest  vorübergehenden Verr ingerung von Neu-
infekt ionen und dam it  einer Verzögerung der Verbreitung des Virus führt  
und dies wiederum  die Wahrscheinlichkeit  von verm eidbaren Todesfäl-
len verr ingert . Selbst  wenn m an insoweit  von einer geringen Wahr-
scheinlichkeit  ausgeht…, überwiegen angesichts der überragenden Be-
deutung von Leben und Gesundheit  der m öglicherweise Gefährdeten die 
Gründe gegen das Außerkraftsetzen der angegriffenen Verordnung. Die 
dem gegenüber zwar annähernd sichere und ggf. irreversible Einschrän-
kung von Grundrechten durch die angegriffene Verordnung hat  insoweit  
im  Rahm en der Folgenabwägung geringeres Gewicht…“ . 

 
Auch hier wird dem  Lebens-  und Gesundheitsschutz vom  Gericht  gegenüber 
den Eingriffen in die Grundrechte des Ant ragstellers Vorrang eingeräum t , 
basierend auf den zu diesem  Zeitpunkt  vorliegenden wissenschaft lichen Er-
kenntnissen, welche auch als einziger Maßstab dem  Gericht  für seine Ent -
scheidung vorliegen. 

                                                            
156 BayVGH (o. Fn. 153) , Rz. 67. 
157 BayVerfGH, Beschluss vom 26.03.2020 Az.:  Vf.6-VI I -20. 
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Unter Beachtung der wissenschaft lichen Erkenntnisse nach dem  großflächi-
gen Europa-  und auch weltweit  durchgeführten Lockdown, wenn auch in 
unterschiedlicher I ntensität , in Form  von Grenzschließungen, Kontaktver-
boten, Kita-  und Schulschließungen u.a. hät ten – ret roperspekt ivisch – nach 
einer Studie eines br it ischen Forscherteam s vom  Im perial College London 
besagte Lockdown-Maßnahm en bis zum  6. April 2020 rd. 530 Mio. I nfekt i-
onen allein in sechs Ländern verhindert  und in kurzer Zeit  so viele Leben 
geret tet  werden können, wie „kein anderes m enschliches Unterfangen“ .158 
 
Dabei dürfen allerdings die schwerwiegenden ökonom ischen und sozialen 
Folgen159,  welche aus dem  „Lockdown“  result ieren, nicht  vergessen werden, 
sie sind letzt lich der hohe Preis, den die Staaten, gerade auch Deutschland, 
und ihre jeweilige Bevölkerung im  Rahm en der Pandem iebekäm pfung zu 
zahlen haben. 
 
Aus verfassungsrecht licher Sicht  ist  des Weiteren auf einen viel diskut ierten 
Beschluss des Verfassungsgerichtshofs des Saarlandes vom  28. April 
2020160 hinzuweisen, der in m ehrfacher Hinsicht  bem erkenswert  ist . Das 
Gericht  hat  hier einer Beschwerde gegen eine vorhergehende Entscheidung, 
m it  der ein einstweiliger Rechtsschutzant rag, gerichtet  insbesondere gegen 
eine Ausgangsbeschränkung nach „bayerischem  Vorbild“ , abgewiesen wor-
den war, stat tgegeben. Das Gericht  setzt  sich in seiner Entscheidung sehr 
ausführlich gerade auch m it  inhalt lichen Fragen auseinander und begründet  
sie m it  einer sorgfält ig anm utenden Argum entat ion, die aber zugleich ver-
deut licht , dass es sich bei der Entscheidung vom  28. April 2020 um  eine 
verfassungsgericht liche „Mom entaufnahm e“  handelt , wenn das Gericht  bei 
seiner Argum entat ion im m er wieder und zut reffend auf die zu diesem  Zeit -
punkt  vorliegenden Erkenntnisse abstellt .  
 
Das Gericht  bezieht  sich vorab auf die gegenteiligen, sprich:  ant ragsabwei-
senden Beschlüsse des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom  26. März 
2020161 sowie vom  24. April 2020162 und des Verfassungsgerichtshofs des 

                                                            
158 Vgl. idowa, Studien:  Maßnahm en gegen Corona verhinderten viele Tote, 08.06.2020, 

abrufbar unter:  ht tps: / / www.idowa.de/ inhalt . lockdown-studien-m assnahm en-gegen-
corona-verhinderten-viele- tote.c4d9c289-b046-4639-b2fd-cfc168ec833a.htm l;  
Wighton,  Lockdown and school closures in Europe m ay have prevented 3.1m  deaths, 
I mperial College London vom 08.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.imperial.  
ac.uk/ news/ 198074/ lockdown-school-closures-europe-have-prevented. 

159 S. hierzu die Beit räge von Linke und Jürgens in dieser Publikat ion. 
160 Az.:  Lv 7/ 20. 
161 S. o. Fn. 157. 
162 Az.:  Vf. 29-VI I -20 (keine Außervollzugsetzung der Ausgangsbeschränkungen anläss-

lich der Corona-Pandem ie in der Zweiten Bayerischen I nfekt ionsschutzm aßnah-
m enverordnung) . 
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Freistaats Sachsen vom  17. April 2020163 zu einer m it  dem  Saarland ver-
gleichbaren Regelung zu Ausgangsbeschränkungen. I n einer Gegenüber-
stellung zur Situat ion seiner Entscheidung vom  28. April 2020 m acht  das 
Gericht  allerdings deut lich, dass seine Abwägung auf der zum  Zeitpunkt  
dieser Entscheidung allgem einen Annahm en beruhen m üsse, die auch den 
polit ischen Entscheidern vorliegen würden. Danach stellt  das Gericht  die 
von den beiden Verfassungsgerichtshöfen in Bayern und Sachsen der Exe-
kut ive zugebilligte „weite Einschätzungsprärogat ive“  nicht  grundsätzlich in 
Frage, weist  aber zut reffend darauf hin, dass, je länger die verordnete Aus-
gangsbeschränkung wirke, desto höher auch die Anforderungen an ihre 
Recht fert igung und an ihre Kohärenz m it  anderen Regelungen sein m üss-
ten.164 Unter diesen Voraussetzungen verneint  der saarländische Verfas-
sungsgerichtshof zum  Zeitpunkt  seiner Entscheidung die Verhältnism äßig-
keit  der noch bestehenden Ausgangsbeschränkungen unter Heranziehung 
der sinkenden I nfekt ionszahlen bzw. der Anzahl der Neuinfekt ionen sowie 
verschiedener wissenschaft licher Aussagen zu dieser konkreten Them at ik 
bei gleichzeit iger Heranziehung des Erkenntnisstandes aus anderen Län-
dern. I nsoweit  hält  das Gericht  die in St reit  stehende Ausgangsbeschrän-
kung als besonders einschneidende Maßnahm e in bet roffene Grundrechte 
bereits schon nicht  m ehr für „erforderlich“ , weil nach seiner Ansicht  durch-
aus m ildere Mit tel zur Gegensteuerung einer Pandem ieausbreitung in Be-
t racht  käm en165:  
 

„Es ist  nicht  auszuschließen, dass die Aussetzung der Ausgangsbe-
schränkungen m it  einer allerdings geringen Wahrscheinlichkeit  das I n-
fekt ionsrisiko erhöhen kann. Dieses Risiko wird – dem  System  der in-
fekt ionsschutzrecht lichen Regelungen entsprechend – verm indert , wenn 
durch Kontakt -  und Abstandsgebote sowie durch eine im  Saarland neu-
erdings geltende Maskent ragungspflicht  Übert ragungswege und Über-
t ragungsweiten verr ingert  werden und durch Verbote von zahlenm äßig 
nicht  beschränkten Zusam m ent reffen weiter bekäm pft  werden.“  

 
Diese Entscheidung basiert  bei genauer Analyse daher ausschließlich auf 
einem  Pandem ie-Zeit fenster, das einen tem porären Rückgang des Virusge-
schehens suggeriert , welches die m assive Eingriffsm aßnahm e einer Aus-
gangsbeschränkung in grundgesetzliche Freiheiten nicht  m ehr als erforder-
lich und angem essen erscheinen lässt .  I m  Unterschied hierzu sind aber die 
zeit lich vorhergegangenen verfassungsgericht lichen Entscheidungen in 

                                                            
163 Az.:  Vf. 51- I V-20 (e.A.)  (erfolgloser einstweiliger Rechtsschutzant rag gegen Verbote 

der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung) . 
164 Vgl. unter „C“  der Gründe der Entscheidung. 
165 Vgl. unter „D.I .“  der Gründe der Entscheidung. 
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Bayern und Sachsen ergangen, welche, insbesondere in Bayern, als Grund-
lage von einem  ganz anderen Erkenntnisstand ausgehen m ussten, vor al-
lem , wenn m an sich die hohen I nfekt ionszahlen, ungeachtet  einm al ihrer 
Fehleranfälligkeit  und der in diesem Zusam m enhang stehenden vernachläs-
sigten Dunkelziffer,  im  von der Pandem ie m it  am  stärksten bet roffenen Bun-
desland im  März 2020 anschaut . I nsoweit  ist  unter besonderer Berücksich-
t igung der Entwicklung und des bisherigen Verlaufs des Pandem iegesche-
hens die saarländische Entscheidung auch in die übrigen Verfassungsge-
r ichtsentscheidungen ohne Weiteres „einzuordnen“  und nim m t  auch nicht  
die „Sonderstellung“  in der – posit iven wie negat iven – Diskussion hierzu 
ein, wie derart ige Diskussionen zunächst  den Anschein erwecken. 
 
Besagte Entscheidung m arkiert  allerdings einen Wendepunkt  in der 
„Corona-Rechtsprechung“  dergestalt ,  als die Verwaltungsgerichte teilweise 
durchaus im  Sinne des jeweiligen Ant ragstellers zu vot ieren beginnen166, 
etwa bei der Zulassung von Versam m lungen (Dem onst rat ionen) 167 oder der 
Abhaltung gem einsam er Got tesdienste.168 Zugleich „m ahnt “  der Staats-
recht ler Ulr ich Bat t is im  Hinblick auf die vorgenom m enen Lockerungen und 
dam it  die schrit tweise Aufhebung der t iefgreifenden Grundrechtseingriffe, 
dass dies erneut  zu schwierigen Abwägungen führen werde, was aufgrund 
der unterschiedlichen Handhabung bei den Ländern letzt lich auch eine un-
terschiedliche Rechtsprechung hervorbringe.169 Zut reffend weist  er in die-
sem  Zusam m enhang darauf hin, dass die wiedererstarkende Geltung der 
Grundrechte auch katast rophale Folgen haben könne, wie das Beispiel der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Religionsfreiheit 170 
zeige.171 Die Rückkehr zur Norm alität  birgt  – dies ist  Bat t is ebenfalls zu 
entnehm en – die Gefahr einer 2. I nfekt ionswelle, dann gehe alles wieder 
von vorne los172,  eine Entwicklung, die aktuell durchaus realist isch er-
scheint . 
 
 
 
 

                                                            
166 S. etwa OVG Saarland, Beschluss vom 23.06.2020 Az.:  2 B 222/ 20;  OVG Lüneburg, 

Beschluss vom 26.06.2020 Az.:  13 MN 236/ 20;  OVG NRW, Beschluss vom 06.07.2020 
Az.:  13 B 940/ 20.NE. 

167 S. etwa OVG NRW, Beschluss vom 26.05.2020 Az.:  15 B 773/ 20;  VGH Baden-Würt -
tem berg, Beschluss vom 23.05.2020 Az.:  1 S 1586/ 20;  VG Cot tbus, Beschluss vom 
12.05.2020 Az.:  3 L 215/ 20. 

168  S. dazu, allerdings im  Rahmen der Verfassungsgerichtsbarkeit  BVerfG, Beschluss vom 
29.04.2020 Az.:  1 BvQ44/ 20. 

169 Vgl. Junginger  (o. Fn. 130) . 
170 S. o. Fn. 168. 
171 S. Junginger  (o. Fn. 130) . 
172 S. ebd. 
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d)   „Abw ägungsspirale“ 

 

Eines haben „Lockdown“ -Maßnahm en in Deutschland, aber auch in den an-
deren Ländern jedenfalls gezeigt :  Die Zahlen der Neuinfekt ionen und die 
Sterberate, soweit  m an diese Zahlen wenigstens als „ I ndiz“  für die Pande-
m ieentwicklung werten kann173,  sind zum indest  zunächst  soweit  zurückge-
gangen, dass auch aus wissenschaft licher Sicht  „Lockerungen“  m öglich ge-
worden sind, was ohne „Lockdown“  wohl anders verlaufen wäre, wie das 
Beispiel Schweden zeigt , wo ohne Einschränkungen hohe I nfekt ionszahlen 
und eine beacht liche Todesrate zu verzeichnen sind. Polit ik und Gerichte 
befinden sich in Deutschland in einer sich stet ig drehenden „Abwägungsspi-
rale“  bzw. „Abwägungsm isere“ , wenn es um  die Frage konkreter Maßnah-
m en und Eingriffe zum  Schutz von Leben und Gesundheit  der Bevölkerung 
bei gleichzeit igen Grundrechtseinschränkungen aufgrund der Pandem ieent -
wicklung geht . Die epidem iologische Situat ion ist  unberechenbar, niem and 
kann vorhersagen, wie sich das Virus, auch m it  Mutat ionen, weiterverbrei-
tet . Als absolute „Notbrem se“ , weil sich diese offensicht lich bewährt  und 
„Lockerungen“  überhaupt  erst  m öglich gem acht  hat , kom m t bei „ virulenten 
Events“  m it  der Gefahr einer „unkont rollierbaren“  und weiteren Ausbreitung 
des Virus letzt lich nur wieder ein „Lockdown“  in Bet racht , so geschehen 
erneut  in Nordrhein-West falen für die Landkreise Gütersloh und Warendorf 
nach Ausbreitung des Virus und „Explosion“  der Fallzahlen, ausgehend von 
dem  fleischverarbeitenden Unternehm en „Tönnies“ . Gerade am  Beispiel der 
deutschen Fleischindust r ie m it  ihrer m ächt igen Lobby belegt  „Corona“  sehr 
eindrucksvoll bekannte und von der Polit ik aber bewusst  bisher ignorierte 
Schwächen des deutschen Rechtsstaats. Fehlende Arbeitsschutz-  und Hy-
gienem aßnahm en sowie der perm anente Einsatz von osteuropäischem  Per-
sonal m it tels „Werkvert rägen“  in der Fleischindust r ie, bei dessen gleichzei-
t iger teilweiser m enschenunwürdiger Unterbringung auf engstem  Raum , 
haben den nahezu perfekten Nährboden für I nfekt ionen m it  COVI D-19 und 
die Ausbreitung des Virus weit  über den reinen Bet r iebsstandort  hinaus ge-
schaffen. Dieses Beispiel zeigt , dass das Virus eben nicht  nur bezogen auf 
„ regionale“  Ausbrüche so einfach unter Kont rolle gehalten werden kann, wie 
die Polit ik m eint , sondern sich vielm ehr über infizierte Mitarbeiter,  die groß-
flächig ihren Wohnsitz um  den eigent lichen Bet r iebsstandort  herum  haben, 
insbesondere auch im  Ausland, ohne Weiteres auf Drit te übert ragen und 
som it  zu einem  gefährlichen Aufflackern des Pandem iegeschehens beit ra-
gen kann, das sich weit  über Nordrhein-West falen hinaus erst reckt . Deshalb 
wurde von dem  Virologen Kekulé die zögerliche Haltung des NRW-Minister-
präsidenten Arm in Laschet ,  der auch als erster m it  „Lockerungen“  für Nord-
rhein-West falen bundesweit  „ vorpreschte“  und geradezu einen Lockerungs-

                                                            
173  S. o. unter I I I .1. 
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wet tbewerb der Länder provozierte, im  Hinblick auf die Ausrufung des Lock-
down für die bet roffenen Landkreise und dessen voraussicht liche kurze 
Dauer für zunächst  eine Woche scharf als „ fahrlässig“  kr it isiert . Nach der 
Rechtsprechung sind die polit ischen Entscheider aber auch zu einer – zeit -
lich – „engm aschigen“  Evaluierung des Pandem iegeschehens m it  der jeder-
zeit igen Verpflichtung zur „Nachjust ierung“  von behördlichen Maßnahm en 
verpflichtet , um  Grundrechtseingriffe zu recht fert igen. Der nach dem  I nfek-
t ionsausbruch bei „Tönnies“  regional für die Landkreise Gütersloh und Wa-
rendorf verordnete „Lockdown“  m it  weit reichenden Kontaktbeschränkungen 
auf der Grundlage einer ersten bis 30. Juni 2020 befr isteten Coronaregio-
nalverordnung hielt  einem  einstweiligen Rechtsschutzant rag eines bet roffe-
nen Bürgers beim  OVG Münster (OVG NRW) zwar „noch stand“ , denn dieser 
Ant rag wurde m it  Beschluss des Gerichts vom  29. Juni 2020174 zurückge-
wiesen, da die Abwägung zwischen Grundrechtseingriff durch die bet roffene 
Maßnahm e im  Verhältnis zu dem  dam it  bezweckten Schutz der Kreisbevöl-
kerung vor einem  voraussicht lich unkont rollierten weit räum igen Ausbruch 
des Virus aufgrund der hohen Anzahl der im  Schlachtbet r ieb „Tönnies“  po-
sit iv getesteten Personen die voraussicht liche Rechtm äßigkeit  der Maß-
nahm e ergeben habe. Dagegen vot ierte das gleiche Gericht  zugunsten eines 
weiteren Ant ragstellers gegen die Verhängung der weit reichenden Kontakt -
beschränkungen bis 7. Juli 2020 m it tels der zweiten Corona-Regionalver-
ordnung. Mit  Beschluss vom  6. Juli 2020175 und Heranziehung vor allem  des 
Verhältnism äßigkeitsgrundsatzes und des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
gab das Gericht  dem  entsprechenden einstweiligen Rechtsschutzant rag ei-
ner Gm bH diesm al stat t ,  indem  es unter erneuter Zugrundelegung der „ zah-
lenm äßigen“  Entwicklung des I nfekt ionsgeschehens zu dem  Schluss 
kom m t, dass ein genereller Lockdown für den gesam ten bet roffenen Kreis 
Gütersloh rechtswidr ig sei.  So hät ten sich die Neuinfekt ionen in den kreis-
angehörigen Gem einden äußerst  differenziert  entwickelt ,  wonach in einigen 
Gem einden auch nur noch wenige Neuinfekt ionen zum  Zeitpunkt  der Ent -
scheidung des Gerichts ( ! )  zu verzeichnen seien. Letzt lich m oniert  das Ge-
r icht  hier, dass der Verordnungsgeber seine Evaluierungsverpflichtung 
durch gleichzeit ige sorgfält ige Risikoabwägung nach genauer Beobachtung 
der Entwicklung des I nfekt ionsgeschehens verletzt  hat . 
 
Die deutsche „Abwägungspolit ik“  steht  jetzt  wiederum  aktuell vor folgender 
großer Herausforderung:  Den gewährten und zunehm enden Lockerungen 
m it  dem  Versuch, in den „Norm albet r ieb“  zurückzukehren, steht  die durch-
aus begründete Furcht  einer 2. I nfekt ionswelle gegenüber, ausgelöst  durch 
sich verselbstständigende „Hotspots“  wie z.B. in den Fleischbet r ieben ( ins-

                                                            
174  Az.:  13 B 911/ 20 NE. 
175  Az.:  13 B 940/ 20 NE. 
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besondere in NRW), bei Feiern von Großfam ilien (z.B. Göt t ingen)  und grö-
ßeren Partys (z.B. Berlin-Neukölln) . Die Zahlen der Neuinfekt ionen in 
Deutschland begannen im  Juni 2020 wieder rasant  zu steigen, ebenfalls die 
R-Werte (m it  4-  und 7-Tage-Rhythm us) , die Gefahr einer Rückkehr der Pan-
dem ie m it  voller Wucht  wird dadurch realer, zum al auch die Schulen und 
Kitas wieder geöffnet  und so in die „Norm alität “  geführt  werden sollen, ge-
gen die m assiven Widerstände z.B. des deutschen Philologenverbandes, der 
nach der Som m erpause durch diese Maßnahm e ausgelöste „Supersprea-
ding-Events“  befürchtet  m it  unabsehbaren Folgen. Aber auch die jetzt  wie-
der m öglichen Urlaubsreisen ins Ausland bergen nicht  unterschätzbare Ge-
fahren. Der Leiter des RKI  warnt  in dieser Situat ion nicht  zu Unrecht  davor, 
dass das Virus, bekom m e es eine Chance zu seiner Ausbreitung, diese 
„nutze“ , wobei auch, wie sich bereits zeigt , die Einschleppung aus dem  Aus-
land in Bet racht  kom m e. Nur, diese „Weisheit “  ist  nahezu allen Viren eigen 
bzw. gehört  zu ihrer „Natur“ . Zu den im  Juni 2020 wieder gest iegenen Zah-
len in Deutschland argum ent iert  das RKI , dass diese wohl durch den Aus-
bruch in verschiedenen Gebieten/ Bereichen, also durch die o. benannten 
„Hotspots“ , wesent lich m it  beeinflusst  seien. Bilder zu Massenprotesten, 
z.B. in München und Berlin m it  m ehreren tausend Dem onst ranten gegen 
den Rassism us anlässlich des offensicht lich durch Polizeigewalt  zu Tode ge-
kom m enen Afroam erikaners George Floyd in den USA in Form  von dichtge-
drängten Menschenm assen nach erheblicher „Lockerung“  des ursprüngli-
chen Versam m lungsverbots lässt  „nacktes Grauen“  aufkom m en, zugleich 
aber auch Unverständnis gegenüber der schon naiv anm utenden Annahm e 
der jeweiligen polit ischen Entscheider, die deutsche Bevölkerung würde 
„vernunftbezogen“  dem  Abstandsgebot  von 1,5 m  und der Maskent ragungs-
pflicht  bei derart igen Events Folge leisten. I nsoweit  steht  bei solchen Ereig-
nissen zu befürchten, dass die weitgehenden „Lockerungen“  erneut  nicht  
nur regionale, sondern auch wieder flächendeckende „Lockdowns“  provo-
zieren m it  weitaus drast ischeren Folgen für die Wirtschaft  und das soziale 
Leben als noch bei dem  ersten großen Lockdown im  März/ April 2020, sei-
nerzeit  j e nach Bundesland auch zeitversetzt  und m it  unterschiedlicher I n-
tensität . Krawalle wie in Stut tgart  könnten dem nach als Forum  der „Frust -
bewält igung“  Alltag werden und bei versagenden Kont rollm echanism en, die 
hier unm it telbar zum  Einsatz gelangen m üssten, im  schlim m sten Fall sogar 
in bürgerkr iegsähnliche Zustände m ünden. Bei dem  Verdacht  der Entwick-
lung regionaler „Hotspots“  gilt  es daher, nicht  erst  seitens der zuständigen 
polit ischen Entscheider die weitere Entwicklung nur zu beobachten und 
„herum zulavieren“ , sondern gleich die erforderlichen Maßnahm en, ggf. 
auch die Notbrem se des „Lockdown“  zu ergreifen, um  so eine neuerliche 
flächendeckende Ausbreitung der I nfekt ionen zu verhindern. Das konkrete 
(verfassungs- ) recht liche Risiko, das bei einer derart igen Handlungsweise 
besteht , ist  allerdings – gerade in Anbet racht  der Rechtsprechung –, dass 
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das „zeit liche Maß“  und die I ntensität  der jeweiligen Lockdown-Maßnahm e 
nicht  als „ verhältnism äßiger“  Grundrechtseingriff zu werten wäre und in 
neuen gericht lichen Auseinandersetzungen, die zu erwarten sind, daher 
auch nicht  „hält “ . Der ursprüngliche, beim  ersten flächendeckenden „Lock-
down“  in den Bundesländern den jeweiligen Gesetzgebern noch von der 
Rechtsprechung zugestandene „weite Einschätzungsspielraum “  hat  sich 
also in der Entwicklung der „Corona-Rechtsprechung“  im m er m ehr zu einer 
„engm aschigen Evaluierungspflicht “  hinsicht lich verordneter Lockdown-
Maßnahm en verdichtet , wonach der Verordnungsgeber verfassungsrecht -
lich verpflichtet  ist , in kurzen Zeitabständen die Verhältnism äßigkeit  seiner 
Grundrechtseingriffe auf ihren ( recht lichen)  Bestand hin zu überprüfen 
durch Hinzuziehung und Anwendung insbesondere der Param eter „ verfüg-
bare I nfekt ionszahlen und wissenschaft lich untersetzte konkrete Rahm en-
bedingungen“  zum  Zeitpunkt  der zu ergreifenden Maßnahm e. 
 
e)   Sonderfa ll „Beatm ungskonkurrenz“ und „Ret tungstötungen“176 

 
Wenn in Pandem ie-Zeiten, wie bei Corona gezeigt , die intensivm edizini-
schen Ressourcen an ihre Kapazitätsgrenzen gelangen – z.B. im  Hinblick 
auf den Einsatz von Beatm ungsgeräten –, die Anzahl der akut  behandlungs-
bedürft igen Pat ienten diese Grenzen aber übersteigt  (sog. Triage) , stellt  
sich die Frage einer speziellen „Abwägung“  der letzt lich vor Ort  am  Pat ien-
ten tät igen ärzt lichen Entscheider, also nach welchen Kriter ien im  Einzelfall 
die Zuteilung intensivm edizinischer Ressourcen erfolgen soll,  deren Antwort  
dabei häufig eine Entscheidung über Leben und Tod bedeutet .177 Dieser 
Problem at ik haben sich aus der Fachliteratur z.B. Engländer/ Zim m er-
m ann178 gewidm et , wenn auch m it  einem  konkreten Schwerpunkt  auf dem  
St rafrecht , welche die Them at ik im  Kern so um reißen: 179 
 
Da für obige Fallkonstellat ion keine gesetzliche Regelung vorliegt , wird ein 
anderer Weg beschrit ten:  Um  die allozierenden Mediziner „angesichts des 
Mangels von Em pfehlungen durch hierfür legit im ierte I nst itut ionen“  bei den 
„enorm en em ot ionalen und m oralischen Herausforderungen“  zu unterstüt -
zen und um  „das Vert rauen der Bevölkerung in das Krisenm anagem ent  in 
den Krankenhäusern [ zu]  stärken“  haben sieben intensivm edizinische Fach-
verbände klinisch-ethische Em pfehlungen für die Zuteilungsentscheidungen 
m edizinischer Ressourcen ( „Beatm ungsgeräte“ )  veröffent licht . Zudem  hat  
der Ethikrat  eine darauf bezugnehm ende Ad hoc-Em pfehlung abgegeben. 
Die Autoren besagten Beit rages weisen zu Recht  eingangs darauf hin, dass 

                                                            
176 Zu diesem gleichlautenden Begriff s. den Beit rag von Engländer/ Zimm erm ann,  „Ret -

tungstötung“  in der Corona-Krise?, NJW 2020 (Heft  20) , 1398 ff. 
177 So zut reffend s. ebd.,  1398. 
178 S. o. Fn. 176 (ein äußerst  lesenswerter und fundiert  begründeter Beit rag) . 
179 Ebd.,  1398. 
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Standardanweisungen bei Lebensnotstands-Dilem m ata zuvörderst  eine 
norm at ive Problem at ik darstellen, was in den intensivm edizinischen Em p-
fehlungen der Deutschen I nterdisziplinären Vereinigung für I ntensiv-  und 
Not fallm edizin (DI VI )  u.a. aber explizit  ausgeklam m ert  wird.180 I n der in-
tensivm edizinischen Praxis, auch „offensiv“  in den Medien diskut iert , stellte 
sich im  Zusam m enhang m it  dem  Ausbruch der Corona-Pandem ie in den 
teilweise rasch an ihre Kapazitätsgrenzen gelangten Kliniken und Kranken-
häusern bei intensivm edizinischer Behandlung von COVID-19-Pat ienten m it  
Beatm ungsgeräten die entscheidende Frage hinsicht lich der gleichzeit ig er-
forderlichen Beatm ung von jüngeren und älteren Pat ienten unter Berück-
sicht igung der knappen Ressource „Beatm ungsgeräte“ , ob dem  jüngeren 
Pat ienten gegenüber z.B. einem  m it  Vorerkrankungen belasteten Senior der 
Vorzug beim  Einsatz eines solchen Geräts zu geben ist , der insoweit  unbe-
handelte Senior dadurch letzt lich aber zum  Sterben verurteilt  wird. Die ver-
fassungsrecht liche Aussage zu diesem  Problem kreis ist  eindeut ig:  Eine Ab-
wägung des grundgesetzlich geschützten Lebens gegen ein anderes Leben 
verbietet  das Grundgesetz.181 Dies hat  bereits das Bundesverfassungsge-
r icht  in der sog. 1. Luftsicherheitsgesetz-Entscheidung bekräft igt 182,  wo-
nach nach h.M. der Lebensschutz einen aus der Menschenwürdegarant ie 
(Art . 1 GG)  folgenden „Höchstwert “  bildet , der sich von vorneherein jeder 
qualitat iven oder quant itat iven Abwägung entzieht183,  worauf zu o. Them a-
t ik auch noch einm al der ehem alige Präsident  des Bundesverfassungsge-
r ichts Hans-Jürgen Papier  explizit  hinweist .184 Dem gegenüber em pfehlen 
die Fachgesellschaften den Ärzten ein Verhalten zu Lasten gerade auch von 
älteren Pat ienten und solchen m it  Vorerkrankungen, das nicht  nur kont ra 
Grundgesetz, sondern insbesondere auch nach h.M. als rechtswidr ige Tö-
tung von Menschen einzustufen ist .185 Unter diesem  prim ären grundgesetz-
lichen, aber auch st rafrecht lichen Blickwinkel – der dezidierten Argum enta-
t ion von Engländer/ Zim m erm ann ist  hier ohne Einschränkung zu folgen186 
– ist  das m edial zum  Ausdruck gebrachte Grundrechteverständnis des  
Präsidenten des Deutschen Bundestages Wolfgang Schäuble187 und des  
Tübinger Oberbürgerm eisters Boris Palm er188 äußerst  fragwürdig, um  nicht  

                                                            
180 Ebd. 
181 So im  I nterview Papier  (o. Fn. 135) ;  Knopp,  NVwZ-Editor ial Heft  9/ 2020. 
182 Engländer/ Zimm erm ann,  NJW 2020, 1399 m . Hinw. auf BVerfGE 115, 118 =  NJW 

2006, 751 ff.,  753 Rn. 85. 
183 Engländer/ Zimm erm ann,  ebd. m .w.N. 
184 S. o. Fn. 181. 
185 So wiederum  zut reffend Engländer/ Zimm erm ann ,  NJW 2020, 1399, 1401. 
186 Ebd., insbes. 1401 f. m .w.N. 
187 Vgl. Braun,  Das Schäuble-Prinzip, Süddt . Zeitung vom 27.04.2020, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.sueddeutsche.de/ polit ik/ laschet -schaeuble-coronavirus- lockerungen-1. 
4889847. 

188 Vgl. Zeit  Online, Bor is Palmer fordert  Lockerung m it  drast ischen Worten, 28.04.2020, 
abrufbar unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ polit ik/ deutschland/ 2020-04/ boris-palm er-ober 
buergermeister- tuebingen-corona- lockerungen. 
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zu sagen, rechtsstaat lich in höchstem Maße bedenklich, bet rachtet  m an ge-
rade auch die Funkt ionen, welche beide Personen im  polit ischen Bereich 
innehaben. Engländer/ Zim m erm ann ist  letzt lich darin recht  zu geben, wenn 
sie bei diesem  sehr praxisrelevanten Problem kreis ein Tät igwerden des Ge-
setzgebers im  Hinblick auf eine wünschenswerte und erforderliche Regelung 
fordern.189 Dagegen ist  dem  Ethikrat  nicht  zu folgen, der aus der Menschen-
würde ein st r iktes Regelungsverbot  für den Gesetzgeber ableitet  und die 
Entscheidungskom petenz an pr ivate m edizinische Gesellschaften delegiert , 
die Entscheidungen über Leben und Tod der bet reffenden Pat ienten t reffen 
sollen.190 Eine solche Vorgehensweise konterkariert  rechtsstaat liche 
Grundsätze, hier den Parlam entsvorbehalt  und die Wesent lichkeitstheorie,  
und birgt  zudem  für die vor Ort  tät igen und zur Entscheidung berufenen 
Ärzte erhebliche St rafbarkeitsr isiken, worauf Engländer/ Zim m erm ann unter 
Darstellung verschiedener Fallvar ianten ebenfalls zut reffend hinweisen.191 
  

                                                            
189 Engländer/ Zimm erm ann,  NJW 2020, 1402. 
190 Deutscher Ethikrat , Solidarität  und Verantwortung in der Coronakrise, Ad-hoc-Em p-

fehlung vom  27.03.2020, hier:  S. 4, abrufbar unter:  ht tps: / / www.ethikrat .org/ file 
adm in/ Publikat ionen/ Ad-hoc-Em pfehlungen/ deutsch/ ad-hoc-em pfehlung-corona-
krise.pdf. 

191 Engländer/ Zimm erm ann,  NJW 2020, 1402. 
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VI .  Deutscher Rechtsstaat  –  quo vadis? Vorläufiges Fazit  und Aus-

blick 

 
Zweifellos hat  die Corona-Pandem ie nicht  nur Deutschland, sondern auch 
die Welt  „überrollt “ . Die ökonom ischen, sozialen, aber auch recht lichen Her-
ausforderungen im  Zusam m enhang m it  der Bekäm pfung von COVI D-19 
sind enorm  und aus deutscher Sicht  – wie die Bundeskanzler in zut reffend 
im m er wieder betont  – die größten Herausforderungen seit  Ende des Zwei-
ten Weltkr ieges in Deutschland. Verbunden m it  der Pandem iebekäm pfung 
sind dem entsprechend auch m assive Grundrechtseingriffe, vor allem  durch 
den „Lockdown“  in den Bundesländern, wenn auch dort  m it  unterschiedli-
cher I ntensität . Das unberechenbare „virale“  Geschehen erfordert  nahezu 
täglich eine sorgfält ige Abwägung der polit ischen Entscheider im  Hinblick 
auf situat ionsbedingt  zu t reffende Maßnahm en, deren Grundlage im  We-
sent lichen aber wissenschaft liche Erkenntnisse, vor allem  hier die Em pfeh-
lungen des RKI , sind. Je m ehr die Medizinwissenschaft  Erkenntnisse zu den 
vielfält igen Facet ten von COVID-19 erlangt , desto „zielgenauer“  können auf 
Seiten der Polit ik auch konkrete Maßnahm en get roffen bzw. get roffene 
„nachjust iert “  werden, um  der Pandem ie entgegenzut reten und die Bevöl-
kerung zu schützen. Alles in allem  eine „Abwägungsgradwanderung“ , die 
sich teilweise auch in den zahlreichen Gerichtsentscheidungen widerspie-
gelt . So ist  der jeweilige „Lockdown“  in den Ländern, weitgehend ret roper-
spekt ivisch bet rachtet , letzt lich die einzige „Notbrem se“ , die nur bei stei-
gender I nfekt ions-  und Sterbegefahr erhebliche Grundrechtseingriffe recht -
fert igen kann, dies aber auch nicht  auf Dauer, ungeachtet  der bisher schon 
einget retenen und voraussicht lich noch eint retenden drast ischen ökonom i-
schen und sozialen Folgen. Die wieder erm öglichte Ausübung der bet roffe-
nen Grundrechte, z.B. der Versam m lungs-  oder Religionsfreiheit  in Form  
von Dem onst rat ionen oder gem einsam en Got tesdiensten aufgrund der po-
lit isch eingeräum ten „Lockerungen“  führt  m öglicherweise, wie entspre-
chende „Hotspots“  schon belegen, zugleich in eine zweite oder gar dr it te 
I nfekt ionswelle, verursacht  durch diese Lockerungen m it  der Folge neuerli-
cher regionaler – wie in NRW – oder schlim m stenfalls sogar flächendecken-
der „Lockdowns“ , wonach sich die „Abwägungsspirale“  erneut  zu drehen 
beginnt  m it  der neuerlichen Anrufung der Gerichte. Sollte es im  Rahm en 
der Grundrechtsausübung im  Zusam m enhang m it  den zwischenzeit lichen 
Lockerungen zu weiteren Neuinfekt ionen und ansteigenden Todesraten 
kom m en, wären das ggf. „ t ragische Kollateralschäden“ , verursacht  durch 
den Wunsch der jeweiligen Adressaten einzelner Grundrechte heraus, auf 
deren Ausübung zu „bestehen“  bzw. diese auch gericht lich durchzusetzen. 
Eine äußerst  heikle und epidem iologisch bedingte „verfahrene“  Situat ion, 
die m öglicherweise nur durch einen geeigneten Im pfstoff oder zum indest  
effekt iv wirkende Medikam ente, soweit  beides oder zum indest  letzteres in 
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Zukunft  erforscht  ist  und zur Verfügung gestellt  werden kann, „aufzulösen“  
sein wird. Die Hoffnung auf einen wirksam en Im pfstoff wird dagegen schon 
wieder seitens der Wissenschaft  gedäm pft , nachdem  Ant ikörper-Studien 
wohl nur eine zeit lich kurze Im m unisierung gegen das Virus bei vorherge-
gangener Erkrankung und Genesung ergeben haben. Der „Super- I m pfstoff“  
wird nach Auffassung der Wissenschaft  jedenfalls auch in absehbarer Zeit  
nicht  zur Verfügung stehen. 
 
Die Pandem ie-Krise „epochalen Ausm aßes“  legt  dabei – nicht  nur in 
Deutschland – elem entare Schwächen bloß, die in „Wohlstandszeiten“  vor 
allem  durch die polit ischen Entscheider entweder verdrängt  bzw. schlicht -
weg ignoriert  – und dies langjährig – worden sind. Hier sei noch einm al 
lediglich beispielhaft  auf das Gesundheitssystem  und die stat ionäre sowie 
auch am bulante Versorgung hinzuweisen sowie auf die bislang toler ierten 
teilweise desast rösen Zustände in der fleischverarbeitenden I ndust r ie, wel-
che durch ihre m ächt ige Lobby die Polit ik zum  „St illhalten“  bewegt  hat . Auch 
hier sind endlich klare gesetzliche Regelungen zu er lassen, deren Nichtein-
haltung ggf. buß-  oder sogar st rafbewehrt  sind. Zum indest  sollen nunm ehr 
künft ig Werkvert räge m it  vorwiegend osteuropäischen Subunternehm ern 
als bisher gängige Praxis verboten werden. 
 
Die jetzt  schon abzusehenden Folgen der Pandem ie sind für die deutsche 
Wirtschaft  und dam it  auch für die deutsche Bevölkerung m it  erheblichen 
Einbußen verbunden, denn die aufgespannten m illiardent rächt igen Ret -
tungsschirm e sind eben nicht  einfach vom  Him m el gefallen, die Zeche wird 
– wieder einm al – der deutsche Steuerzahler zu ent r ichten haben und da-
runter auch diejenigen, die sich sowieso schon an der „Arm utsgrenze“  be-
wegen, wie z.B. Kleinst rentner u.a.192 Weshalb bei diesem  Szenario Kauf-
präm ien für Autos seitens polit ischer Entscheider propagiert  werden, um  
diesem  – wenn auch durchaus bedeutenden – I ndust r iezweig zu versuchen, 
wieder auf die Beine zu helfen, ist  nicht  ganz nachvollziehbar, denn dies 
würde voraussetzen, dass viele Deutsche, darunter inzwischen auch viele 
Arbeitslose als Folge von Corona – es ist  von einer Arbeitslosenquote von 

                                                            
192 I m  Hinblick auf die kargen jährlichen Rentenerhöhungen wird jetzt  schon diskut iert ,  

ob im  Jahr 2021 eine weitere „Erhöhung“  ausfällt  oder zum indest  „niedriger als vorge-
sehen“  ausfällt ,  da die Rentenkassen aufgrund der Corona-Krise dann leer seien;  Ur-
sachen sind, so die Ökonom en, der rasante Anst ieg von Kurzarbeit  sowie die wach-
sende Arbeitslosigkeit ,  was dazu führe, dass die Beit ragseinnahmen in diesem Jahr 
stark sinken würden. Das drohende Finanzloch der Rentenkasse müssten letzt lich der 
Bund und wohl auch die Rentner ausgleichen, wodurch wiederum  eine Bevölkerungs-
gruppe bet roffen wäre, die zu den schwächsten der Gesellschaft  zählt ,  vgl. Zeit  Online, 
Rentenkasse droht  Finanzloch in Milliardenhöhe, 16.05.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.zeit .de/ wirtschaft / 2020-05/ corona-kr ise- rentenkasse- finanzloch-bund-
kurzarbeit . 
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6,1 %  im  Mai gegenüber 5,8 %  im  April 2020 die Rede193 – finanziell noch 
in der Lage wären, sich etwa im  nächsten Jahr überhaupt  einen PKW anzu-
schaffen;  deren Sorgen dürften aber ganz andere sein. Prognosen zur Er-
holung der deutschen Wirtschaft 194 sind in diesem  Zusam m enhang zum  ge-
genwärt igen Zeitpunkt  eher „Spekulat ion“ , die weitere Pandem ieentwick-
lung wird hierauf keine Rücksicht  nehm en. 
 
Die Zahlen, die bei Beendigung der Manuskripterstellung zu Beginn der 
zweiten Julihälfte 2020 dieser Publikat ion zugrunde liegen, zeigen im  Hin-
blick auf die Pandem ieentwicklung noch einm al „überdeut lich“ , dass COVID-
19 die Welt  ins totale Chaos gestürzt  hat . Es ist  die Rede von über 16 Mio. 
I nfizierten in der Welt  und über 600.000 Toten, Tendenz in beiden Fällen 
steigend, die jeweilige Dunkelziffer dürfte dabei noch um  ein Vielfaches hö-
her sein, wobei sich der rasante Anst ieg von Neuinfekt ionen und Todesraten 
in solchen Staaten besonders bem erkbar m acht , deren polit ische Führung 
das Virus nach wie vor „verharm lost “  bzw. seine „Durchschlagskraft “  ein-
fach ignoriert , wie etwa in den USA und Brasilien. Dabei m ehren sich in der 
Wissenschaft  auch durchaus die Erkenntnisse zu dem  Virus, wobei sich wi-
dersprechende Studien keine Seltenheit  sind, zugleich aber auch nach wie 
vor die große Unsicherheit  im  Um gang m it  der Pandem ie widerspiegeln, z.B. 
wenn es um  die Frage von Folgeerkrankungen nach überstandener COVID-
19-Erkrankung und um  die Frage einer Im m unisierung von genesenen Pa-
t ienten geht . Pat ienten, die als „genesen“  insbesondere im  Zahlenwerk des 
RKI  erscheinen, sind dabei nicht  unbedingt  auch „gesund“ , wie et liche Bei-
spiele zeigen, wenn es darum  geht , dass solche ehem aligen Pat ienten wie-
der m it  großer Mühe in die „Norm alität “  finden m üssen und gerade auch 
besagte Folgeerkrankungen zu befürchten sind;  hier werden inzwischen 
verschiedene Sym ptom e diagnost iziert ,  die aber m edizinisch offensicht lich 
noch nicht  „ kont rollierbar“  sind. So besteht  z.B. der Verdacht , dass das Vi-
rus, während es im  Körper des jeweils I nfizierten wütet , wicht ige Organe 
angreift  und dauerhaft  schädigt . Deutschlandweit  bewegt  sich die Polit ik auf 
dem  Weg zur „Norm alität “  bei einem  Wechsel von „Gas geben“  und „Brem -
sen“ , was etwa der Virologe Kekulé scharf kr it isiert , wenn er auf die nach 
seiner Sicht  viel zu frühen und zu weiten „Lockerungen“  hinweist . Doch auch 
bei den polit ischen Entscheidern herrscht  die Furcht , dass ggf. schon nach 
der Som m erpause bzw. nach den Ferien weitere Hotspots m it  „Verselbst -

                                                            
193 Vgl. Bundesagentur für Arbeit , Arbeitslosenquote & Arbeitslosenzahlen 2020, abrufbar 

unter:  ht tps: / / www.arbeitsagentur.de/ news/ arbeitsmarkt -2020. 
194 Vgl. hierzu z.B. Riedel,  Wirtschaftsweise:  Erholung der deutschen Wirtschaft  hat   

begonnen, Handelsblat t  vom  23.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.handels 
blat t .com / polit ik/ konjunktur/ nachrichten/ konjunktur-wirtschaftsweise-erholung-der-
deutschen-wirtschaft -hat -begonnen/ 25941740.htm l sowie der Beit rag von Linke in 
dieser Publikat ion. 
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ständigungscharakter“  aufflam m en könnten und dann das Land flächende-
ckend wieder zu „Lockdowns“  gezwungen wäre m it  erneuten m assiven Ein-
gr iffen in das Verhalten der Bevölkerung, aber auch der Wirtschaft , die ge-
rade wieder insbesondere durch das seit  1. Juli 2020 beschlossene Konjunk-
turpaket  „hochgepäppelt “  werden soll. So ist  aktuell m it  einem  weiteren 
Anst ieg der Arbeitslosenzahlen zu rechnen, wobei Prognosen davon ausge-
hen, dass jeder fünfte in Kurzarbeit  Tät ige seinen Arbeitsplatz endgült ig 
verlieren dürfte. Von einem  Verlust  des Arbeitsplatzes seien vor allem  auch 
Arbeitnehm er in befr isteten Arbeitsverhältnissen und in der Probezeit  be-
t roffen. Hinzu kom m t der befürchtete Anst ieg von Firm eninsolvenzen. Das 
I nst rum ent  des „Lockdown“  m öchte die Polit ik schon deswegen nur im  Not -
fall einsetzen, es sei denn, sie wird, wie etwa in Gütersloh, dazu gezwungen. 
Die Polit ik setzt  nach wie vor dagegen pr im är auf die „Vernunft “  der Men-
schen im  Hinblick auf Abstandeinhaltung und Maskent ragung, ein naives 
Unterfangen, worauf oben schon hingewiesen wurde, denn viele in Deutsch-
land verhalten sich so, als ob es COVID-19 nie gegeben hät te. Bilder von 
Feiernden ohne Abstand oder teilweise m it , zum eist  ohne Maske, wie bei 
der Love-Parade in Berlin und zunehmenden „Party-Events“  in der Öffent -
lichkeit ,  wie z.B. aktuell in Frankfurt / Main, oder volle St rände an Deutsch-
lands Küsten wie zu den besten „Nicht -Corona-Urlaubszeiten“  oder das 
jüngst  nur als „asozial“  zu bezeichnende Verhalten hunderter von jungen 
Deutschen am  „Ballerm ann“  in Mallorca zeigen, dass die Furcht  von Wis-
senschaft  und Polit ik vor weiteren „Wellen“  m it  unvorhersehbaren Folgen 
völlig berecht igt  ist . Diese Furcht  ist  etwa in I srael sehr real geworden, wo 
seit  Längerem  zunächst  die I nfekt ionszahlen auf äußerst  niedrigem  Niveau 
sich zu stabilisieren schienen und jetzt  nach Freigabe verschiedener Locke-
rungen die I nfekt ionszahlen wieder rasant  nach oben steigen. Das Gleiche 
gilt  u.a. für spanische Regionen wie etwa Katalonien. Spezielle Schutzkon-
zepte für Risikogruppen fehlen dabei nach wie vor, wobei jetzt  aber auch 
im m er m ehr jüngere Corona-Pat ienten/ - innen regist r iert  werden, während 
bis vor Kurzem  noch ältere Pat ienten (60+ / 70+ )  bei den COVID-19-Erkran-
kungen zahlenm äßig „dom inierten“  bzw. hier die m eisten Todesfälle auf-
grund von verschiedenen Vorerkrankungen zu verzeichnen waren. Die 
Grundrechtsausübung in solchen Situat ionen wird jedenfalls weitere „Opfer“  
kosten, wobei um gekehrt  gerade auch die Angehörigen von Risikogruppen 
gegenüber dem  Staat  die Beachtung der aus dem  grundgesetzlichen Le-
bens-  und Gesundheitsschutz result ierenden Schutzpflichten einfordern 
können. Eine zent rale Bewährungsprobe für den deutschen Rechtsstaat  
also, der einem  Pandem iegeschehen gegenübersteht , welches rechtsstaat -
liche Entscheidungen nicht  gerade erleichtert , teilweise sogar unm öglich zu 
m achen scheint . 
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Hinzu kom m en neue Hiobsbotschaften aus der Wissenschaft , wenn es um  
die Mutat ion des ursprünglichen Virus geht , welche noch viel „ infekt iöser“  
sein soll,  des Weiteren von der Entdeckung eines neuen „Schweinegrippe-
Virus“  (G4) , das der Gruppe der I nfluenza-Viren zugerechnet  wird und bei 
dem  die Wissenschaft  noch nicht  sicher ist , ob es ebenfalls „Pandem iepo-
tenzial“  hat . Doch auch andere schon „besiegt “  geglaubte Viruserkrankun-
gen kehren zurück, wie z.B. der Fall eines an der „Beulenpest “  in der Mon-
golei erkrankten und inzwischen verstorbenen Teenagers belegt . 
 
Die zwischenzeit lichen Zahlen der Neuinfekt ionen und die Sterberate bei 
COVID-19 in Deutschland schienen sich auf ein einigerm aßen „niedriges“  
Niveau eingependelt  zu haben. Doch wie fragil diese Situat ion tatsächlich 
ist , zeigt  sich jetzt  in der zweiten Julihälfte, nachdem  wieder plötzlich die 
Zahl der Neuinfizierten – aus Sicht  des RKI  sogar „bedenklich“  – anzustei-
gen beginnt . Mediziner und Polit ik sprechen von einem  sog. „Anst ieg in der 
Fläche“ , weil nicht  m ehr nur „Hotspots“  die Ursache hierfür zu sein schei-
nen, sondern gerade auch nur schwer oder nicht  m ehr verfolgbare I nfekt i-
onsket ten aufgrund von „ in der Fläche“  auft retenden und sich verbreitenden 
Einzelinfekt ionen. Verantwort lich für dieses „Anst iegsphänom en“  insgesam t  
werden die vollzogenen „Lockerungen“ , aber insbesondere auch Rückkehrer 
aus den Urlaubsländern gem acht , welche das Virus nach Deutschland wie-
der „einschleppen“ . Beim  Ausleben deutscher Unvernunft195 – was brauchen 
wir Mallorca, wenn es sich an der „Gold Coast “  in Bulgar ien genauso wild 
und „coronafreundlich“  feiern lässt , weil dort  die Behörden großzügig über 
die Verletzung von irgendwelchen Maskenpflichten und Abstandsgeboten 
hinwegsehen bzw. diese dort  gar nicht  erst  bestehen – verwundert  es daher 
nicht , dass jetzt  Bund und Länder eine Testpflicht  für Urlaubsrückkehrer aus 
sog. Risikoländern und -gebieten beschlossen haben, wohl aber zu spät , da 
aufgrund der bisherigen „Freiwilligkeit “  der Tests durch Urlaubsrückkehrer 
diese Möglichkeit  bei weitem  nicht  alle Heim kehrer genutzt  haben und des-
halb wohl schon, z.B. aus der Türkei, aber auch aus anderen von der Bun-
desregierung noch als „Risikogebiete“  eingestuften Urlaubsländer, das Virus 
nach Deutschland „eingeschleppt “  haben. Dabei ist  allerdings diese „Test -
pflicht “  schon jetzt  nicht  unum st r it ten, denn glaubt  m an den „Zahlen“ , sind 
bereits 80 %  derjenigen, die aus europäischen „Nicht -Risikogebieten“  nach 
Deutschland zurückgekehrt  sind und die sich freiwillig testen ließen, posi-
t iv ( ! )  auf das Virus getestet  worden. Die prakt ische Durchführung der Test -
pflicht  ist  im  Einzelfall ebenfalls noch nicht  abschließend geklärt . Die Vor-
nahm e besagter Tests und ihre Auswertung soll dagegen „kostenlos“  sein, 
weil es sich, so die Polit ik, vor liegend um  eine „Staatsaufgabe“  handele. 

                                                            
195 S. hierzu nur Wolf,  Dumm, dümmer, deutsch, 2. Aufl. 2019, der sehr point iert  eine 

äußerst  lesenswerte „Abrechnung“  m it  dem  Land vornimmt, in dem wir gerne „ lebten“  
(zugleich Untert itel)  und dabei vielfach den berühm ten „Nagel auf den Kopf“  t r ifft .  
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Wer aber wissent lich in ein von der Bundesregierung „ausgewiesenes“  Risi-
kogebiet  ohne zwingenden Grund, z.B. um  nur Urlaub zu m achen, einreist  
und von dort  zurückkehrt  und hier „posit iv“  getestet  wird, sollte auch die 
Kosten für die „Testung“  t ragen m üssen, da er sich willent lich in eine ver-
m eidbare Gefahr begeben hat , die sich auch realisiert  hat  und er dadurch 
zur Gefährdung des öffent lichen Wohls und der Gesundheit  anderer in 
Deutschland beit rägt . Er ist  som it  i.S.d. polizeirecht lichen Dikt ion „Störer“ , 
der auch entsprechende Kostenkonsequenzen zu t ragen hat . Da das I nfek-
t ionsrecht  letzt lich einen (besonderen)  Teil des allgem einen Polizeirechts 
darstellt ,  wäre diese Argum entat ion geradezu auch „zwingend“ . Nicht  ein-
zusehen ist  dagegen, dass wiederum  der Staat , das heißt  die Allgem einheit  
und letzt lich der deutsche Steuerzahler, für die deutsche Unvernunft  in Tei-
len der Bevölkerung aufkom m en soll,  zum al die Testkosten laut  Polit ik 
( „nur“ )  über staat liche Zuschüsse zur Krankenversicherung finanziert  wür-
den.  
 
Die recht liche Anordnungsbefugnis für die Durchführung solcher Tests liegt  
nach der Neufassung des § 5 I fSG beim  Bundesgesundheitsm inister ium .196 
Nach § 5 Abs. 2 Nrn. 1, 2 I fSG erhält  das Bundesgesundheitsm inister ium  
um fassende Erm ächt igungen im  Rahm en der epidem ischen Lage von nat io-
naler Tragweite unbeschadet  der Befugnisse der Länder, wie es der Geset -
zestext  eingangs zu dieser Vorschrift  so schön form uliert , um  u.a. Maßnah-
m en zur Verhinderung einer Einschleppung einer bedrohlichen übert ragba-
ren Krankheit  nach Deutschland zu ergreifen. 
 
Es wird sich bei weiter ansteigenden I nfekt ionszahlen ggf. zeigen m üssen, 
ob Deutschland – insbesondere im  klinischen Bereich – tatsächlich besser 
oder sogar „gut “  im  Unterschied zum  Ausbruch der Pandem ie gerüstet  ist , 
so wie z.B. der Bundesgesundheitsm inister im  Hinblick auf m ögliche weitere 
„Wellen“ , nach Auffassung insbesondere aus der Polit ik sind diese schon 
unter uns, behauptet !  Die jüngsten Erwägungen von Bund und Ländern, 
„Einreise-  und Ausreisesperren“  für lokale „Hotspots“  zu verhängen, um  so 
einer Ausbreitung des Virus außerhalb dieser Krisenherde zu verhindern, 
dürften dagegen unter Berücksicht igung der bisherigen Rechtsprechung 
recht lich nicht  unbedenklich sein, jedenfalls nicht  in der von der Polit ik an-
gedachten „Absolutheit “ , denn auch hier stellt  sich im  Hinblick auf die letzt -
lich ausschlaggebende konkrete Situat ion die Frage, ob die dam it  verbun-
denen Grundrechtseingriffe im  Einzelfall tatsächlich verhältnism äßig sind, 
wodurch die „Abwägungsspirale“  wieder zwangsläufig in Bewegung gerät . 
 

                                                            
196  Rixen,  NJW 2020, 1102 m .w.N.:  § 5 I fSG in der Fassung des „Gesetzes zum Schutz 

der Bevölkerung“  bei einer „epidem ischen Lage von nat ionaler Tragweite“  gestat tet  
der Sache nach die Ausrufung eines auf das Gesundheitswesen bezogenen Notstands.  
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Quintessenz dieser Erkenntnisse ist , dass wir m it  dem  Virus „ leben“ , aber 
zugleich nur „ verhältnism äßige“  Grundrechtseingriffe durch staat liche Ein-
däm m ungsm aßnahm en hinnehm en m üssen und durch die Ausnutzung der 
verbleibenden Grundrechtsfreiräum e am Virus sterben „dürfen“  als „Kolla-
teralschäden“  des nur verm eint lich über das Virus „ t r ium phierenden“  
Rechtsstaats. Denn das Virus ist  gerade „ rechtsstaat lich“  nicht  steuerbar 
bzw. unter rechtsstaat lichen Aspekten äußerst  „ resistent “ .  
 
Fasst  m an die Ergebnisse rechtsstaat licher „Erschüt terungen“  vor  und zu 
Zeiten von „Corona“  zusam m en, ist  eine beginnende „Erosion“  des deut -
schen Rechtsstaats evident , eine gefährliche Entwicklung, die polit ische 
Entscheider zum  Teil selbst  verursacht  haben und es jetzt  durch dieselben 
einer m assiven Gegensteuerung bedarf, um  nicht  das „Erfolgsm odell 
Rechtsstaat “  einer fortschreitenden „Zerstörung“  preiszugeben m it  fatalen 
und nicht  m ehr „kont rollierbaren“  Folgen. 
 
 

   



90 

Literaturhinw eise 

[ I nternet -Fundstellen/ Nachweise sowie Presseart ikel werden nicht  gesondert  aufgeführt .]  

Albrecht , Eike/  
Küchenhoff, Benjam in 

Staatsrecht , 3. Auflage, Berlin 2015 
 
 

Bat t is, Ulr ich Die Migrat ionskrise – Blick zurück und weite-
res Vorgehen, in:  Steinbach, Jörg/ Knopp, 
Lothar (Hrsg.) , Flücht lingskrise:  EU am  
Scheideweg – Abkehr vom  Rechtsstaat?, 
Berlin 2016, S. 88 ff.  
 

Böhm , Nina Euren Applaus könnt  ihr euch sonst  wohin 
stecken, Ham burg 2020 
 

Braun, Stefan Recht  =  (Anspruch:  Zeit ) , DVBl 2019, 
805 ff.  
 

Engländer, Arm in/  
Zim m erm ann, Till 

„Ret tungstötung“  in der Corona-Krise?, 
NJW 2020 (Heft  20) , 1398 ff.  
 

Färber, Gisela/   
Herm anowski, Richard 

Entwicklungen des öffent lichen Dienstes seit  
der deutschen Vereinigung und Forschungs-
bedarfe aus ökonom ischer Perspekt ive, 
Speyerer Forschungsberichte 291, Speyer 
2018, S. 101 ff.  
 

Glaab, Sarah/   
Schwedt ler, Anne 

Besuchseinschränkungen in Pflegeheim en 
zur Bekäm pfung des Coronavirus, NJW 2020 
(Heft  24) , 1702 ff.  
 

Gnisa, Jens Das Ende der Gerecht igkeit ,  2. Auflage, Frei-
burg im  Breisgau 2017 
 

Guckelberger, Annet te Ausgangsbeschränkungen und Kontaktver-
bote anlässlich der Corona-Pandem ie, 
NVwZ 2020 (Heft  9) , 607 ff.  
 

Haag, Theodor A. „Effekt iver Rechtsschutz“  – grundrecht licher 
Anspruch oder Leerform el?, Konstanz 1986 
 

Herdegen, Mat thias Die Europäische Union als Wertegem ein-
schaft :  Aktuelle Herausforderungen, in:  
Uhle, Arnd/ Aulehner, Josef/ Pitschas, Rainer 
(Hrsg.) , Wege gelebter Verfassung in Recht  
und Polit ik, in:  Festschrift  R. Scholz zum  
70. Geburtstag, Berlin 2007, S. 139 ff.  
 



91 

Hofm ann, Monique Tagungsbericht  „Rechtsstaat  außer Kon-
t rolle?“ , NVwZ 2020 (Heft  8) , 530 ff.  
 

Huber, Peter M. Der Rechtsstaat  nach 70 Jahren Grundge-
setz – Ein gefährdetes Erfolgsm odell,  Fest -
vort rag, in:  Verein Deutscher Verwaltungs-
gerichtstag e.V. (Hrsg.) , 19. Deutscher Ver-
waltungsgerichtstag, Darm stadt  2019, Do-
kum entat ion S. 23 ff.  
 

Jarass, Hans D./  
Pieroth, Bodo (begr. v.)  
 

Jarass, Hans D./ Km ent , Mart in (bearb. v.) , 
GG, Kom m entar, 16. Auflage, München 
2020, zit .  Jarass,  in:  Jarass/ Pieroth 
 

Kießling, Andrea I fSG, I nfekt ionsschutzgesetz, Kom m entar, 
München 2020 (Erscheinen für Septem ber 
2020 angekündigt )  
 

Kloepfer, Michael (Hrsg.)  Pandemien als Herausforderung für die 
Rechtsordnung, Baden-Baden 2011 
 

Knopp, Lothar/   
Hofm ann, Monique 

Wider den Rechtsstaat  – Polit ik cont ra Ge-
r ichtsbarkeit , NVwZ 2020 (Heft  14) , 982 ff.  
 

Knopp, Lothar/  
Stürm er, Klaus/  
Hoffm ann, Jan/  
Schröder, Wolfgang 
 

Besoldungs-  und Versorgungsföderalism us, 
Berlin 2012 

Knopp, Lothar „Corona“  – „Offenbarungseid“  des deutschen 
Rechtsstaats?, NVwZ-Editor ial Heft  9/ 2020 
 

Knopp, Lothar Praxisbeispiele m it  einem  Fokus auf Bran-
denburg/ Versagen der Just iz – Ausdruck von 
„Staatsversagen“?, in:  Knopp, Lothar 
(Hrsg.) , Effekt ives Rechtsschutzgebot  – 
deutsche Verwaltungsgerichtsbarkeit  quo 
vadis?, Cot tbuser Schriften zu Hochschulpo-
lit ik und Hochschulrecht , Band 5, Baden-Ba-
den 2019, S. 57 ff.  und S. 69 ff.  
 

Knopp, Lothar Gesetzlicher Mindest lohn auch für osteuro-
päische Pflegehilfen – legale Modelle versus 
Schwarzarbeit , NZA 2015, 851 ff.  
 

Knopp, Lothar Gesetzlicher Mindest lohn im  Gesund-
heit (un)wesen? – m it  einem  Fokus auf die 
häusliche Pflege, NZA 2014, 519 ff.  



92 

Knopp, Lothar Eurozone in der Dauerkr ise – Deutschlands 
weg in den Staatsbankrot t?, NVwZ 2011, 
1480 ff.  
 

Knopp, Lothar Griechenland-Nothilfe auf dem  verfassungs-
recht lichen Prüfstand, NJW 2010, 1777 ff.  
 

Knopp, Lothar (Hrsg.)  Osteuropäische Pflegehilfen kont ra Deutsche 
Gesundheitspolit ik, Nidda 2019 
 

Knopp, Lothar (Hrsg.)  Morbus Deutschland, Berlin 2013 
 

Knopp, Lothar/  
Jürgens, Olaf/  
Krüger, Alexandra (Hrsg.)  
 

Pflegestudiengänge auf dem  Prüfstand, 
Nidda 2017 

Kroiß, Ludwig (Hrsg.)  Rechtsproblem e durch COVID-19 in der an-
walt lichen Praxis, Baden-Baden 2020 
 

Lim perg, Bet t ina Erschöpfte Just iz!?, NJW-Editor ial  
Heft  34/ 2018 
 

Linke, Louisa Effekt ives Rechtsschutzgebot  unter besonde-
rer Berücksicht igung eines zeitgerechten 
Verfahrens, in:  Knopp, Lothar (Hrsg.) , Effek-
t ives Rechtsschutzgebot  – deutsche Verwal-
tungsgerichtsbarkeit  quo vadis?, Cot tbuser 
Schriften zu Hochschulpolit ik und Hochschul-
recht , Band 5, Baden-Baden 2019, S. 15 ff.  
 

Herzog, Rom an/  
Scholz, Rupert /  
Herdegen, Mat thias/  
Klein, Hans. H. (Hrsg.)  
 

Maunz, Theodor/ Dürig, Günter (begr. v.) , 
Grundgesetz-Kom m entar, Loseblat t , 90. EL, 
München Februar 2020, zit .  ( z.B.)  Butzer ,  
in:  Maunz/ Dürig 

Meining, Stefan Geheim akte Asyl, München 2019 
 

Meyer, Jürgen Vom  Begleitm ot iv zum  Leitm ot iv:  Die Euro-
päische Union als Wertegem einschaft , in:  
Burkhardt , Björn/ Koch, Hans-Georg/ Gropp, 
Walter/ Lagodny, Ot to/ Spaniol, Marg-
ret / Walther, Susanne/ Künschner, Alf-
red/ Arnold, Jörg/ Perron, Walter (Hrsg.) , 
Scripta am icit iae, Freundschaftsausgabe für 
A. Eser zum  80. Geburtstag, Berlin 2015, 
S. 177 ff.  
 
 
 



93 

Papier, Hans-Jürgen Asyl und Migrat ion als Herausforderung für 
Staat  und EU, in:  Steinbach, Jörg/ Knopp, 
Lothar (Hrsg.) , Flücht lingskrise:  EU am  
Scheideweg – Abkehr vom  Rechtsstaat?, 
Berlin 2016, S. 67 ff.  
 

Rixen, Stephan Gesundheitsschutz in der Coronavirus-Krise 
– Die (Neu- )Regelungen des I nfekt ions-
schutzgesetzes, NJW 2020 (Heft  16) ,  
1097 ff.  
 

Sahl, Jan C. Die EU-Flücht lingspolit ik vor dem  EuGH, 
Zwischen das „Boot  ist  voll“  und „Wir sitzen 
alle im  selben Boot “ , NJW 2020 (Heft  24) , 
1711 ff.  
 

Schm erm und, Kat r in Prüfungsrecht liches Harakir i – Was beim  
Prüfen recht lich zu beachten ist , F&L 2020 
(Heft  6) , 502 f. ( im  Gespräch)  
 

Schm it t ,  Felix Die Verfassungswidrigkeit  der landesweiten 
Ausgangsverbote, NJW 2020 (Heft  23) ,  
1626 ff.  
 

Schubert , Stefan Gangland Deutschland, München 2014 
 

Stern, Klaus/  
Becker, Flor ian (Hrsg.)  

Grundrechte-Kom m entar, 2. Auflage, Köln 
2016, zit .  Horn,  in:  Stern/ Becker 
 

Verein Deutscher Verwal-
tungsgerichtstag e.V. 
(Hrsg.)  

19. Deutscher Verwaltungsgerichtstag, 
Darm stadt  2019, Dokum entat ion, Stut tgart  
2020 
 

Voßkuhle, Andreas Rechtsstaat  und Dem okrat ie, NJW 2018, 
3154 ff.  
 

Wolf, Christ ian Dum m , düm m er, deutsch, 2. Auflage, Rot -
tenburg 2019 
 

 
 



 
 

 

 

 



95 

B.  Erodierende W irkung der Corona- Krise auf die W irt -

schaft  ( Linke )  
 
 
I .  Vorbem erkung 

 

COVID-19 hat  auch die deutsche Wirtschaft  infiziert .  Direkte und indirekte 
Effekte führten zu einem  externen Schock der Volkswirtschaft .1 Folge ist  
eine gesam twirtschaft liche Rezession.2 Die seit  längerem  bereits beste-
hende Rezession im  Wirtschaftszweig des Verarbeitenden Gewerbes setzt  
sich weiter fort .3 Während zuletzt  vor allem  der pr ivate Konsum  als Kon-
junkturstütze diente4,  kann dieser aufgrund des Nachfrage-  sowie Ange-
botsschocks5 infolge der Krise nicht  m ehr stabilisierend wirken. Verlässliche 
Prognosen zur Tiefe und Dauer der Rezession infolge der Pandem ie gibt  es 
derzeit  nicht . Denn Deutschland befindet  sich wirtschaft lich gesehen noch 
m it ten in der Krise. Viele Unwägbarkeiten, auf die im  Rahm en des Beit rages 
eingegangen werden, erschweren eine Beurteilung. Derzeit  kalkuliert  die 
Bundesregierung im  Jahr 2020 m it  einem  Rückgang des BIP um  6,3 % 6, 
während das Stat ist ische Bundesam t  für das erste Quartal dieses Jahres 

                                                            
1 Schrader/ Stehn/ Laaser ,  I fW Policy Brief Nr. 135, 04.2020, S. 4, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.ifw-kiel.de/ fileadm in/ Dateiverwaltung/ I fW-Publicat ions/ - ifw/ Kiel_Policy_ 
Brief/ kiel_policy_brief_135.pdf. 

2  BMWi, Pressem it teilung vom  29.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bm wi.de/  
Redakt ion/ DE/ Pressemit teilungen/ 2020/ 20200429-altm aier-corona-pandem ie- fuehrt -
wirtschaft - in- rezession.htm l. 

3  Boysen-Hogrefe et  al. ,  Deutsche Konjunktur im  Winter 2019, 12.2019, S. 3, abruf-  
bar unter:  ht tps: / / www.econstor.eu/ bitst ream / 10419/ 213893/ 1/ kkb_62_2019-q4_ 
deutschland.pdf;  Wollm ershäuser et  al.,  ifo Konjunkturprognose Winter 2019, 
12.2019, S. 43 f., abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ DocDL/ sd-2019-24-wollmers 
haeuser-etal-konjunkturprognose-winter-2019-12-19.pdf;  Sachverständigenrat , Die 
gesamtwirtschaft liche Lage angesichts der Corona-Pandem ie, 22.03.2020, S. 57 f., 
abrufbar unter:  ht tps: / / www.sachverstaendigenrat -wirtschaft .de/ fileadm in/ datei 
ablage/ gutachten/ sg2020/ SG2020_Gesamtausgabe.pdf. 

4  Bofinger et  al. ,  Wirtschaft liche I mplikat ionen der Corona-Krise und wirtschaftspolit i-
sche Maßnahm en, Wirtschaftsdienst  2020 (Heft  4) , 259, 260. 

5  Schrader/ Stehn/ Laaser  (o. Fn. 1) ;  Gröm ling et  al. ,  I W-Policy Paper 4/ 2020, 
06.03.2020, S. 5 f.,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.econstor.eu/ bitst ream/ 10419/  
214857/ 1/ 1692463888.pdf.;  Bofinger et  al., ebd., 261 ff. 

6  BMWi (o. Fn. 2) . Dieser Wert  dürfte stet igen Korrekturen unterliegen. Anfang April 
ging z.B. die Projektgruppe Gem einschaftsdiagnose von einem  Rückgang von 4,2 %  
aus, s. Projektgruppe Gem einschaftsdiagnose (Hrsg.) , Wirtschaft  unter Schock – Fi-
nanzpolit ik hält  dagegen, 08.04.2020, S. 9, abrufbar unter:  ht tp: / / gem einschafts 
diagnose.de/ wp-content / uploads/ 2020/ 04/ GDF2020_Langfassung_online.pdf. Das ifo 
I nst itut  prognost izierte zunächst  eine schrum pfende Wirtschaftsleistung von 6,6 %  (s. 
die Pressem it teilung vom  28.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ newsroom )  
und korr igierte sich später auf 6,7 %  (s. die Pressem it teilung vom  01.07.2020, abruf-
bar ebd.) . Der Sachverständigenrat  ging zuletzt  von einem  Rückgang des BI P um 
6,5 %  aus, s. Konjunkturprognose 2020 und 2021, 23.06.2020, S. 3, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.sachverstaendigenrat -wirtschaft .de/ fileadm in/ dateiablage/ Konjunktur 
prognosen/ 2020/ KJ2020_Gesamtausgabe.pdf. 
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einen Rückgang des BIP um  2,2 %  bekannt  gab.7 Was die Corona-Krise 
konkret  für die Unternehm en bedeutet , ist  ebenfalls Gegenstand der folgen-
den Ausführungen. 
  

                                                            
7  Stat ist isches Bundesam t , Statem ent  zur Pressekonferenz am 15.05.2020, S. 2, abruf-

bar unter:  ht tps: / / www.destat is.de/ DE/ Presse/ Pressekonferenzen/ 2020/ wirtschaft_ 
corona/ statement -bip.pdf?__blob= publicat ionFile. 
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I I .  Erste stat ist ische Erkenntnisse zur Lage der W irtschaft  

 
Die aufgrund des Coronavirus get roffenen Eindäm m ungsm aßnahm en haben 
die Wirtschaft  ( in)direkt  erstm als in fast  allen Branchen sim ultan get roffen. 
Für einen Eindruck zum  Ausm aß der bereits einget retenen Folgen lohnt  ein 
Blick auf die am t liche Stat ist ik. Nach ersten Erhebungen zeichnen sich ver-
heerende Auswirkungen für die Wirtschaft  ab. Die Produkt ion ging im  Pro-
duzierenden Gewerbe im  März gegenüber dem  Vorm onat  um  rund 9 %  zu-
rück, im  April gegenüber März um  sogar weitere rund 18 % .8 Unter das 
Produzierende Gewerbe fällt  u.a. die I ndust r ieprodukt ion, die im  März 2020 
um  fast  12 %  gegenüber dem  Vorm onat  und im  April um  weitere rund 22 %  
gefallen ist .9 Das Verarbeitende Gewerbe weist  im  März im  Vergleich zum  
Vorm onat  einen Auft ragseingang von -15 %  auf, im  April im  Vergleich zum 
März sogar einen Rückgang von m ehr als 26 % .10 Der Um satz sank dem -
gegenüber im  März im  Vergleich zum  Vorm onat  um  rund 11 % , im  April um  
weitere rund 22 % .11 Dieser Negat ivt rend zeigte sich auch im  Einzelhandel, 
dort  sank der Um satz im  März im  Vergleich zum  Vorm onat  aber nur um  fast  
6 % , im  April nahm  dieser um  weitere 5 %  ab.12  
 
Die Exporte gingen aufgrund des weltweiten Einflusses der Corona-Krise im  
März, im  Vergleich zum  Vorm onat , um  fast  12 % , im  April im  Vergleich zum 
Vorm onat  um  24 %  zurück.13 Die wicht igsten Kunden der deutschen Wirt -
schaft  sind die USA, Frankreich und China14,  daneben sind Spanien und  

                                                            
8  Stat ist isches Bundesamt , Pressem it teilung Nr. 156 vom 07.05.2020 und Pressem it tei-

lung Nr. 204 vom 08.06.2020, beide abrufbar unter:  ht tps: / / www.destat is.de/ Site 
Globals/ Form s/ Suche/ Presse/ DE/ Pressesuche_Formular.htm l?nn= 206104 [ alle Zah-
len dieses Abschnit tes sind kalender-  und saisonbereinigt ] . Bei den Zahlen für den 
Monat  März ist  zu berücksicht igen, dass der Lockdown erst  in der zweiten Märzhälfte 
umgesetzt  wurde. 

9  S. o. Fn. 8. Dabei nahm die Produkt ion von Vorleistungsgütern im  März gegenüber 
dem Vormonat  um  ca. 7 % , im  April gegenüber dem  Vorm onat  um fast  14 %  ab, die 
Produkt ion von Konsumgütern sank im  März gegenüber dem Vormonat  um  ca. 7 % , 
im  April gegenüber dem Vormonat  um fast  9 % . I nnerhalb der I nvest it ionsgüter sackte 
die Produkt ion im  März um etwa 16 %  im  Vergleich zum Februar 2020 ab, im  April 
gegenüber dem Vormonat  sogar um  35 % . Besonders stark bet roffen ist  die Automo-
bilindust r ie m it  ca. -31 %  im  März im  Vergleich zum Februar und -75 %  im  April ge-
genüber dem  Vorm onat , s. ebd. 

10  Stat ist isches Bundesamt , Pressem it teilung Nr. 155 vom 06.05.2020;  Pressem it teilung 
Nr. 201 vom  05.06.2020 und Pressem it teilung Nr. 251 vom 06.07.2020, alle abrufbar 
s. o. Fn. 8. 

11  Ebd. 
12  Stat ist isches Bundesamt , Pressem it teilung Nr. 151 vom 30.04.2020 und Pressem it tei-

lung Nr. 192 vom 29.05.2020, beide abrufbar s. o. Fn. 8. 
13  Stat ist isches Bundesamt  (o. Fn. 7) , S. 12;  Stat ist isches Bundesam t , Pressem it teilung 

Nr. 206 vom  09.06.2020, abrufbar s. o. Fn. 8. 
14  Mat thes,  IW-Report  43/ 2019 vom  18.12.2019, S. 7, abrufbar unter:  ht tps: / / www. 

iwkoeln.de/ fileadm in/ user_upload/ Studien/ Report / PDF/ 2019/ I W-Report_2019_ 
Abhkeit_von_China.pdf. 
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I talien zu nennen.15 Dies sind Länder, in denen sich die Corona-Krise be-
sonders stark auswirkt . I nsbesondere die USA haben noch m it  einem  m as-
siven I nfekt ionsgeschehen zu käm pfen. Aufgrund einer breiten Diversifizie-
rung der Export tät igkeit  besteht  zwar eine geringe Abhängigkeit  von ein-
zelnen Ländern16,  dennoch schlägt  sich die Ausbreitung der Corona-Krise 
über viele Grenzen hinweg auch im  Exportgeschehen nieder. Die Warenim -
porte gingen dem gegenüber im  März im  Vergleich zum  Vorm onat  um  gut  
5 % , im  April sogar um  weitere knapp 17 %  zurück.17 
 
Erst  m it  den Lockerungen t rat  eine leichte Verbesserung der wirtschaft li-
chen Lage ein. Die Produkt ion im  Produzierenden Gewerbe st ieg im  Mai im  
Vergleich zum  Vorm onat  um  rund 8 % .18 Die I ndust r ieprodukt ion st ieg in 
diesem  Zeit raum  um  gut  10 % , wobei sie im m er noch ca. 23 %  unter dem  
Niveau vom  Februar 2020 liegt .19 Auch im  Verarbeitenden Gewerbe ist  ein 
posit iver Trend zu erkennen. Der Auft ragseingang sowie der Um satz nah-
m en im  Mai im  Vergleich zum  Vorm onat  um  je etwas m ehr als 10 %  zu.20 
Im  Vergleich zum  Februar 2020 sank der Auft ragseingang aber um  rund 
31 % , der Um satz um  24 % .21 Die Exporte nahm en im  Vergleich von April 
auf Mai um  9 %  zu, die Im porte nur um  weniger als 4 % .22 
 
Trotz des Posit ivt rends ergab eine Konjunkturum frage des ifo I nst ituts im  
Juni, dass die Corona-Krise für 21 %  der Unternehm en existenzbedrohend 
ist . Dieser Ansicht  waren z.B. 27 %  der Dienst leister, 85 %  der Reisebüros 
und Reiseveranstalter, 76 %  der Hoteliers und 67 %  der Gaststät tenbet rei-
ber.23 
 
 
   

                                                            
15  Dullien et  al. ,  Corona-Krise:  Schneller Ausst ieg oder bedachte Lockerung?, Wirt -

schaftsdienst  2020 (Heft  4) , 285, 286. 
16  Mat thes (o. Fn. 14) , S. 10.  
17  Stat ist isches Bundesamt  (o. Fn. 7) , S. 12;  Stat ist isches Bundesam t , Pressem it teilung 

Nr. 206 vom  09.06.2020, abrufbar s. o. Fn. 8. 
18  Stat ist isches Bundesamt , Pressem it teilung Nr. 252 vom  07.07.2020, abrufbar s. o. 

Fn. 8. 
19  Ebd. Die Produkt ion von Vorleistungsgütern nahm  im  Mai im  Vergleich zum  Vorm onat  

um  0,1 %  ab. Die Produkt ion der Konsum güter st ieg in diesem Zeit raum um 1,4 %  
und bei den I nvest it ionsgütern um 27,6 % . I nnerhalb der Automobilindust r ie liegt  die 
Produkt ion noch knapp 50 %  niedriger als im  Februar 2020, s. ebd. 

20  Stat ist isches Bundesam t , Pressem it teilung Nr. 251 vom  06.07.2020, abrufbar s. o. 
Fn. 8. 

21  Ebd. 
22  Pressem it teilung Nr. 254 vom  09.07.2020, abrufbar s. o. Fn. 8. 
23  I fo I nst itut , Pressem it teilung vom 06.07.2020, abrufbar s. o. Fn. 6. 
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I I I . Einfluss der Corona- Krise auf die deutsche W irtschaft  

 
Während nunm ehr konkret  auf die Konsequenzen der Krise für die Unter-
nehm en einzugehen ist , erfolgt  dies differenziert  für die Phase des Lock-
down und die der ersten Lockerungen. 
 
1 . Lockdow n 

 

a)  Um satzrückgang 

 
Abhängig vom  Wirtschaftszweig brach in der Phase des st r ikten Lockdown 
der Um satz wenig bis m assiv bzw. vollständig ein. Dies result ierte aus di-
rekten sowie indirekten Effekten der Krise. Als direkte Effekte lassen sich 
die staat lichen Maßnahm en definieren. Vielen Unternehm en wurde die nor-
m ale Fort führung des Bet r iebes infolge der Corona-Verordnungen der Län-
der konkret  untersagt . So durften etwa in Brandenburg ab dem  22. März 
2020 bis zum  Eint r it t  der Lockerungen, von Ausnahm en abgesehen, keine 
Veranstaltungen stat t finden, Verkaufsstellen des Einzelhandels, Einr ichtun-
gen, die körpernahe Dienst leistungen anbieten, Gaststät ten und Kinos wa-
ren für den Publikum sverkehr zu schließen, zudem  war der Sportbet r ieb auf 
und in Sportanlagen, Fitness-  oder Tanzstudios untersagt . Von den Corona-
Verordnungen wurden in dieser Phase vor allem  der Handel sowie die kon-
sum nahen bzw. persönlichen Dienst leistungen tangiert . Dabei liegt  der An-
teil der Wirtschaftsbereiche Handel, Gastgewerbe und Verkehr an der Brut -
towertschöpfung bei rund 16 % .24 Einen Teil des Um satzverlustes konnten 
die von der Verordnung bet roffenen Unternehm en (branchenabhängig)  aber 
durch alternat ive Lösungen kom pensieren, indem  sie etwa einen Außer-
Haus-Verkauf anboten (Gast ronom ie)  oder digitale Lösungen erarbeiteten 
(Sportkurse via I nternet ) .25  
 
Ein indirekter Effekt  ist  in den gestörten ( inter)nat ionalen Wertschöpfungs-
ket ten zu sehen. Denn aufgrund staat licher Maßnahm en oder individueller 
unternehm erischer Entscheidungen (Schutz vor Ansteckungsgefahr)  konnte 
eine Belieferung oder Nachfrage von Vor- , Zwischen-  und Endprodukten nur 
begrenzt  bzw. gar nicht  stat t finden, sodass eine Produkt ion auch ohne 
staat licherseits angeordneter Bet r iebsschließung bei m angelnder Gütervor-  

                                                            
24  Dullien et  al. ,  Wirtschaftsdienst  2020, 286. 
25  S. z.B. zum  Digitalisierungsschub unter „Solo-Selbstständigen“  Bertschek/ Erdsiek,  So-

loselbstständigkeit  in der Corona-Krise, Digitalisierung hilft  bei der Bewält igung der 
Krise, 27.05.2020, S. 8 ff. ,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.zew.de/ fileadm in/ FTP/ ZEW 
Kurzexpert isen/ ZEW_Kurzexpert ise2008.pdf. 
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haltung oder anderweit iger Bezugsquellen m itunter zum  Erliegen kam .26 
Dies tangierte vor allem  das Verarbeitende Gewerbe sowie Bereiche, die 
indust r ienahe Dienst leistungen erstellen.27 Schwierigkeiten, ausreichende 
Vorprodukte zu erhalten, hat ten vor allem  die Autom obil- ,  die Maschinen-
bau- , die Chem ie-  und die Elekt ronikindust r ie, die insgesam t  12 %  der Brut -
towertschöpfung ausm achen.28 An diesem  Beispiel zeigt  sich eine Abhän-
gigkeit  der Wirtschaft  nicht  nur von der Virusentwicklung im  eigenen Land.  
 
Neben Problem en in der Lieferket te führte auch die fehlende Nachfrage zur 
Einstellung der Produkt ion, ein prom inentes Beispiel ist  hierbei der Autom o-
bilhersteller Volkswagen.29 Die m angelnde Nachfrage zeigte sich auch im  
Bereich der Dienst leistungen. So t rat  die Notwendigkeit  der Mandat ierung 
einer Rechtsanwaltskanzlei aufgrund einer recht lichen Fragestellung des 
täglichen Geschäftes zurück, da das Hauptaugenm erk etwa aufgrund eines 
Produkt ionsst illstandes woanders lag. Zudem  waren bereits seit  Februar 
2020 Prävent ivm aßnahm en der Unternehm er zu ident ifizieren, z.B. wurden 
angesichts der (weltweiten)  Ausbreitung des Virus Dienst reisen verschoben 
oder Veranstaltungen abgesagt .30 
 
Die Einschränkungen des öffent lichen Lebens führten zudem  zu einer Ver-
unsicherung der Bürger. Aus Angst , sich anzustecken, wurden verschieb-
bare I nvest it ionen bzw. der Konsum  hinausgezögert , entsprechend sind ne-
gat ive Folgen für den Um satz der Unternehm en bereits seit  Februar 2020 
zu verzeichnen.31 Daneben hat ten bzw. haben die Verbraucher im m er noch 
m it  unsicheren Einkom m enserwartungen – drohender Jobverlust  bzw. un-
bekannte Dauer der Kurzarbeit  ( resp. des reduzierten Einkom m ens)  – zu 
käm pfen, was gleicherm aßen ein Konsum hem m nis begründet . Die GfK-

                                                            
26  Schrader/ Stehn/ Laaser  (o. Fn. 1) ;  Felberm ayer/ Hinz/ Mahlkow ,  I fW Policy Brief Spezial 

Corona-Update 1, 28.04.2020, S. 6 f.,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifw-kiel.de/ filead 
m in/ Dateiverwaltung/ I fW-Publicat ions/ - ifw/ Kiel_Policy_Brief/ Spezial/ Spezial-Corona-
Update-1.pdf;  Dorn et  al. ,  Die volkswirtschaft lichen Kosten des Corona-Shutdown für 
Deutschland:  Eine Szenarienrechnung, ifo Schnelldienst  2020 (Heft  4) , 29, 30. 

27  Schrader/ Stehn/ Laaser  (o. Fn. 1) . Die Bedeutung internat ionaler Lieferket ten arbeiten 
auch Kolev/ Obst  heraus, s. I W-Report  16/ 2020, 23.04.2020, S. 5 ff. ,  abrufbar unter:  
ht tps: / / www.iwkoeln.de/ studien/ iw- reports/ beit rag/ galina-kolev- thom as-obst -die-
abhaengigkeit -der-deutschen-wirtschaft -von- internat ionalen- lieferket ten.htm l. 

28  Dullien et  al. ,  Wirtschaftsdienst  2020, 286. 
29  Volkswagen AG, Nachricht  vom 17.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.volks 

wagenag.com/ de/ news/ 2020/ 03/ Corona-Krise.htm l. S. allgemein auch Felberm a-
yer/ Hinz/ Mahlkow  (o. Fn. 26) , S. 7. 

30  Sachverständigenrat  (o. Fn. 3) , S. 27. 
31  Der Konsumklim aindex, den die GfK veröffent licht , sank bereits im  Februar 2020, wäh-

rend der Lockdown erst  im  März 2020 beschlossen und umgesetzt  wurde, s. zum Kon-
sumklimaindex GfK, Konsumklima stagniert , 20.02.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.gfk.com/ de/ presse?&count r ies8= count r iesGerm any. S. auch Sachver-
ständigenrat  (o. Fn. 3) , S. 27. 
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Konsum studie weist  z.B. für den Monat  April 2020 einen „Absturz des Kon-
sum klim as“  ohnegleichen auf, welches sich aber im  Mai etwas erholt  hat .32 
Der „verlorene“  Um satz im  Vorfeld sowie während der Zeit  der staat lichen 
Einschränkungen kann, unabhängig von der wirtschaft lichen Situat ion der 
Verbraucher, je nach Branche auch zu späterer Zeit  nicht  nachgeholt  wer-
den. Dies beruht  zum  einen auf tatsächlichen Gegebenheiten wie etwa Ka-
pazitätsgrenzen ( in einem  Restaurant  kann ein Tisch nicht  doppelt  vergeben 
werden)  und zum  anderen auf individuellen Entscheidungen (ein Friseurbe-
such wird nur verschoben, die Haare werden aber nicht  doppelt  geschnit -
ten) . So prolongiert  auch die vielfach angepriesene Gutscheinlösung – Er-
werb eines Gutscheines in der Krise zur Sicherung der Liquidität  der Unter-
nehm en – nur die Problem at ik, wenn diese zeitnah im  Zuge der Lockerun-
gen eingelöst  werden.  
 
b)  Hohe Fixkosten 

 
Auf den (zum  Teil vollständigen)  Um satzrückgang konnten die Unterneh-
m en nur bedingt  ad hoc reagieren. So hat ten die Unternehm en t rotz der 
Schließung ihrer Bet r iebe hohe m onat liche Fixkosten, z.B. Miet -  oder Kre-
ditzahlungen. Auch die Arbeitnehm er waren weiter zu bezahlen, da der Ar-
beitgeber das wirtschaft liche Bet r iebsrisiko t rägt .33  
 
c)  Zusätzliche Kosten 

 
Unternehm en, die während der Corona-Pandem ie norm al weiter agieren 
konnten, waren zur Im plem ent ierung und Einhaltung zusätzlicher Hygiene-
regeln verpflichtet . Diese m achten außerplanm äßige I nvest it ionen in Hand-
schuhe, Desinfekt ionsm it tel, Trennscheiben etc. notwendig. Andere Unter-
nehm en, bei denen die Arbeitnehm er weniger auf die Arbeit  in der bisheri-
gen Bet r iebsstät te angewiesen waren, haben verm ehrt  die Arbeit  im  Hom e-
office zugelassen. So arbeitete Mit te März, einer repräsentat iven Um frage 
der Bitkom  Research zufolge, fast  jeder Zweite vollständig oder teilweise im  

                                                            
32  GfK, Corona-Schock:  Konsumklim a erreicht  histor ischen Tiefpunkt , 23.04.2020 sowie 

Konsumklima erholt  sich etwas vom  Corona-Schock, 26.05.2020, beide Pressem it tei-
lungen sind abrufbar ebd. Zur Zeit  der Erhebung im  April waren die ersten Lockerungen 
noch nicht  bekannt . 

33  Weller/ Lieberknecht / Habrich,  Virulente Leistungsstörungen – Auswirkungen der 
Corona-Krise auf die Vert ragsdurchführung, NJW 2020 (Heft  15) , 1017 ff.,  1019 
m .w.N.;  Sagan/ Brockfeld,  Arbeitsrecht  in Zeiten der Corona-Pandem ie, NJW 2020 
(Heft  16) , 1112 ff.,  1116 m .w.N. 
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Hom eoffice.34 Um  die Heim arbeit  zu erm öglichen, bedurfte es seitens der 
Unternehm en aber zusätzlicher I nvest it ionen in technische und digitale Lö-
sungen, dies bet r ifft  Hard-  wie Software gleicherm aßen. Mitunter waren die 
Unternehm en auch auf besondere I nvest it ionen angewiesen, um  den Um -
satzrückgang zum indest  part iell durch alternat ive Absatzm öglichkeiten zu 
kom pensieren.  
 
d)  Liquidität  der Unternehm en 

 
„Solo-Selbstständige“ , Einzelunternehm er, Kleinst -  und Kleinunternehm en, 
aber auch m it telständische Unternehm en zeichnen sich durch ein begrenz-
tes Liquiditätspolster sowie durch geringe Rücklagen aus, um  die Folgen der 
Bet r iebseinschränkungen/ -schließungen aufzufangen.35 Gerade Kleinstbe-
t r ieben wird eine geringe Krisenfest igkeit  zugesprochen, denn sie weisen 
m eist  kein überm äßig gewinnbringendes Geschäft  auf.36 Entsprechendes 
gilt  in der Regel für den pr ivaten Bereich der Unternehm er, sodass sich in 
Krisenzeiten verm ehrt  Existenzfragen stellen.37 Selbst  dem  Handwerk, das 
zuletzt  durch um satz-  und ert ragsstarke Jahre geprägt  war, wurde während 
des Lockdown prophezeit , dass in vielen Bet r ieben die Rücklagen nach m ehr 
als vier bis sechs Wochen aufgebraucht  sein werden.38  
 
Eine repräsentat ive Corona-Sonderbefragung des KfW-Mit telstandspanels 
zwischen dem  6. und 14. April 2020 ergab, dass 80 %  der KMU von der 
Krise bet roffen sind. Nach eigenen Angaben der Unternehm en reichen die 
Liquiditätsreserven ab April 2020 bei 33 %  der teilnehm enden Unterneh-
m en bis zu zwei Monate, bei 14 %  bis zu vier Wochen und bei 4 %  nur ein 
bis zwei Wochen.39 Dabei ist  hervorzuheben, dass die Eigenkapitalquote der 

                                                            
34  Bitkom  e.V., Corona-Pandem ie:  Arbeit  im  Hom eoffice nim m t deut lich zu, 18.03.2020, 

abrufbar unter:  ht tps: / / www.bitkom.org/ Presse/ Presseinformat ion/ Corona-Pandemie-
Arbeit - im -Hom eoffice-nim m t-deut lich-zu. S. auch Bünning/ Hipp/ Munnes,  Erwerbsar-
beit  in Zeiten von Corona, 15.04.2020, S. 7 ff. ,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.econ 
stor.eu/ bitst ream / 10419/ 216101/ 1/ Full- text - report -Buenning-et -al-Erwerbsarbeit - in-
Zeiten-von-Corona-v1-20200415.pdf.  

35  Becker ,  Staat liche Förderung in Zeiten des Corona-Virus, S. 14, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.econstor.eu/ bitst ream/ 10419/ 214899/ 1/ Becker% 20-% 20Staat liche%  
20Fo% cc% 88rderung% 20in% 20Zeiten% 20des% 20Corona-Virus.pdf;  Wrede, Corona 
und die Solo-Selbstständigen:  Kom m t die Hilfe an?, DW vom  31.03.2020,  
abrufbar unter:  ht tps: / / www.dw.com / de/ corona-und-die-solo-selbstst% C3% A4ndi 
gen-kommt-die-hilfe-an/ a-52968803.  

36  Friedl/ Trat t ,  Auswirkungen der Corona Krise auf das Handwerk, 2020, S. 12  
m .w.N., abrufbar unter:  ht tps: / / lf i-m uenchen.de/ wp-content / uploads/ 2020/ 03/ 2020_ 
gesamtes_Dokument_Auswirkungen-Corona-Krise-Handwerk.pdf. 

37  Becker  (o. Fn. 35) , S. 14 f. 
38  Friedl/ Trat t  (o. Fn. 36) .  
39  KfW Research, Fokus Volkswirtschaft  Nr. 286, 28.04.2020, S. 2 und 5, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.kfw.de/ PDF/ Download-Center/ Konzernthem en/ Research/ PDF-Doku-
m ente-Fokus-Volkswirtschaft / Fokus-2020/ Fokus-Nr.-286-April-2020-Corona-Krise-
Mit telstand.pdf. 
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m it telständischen Unternehm en in den letzten Jahren deut lich gest iegen ist  
( im  Durchschnit t  zwischen 2002 und 2018 um  13 % ) , was die Resilienz, 
also die Widerstandsfähigkeit  der Unternehm en gegenüber der aktuellen 
Krise, erhöht  hat .40 Zuletzt  zeigte sich aber bei einem  genaueren Hinsehen, 
dass die Anzahl von Unternehm en, die eine Eigenkapitalquote von unter 
zehn Prozent  aufweisen, zunahm .41 
 
I nsbesondere für den Osten Deutschlands wird eine Ausdünnung der Unter-
nehm erlandschaft  befürchtet .42 Begründet  wird dies m it  der geringeren Wi-
derstandskraft  der oft  kleinen Unternehm en aufgrund einer dünnen Eigen-
kapitaldecke.43 Hinzu kom m t die Altersst ruktur der Unternehm er. I m  zu-
nehm enden Alter sinkt  die Risikobereitschaft , weshalb Liquiditätshilfen in 
Form  von Darlehen aufgrund der m ehrjährigen Bindung abgelehnt  werden 
könnten.44 
 
e)  Entschädigung durch Staat  oder Drit te 

 
Eine Entschädigungspflicht  des Staates für auf den Corona-Verordnungen 
beruhenden wirtschaft lichen Einbußen wird derzeit  von Juristen kont rovers 
diskut iert .45 Aktuell ist  eine solche noch völlig unklar. Den Unternehm ern 
würde ggf. die Beschreitung des Rechtswegs abverlangt , der gerade in einer 
schwierigen wirtschaft lichen Lage nicht  nur Geld, Zeit  und Nerven kostet , 
vor allem  aber in seinen Erfolgsaussichten höchst  unsicher ist .  

                                                            
40  Ebd., S. 3 f.;  Gem einschaftsdiagnose (o. Fn. 6) , S. 66 f. 
41  KfW Research, Mit telstandspanel 2019, 10.2019, S. 18 f.,  abrufbar unter:  

ht tps: / / www.kfw.de/ PDF/ Download-Center/ Konzernthem en/ Research/ PDF-Dokumen 
te-KfW-Mit telstandspanel/ KfW-Mit telstandspanel-2019.pdf. 

42  Ragnitz,  Corona und die Folgen:  Ein Blick auf Ostdeutschland, ifo Dresden berichtet  
2020 (Heft  2) , 3, 3. 

43  Ebd. 
44  Ebd.   
45 Antweiler  bejaht  einen Anspruch aus § 56 I fSG sowie aus einem  enteignungsgleichen 

Eingriff,  s. Bet r iebsuntersagung durch Covid-19-Rechtsverordnungen:  Eigentumsein-
griff und Entschädigung, NVwZ 2020 (Heft  9) , 584 ff.,  588 f.;  auf das Staatshaftungs-
recht  beziehen sich auch Rinze/ Schwab,  Dulde und liquidiere – Staatshaftungsansprü-
che in Coronazeiten, NJW 2020 (Heft  27) , 1905 ff.;  Dörrenbacher  erkennt  ebenfalls 
einen Anspruch aus § 56 I fSG an, s. JuWissBlog Nr. 55/ 2020 vom 09.04.2020, abruf-
bar unter:  ht tps: / / www.juwiss.de/ 55-2020. Weller/ Lieberknecht / Habrich verweisen 
auf § 56 I fSG analog, s. NJW 2020, 1019 m .w.N.;  während Winter/ Thürk  § 65 I fSG 
analog heranziehen, s. Schm idt , COVI D-19, 2020, § 17 Rn. 26 ff. Einen Anspruch aus 
§ 56 I fSG oder den LPolG lehnt  jedoch das LG Heilbronn ab, s. Urteil vom 29.04.2020 
Az.:  I  4 O 82/ 20 =  BeckRS 2020, 7486;  einen Anspruch ablehnend gegenüber stehen 
auch Stöß/ Putzer ,  Entschädigung von Verdienstausfall während der Corona-Pandem ie, 
NJW 2020 (Heft  21) , 1465 ff.,  1466 f.;  Kluth,  Können Bet r iebe jetzt  Entschädigung 
verlangen?, LTO vom  16.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.lto.de/ recht /  
kanzleien-unternehm en/ k/ shutdown-corona-geschaefte-schliessungen-um satzausfall 
-entschaedigung-kleine- laeden-sonderopfer sowie Reschke,  Entschädigungsansprüche 
für rechtm äßige infekt ionsschutzrecht liche Maßnahm en im  Zuge der COVI D-19-Pan-
dem ie, DÖV 2020 (Heft  10) , 423 ff.,  430. S. zu einem Überblick auch Rath, Entschä-  
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Unsicherheiten bestehen aktuell zudem  darüber, inwiefern ein etwaiger Ver-
sicherungsschutz greift .  So kann aufgrund einer Bet r iebsschließungsversi-
cherung ein finanzieller Ausgleichsanspruch infolge einer behördlich ange-
ordneten Bet r iebsschließung wegen einer m eldepflicht igen Krankheit  nach 
dem  Infekt ionsschutzgesetz bestehen. Dies ist  jedoch eine Frage der kon-
kreten Ausgestaltung des Versicherungsvert rages, z.B., ob auch prävent ive 
Schließungen erfasst  sind oder Corona als Krankheit  im  Vert rag (oder den 
zugehörigen Anlagen)  hät te explizit  aufgeführt  sein m üssen.46 Daneben be-
steht  die Möglichkeit  einer Bet r iebsausfallversicherung, die jedenfalls in der 
klassischen Variante vorliegend keinen Versicherungsschutz gewährt . Denn 
in der Regel deckt  diese nur Ausfallschäden ab, wenn sie durch versicherte 
Gefahren, wie etwa Feuer, hervorgerufen werden, darüber hinaus wird zu-
m eist  ein Sachschaden verlangt .47 I n den erweiterten Versicherungsvarian-
ten ist  zu prüfen, ob etwaige Ausschlussklauseln bestehen, z.B. in Bezug 
auf Seuchen bzw. Epidem ien oder bei Eingriffen von hoher Hand.48 Dem  
bestehenden Problem  hat  sich z.B. das bayerische Wirtschaftsm inister ium  
part iell angenom m en. Es hat  aufgrund der Unsicherheiten über die Anwend-
barkeit  von Bet r iebsschließungsversicherungen einen Kom prom iss für Ho-
tels und Gaststät ten m it  den Versicherungsunternehm en erarbeitet . Dieser 
sieht  vor, dass die Versicherer zwischen 10 und 15 %  der bei Bet r iebsschlie-
ßungen jeweils vereinbarten Tagessätze übernehm en.49 Den ohnehin schon 
wirtschaft lich schwer get roffenen Unternehm en wird dieser Prozentsatz 
aber voraussicht lich nur geringfügig helfen. 
 
 
 
 
 

                                                            
 digung für den Shutdown, LTO vom  02.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.lto.de/  

recht / hintergruende/ h/ entschaedigungen-bet r iebsschliessung-corona-shutdown-
rechtsanspruch-56- ifsg- infekt ionsschutzgesetz-ueberblick oder Romm elfanger ,  Ent -
schädigung für Verm ögensschäden aufgrund Bet r iebsbeschränkungen/ -schließungen 
infolge Maßnahm en nach dem  Infekt ionsschutzgesetz, COVuR 2020 (Heft  4) , 178 ff. 

46  S. dazu Rixecker ,  in:  Schm idt , COVI D-19 (ebd.) , § 11 Rn. 57 ff. I nst rukt iv auch Korff, 
Die Bet r iebsschließungsversicherung in Zeiten der Coronakrise, COVur 2020 (Heft  5) , 
246 ff. 

47  Rixecker ,  ebd., Rn. 7, 63 ff. 
48  S. dazu ebd., Rn. 13 ff. 
49  Bayerische Staatsregierung, Bet r iebsschließungsversicherungen:  Bayerische Lösung 

für Hotels und Gaststät ten, 03.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bayern.de/ be 
t r iebsschliessungsversicherungen-bayerische- loesung- fuer-hotels-und-gaststaet ten. 
S. zur begrenzten Leistung der Versicherer auch Suliak,  Brechen die Versicherer in der 
Krise ihre Leistungsversprechen?, LTO vom  28.04.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.lto.de/ recht / hintergruende/ h/ corona-versicherung-bet r iebsschliessung-
vergleich-schaden-gdv-bm jv. 
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2 . Lockerungen 

 
Nach der Phase des Lockdown wurden schrit tweise verschiedene Lockerun-
gen50 ( in Abhängigkeit  vom  jeweiligen Bundesland)  beschlossen. I n Bran-
denburg z.B. wurde zunächst  die Wiedereröffnung von Verkaufsstellen des 
Einzelhandels oder best im m ter Einr ichtungen erlaubt . Trotz weit reichender 
Lockerungen sind z.B. nach wie vor aber Diskotheken für den Publikum s-
verkehr geschlossen zu halten. I n Sachsen und Thüringen gibt  es indes be-
reits Best rebungen, die Einschränkungen vollständig aufzuheben. 
 
Für die Unternehm en bedeutet  dies, je nach Branche, aber nicht  m ehr als 
ein zaghaftes Aufatm en. Denn die Krise erweist  sich für die Unternehm en 
auch deshalb als besonders schwerwiegend, da sie von vielen Unsicherhei-
ten geprägt  ist . So war nicht  nur die Dauer des st r ikten Lockdown unbe-
kannt , sondern diese Unsicherheit  zieht  sich im  Unwissen über den Bestand 
der beschlossenen Lockerungen auch weiter fort . Besagte Unsicherheit  
wirkt  gegenwärt ig in zwei Richtungen. Zum  einen im  Hinblick auf den Fort -
bestand der lediglich eingeschränkten Bet r iebswiederaufnahm e, zum  ande-
ren bezüglich der Perm anenz der zum indest  beschlossenen Lockerungen. 
Dabei wurde bereits nachgewiesen, dass eine Unsicherheit  die wirtschaft li-
che Entwicklung, insbesondere die I nvest it ionstät igkeit ,  schwächt .51 Neben 
den unabhängig von der Corona-Krise ohnehin im  Tagesgeschäft  bestehen-
den Unsicherheiten (z.B. dem  Fachkräftem angel)  kom m t nunm ehr ein wei-
terer Unsicherheitstatbestand hinzu. 
 
a)  W eiterhin geringerer Um satz bei zusätzlichen I nvest it ionen 

 
Bet r iebe, die von den Corona-Verordnungen direkt  bet roffen waren und 
nunm ehr wieder öffnen dürfen, m üssen hierfür zahlreiche Hygienevorschrif-
ten einhalten. Diese Auflagen führen nicht  nur zu unvorhergesehenen I n-
vest it ionen, die in einer angespannten finanziellen Situat ion die Unterneh-
m en zusätzlich unter Druck setzen. Sie verr ingern gleicherm aßen die Rück-
kehr zur Norm alität , da die Unternehm en in dieser Zeit  aufgrund der Ab-
standsregelungen52 etwa nur einen geringeren Um satz erwirtschaften kön-
nen. Mitunter führen die Auflagen ( insbesondere die Abstandsregelungen)  

                                                            
50  Einer Studie zufolge können nur leichte, stufenweise Lockerungsm aßnahm en wirt -

schaft liche Kosten reduzieren, ohne dabei gleichzeit ig m edizinische Ziele zu bedrohen, 
s. dazu Dorn et  al.,  Das gemeinsame I nteresse von Gesundheit  und Wirtschaft :  Eine 
Szenarienrechnung zur Eindäm m ung der Corona-Pandem ie, ifo Schnelldienst  digital 
6/ 2020, 13.05.2020, S. 8, abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ DocDL/ sd-2020-digital-
06- ifo-helmholtz-wirtschaft -gesundheit -corona_1.pdf. 

51  Gröm ling/ Mat thes,  Unsicherheit  der Unternehmen lähm t  Konjunktur, Wirtschaftsdienst  
2019, 855, 862. 

52  S. z.B. den SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard für das Friseurhandwerk, abrufbar un-
ter:  ht tps: / / www.bgw-online.de/ SharedDocs/ Downloads/ DE/ Branchenart ikel/ SARS-
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sogar dazu, dass Bet r iebe nicht  m ehr rentabel geführt  werden können.53 
Einer Um frage des Hotel-  und Gast ronom ieverbandes (DEHOGA)  zufolge 
gaben gut  82 %  der befragten Bet reiber von Restaurants und Cafés an, 
aufgrund der Einschränkungen nicht  wir tschaft lich arbeiten zu können.54 De 
facto besteht  das Bet r iebsverbot  für diese Unternehm en weiter. Um  den 
Um satzrückgang beispielhaft  m it  Zahlen zu verdeut lichen, soll auf die glei-
che Um frage zurückgegriffen werden. Dabei gaben knapp 32 %  der Befrag-
ten an, nur einen Um satz zwischen 25 und 50 %  im  Vergleich zum  Vorjahr 
erwirtschaften zu können, knapp 30 %  der Bet r iebe können überdies nur 
einen Um satz zwischen 10 und 25 %  erzielen und bei rund 17 %  lag dieser 
sogar bei weniger als 10 % .55 
 
Dieser m assive und ggf. nachhalt ige Um satzrückgang result iert  auch aus 
der reduzierten Kaufkraft  der Verbraucher. Bereits jetzt  zeigt  sich ein au-
ßerordent lich hoher Anst ieg an Arbeitslosigkeit .  Zwischen März und April 
erhöhte sich die Anzahl der Erwerbslosen um  308.000 auf insgesam t  
2.644.000, im  Mai und Juni war ein weiterer Zuwachs auf zunächst  
2.813.000 und später 2.853.000 Erwerbslose zu verzeichnen.56 Hinzu 
kom m t der geringere Verdienst  infolge der Kurzarbeit . Es ist  zu erwarten, 
dass der Sozialkonsum  sowie die Nachfrage nach personenbezogenen 
Dienst leistungen auch in dieser Phase im  Vergleich zu Vorkr isenzeiten wei-
ter rückläufig sind. Das sog. Verbrauchervert rauen, die Kauflaune der Men-
schen, m uss erst  wiederhergestellt  werden. So steigt  zwar das Konsum -
klim a, es bleibt  aber auch im  Juni auf einem  niedrigen Wert , dem  drit tnied-
r igsten seit  Durchführung der Befragung.57 Auch die bereits angesprochene 

                                                            
CoV-2-Arbeitsschutzstandard-Friseurhandwerk_Download.pdf?__blob= publicat ion-
File. 

53  Herz,  Warum  Restaurants weiter Verlust  m achen, Tagesschau.de vom  29.05.2020, 
abrufbar unter:  ht tps: / / www.tagesschau.de/ inland/ corona- restaurants-105.htm l. 

54  DEHOGA, Neustart  in der Gast ronom ie m it  großen Sorgen:  DEHOGA-Umfrage bestät igt  
dramat ische Lage der heim ischen Restaurants, 29.05.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.dehoga-bundesverband.de/ presse-news/ pressem it teilungen/ detail/  
news/ neustart - in-der-gast ronom ie-m it -grossen-sorgen-dehoga-umfrage-bestaet igt -
dramat ische- lage-der-heim ischen- restaurants/ ?tx_news_pi1% 5Bcontroller% 5D=  
News&tx_news_pi1% 5Bact ion% 5D= detail&cHash= ea7d554859f9184a7ba1a37 
6897f0856. Befragungszeit raum  war der 22. bis 25.05.2020. 

55  Ebd. 
56  Arbeitsagentur für Arbeit , Entwicklung des Arbeitsmarkts 2020 in Deutschland, 

04.2020, 05.2020 sowie 06.2020, alle abrufbar unter:  ht tps: / / www.arbeitsagentur.de/  
news/ arbeitsm arkt -2020. S. zu den verschiedenen Gründen Beeger ,  Warum  die Ar-
beitslosigkeit  steigt , FAZ vom  04.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.faz.net /  
aktuell/ wirtschaft / corona-krise-warum-die-arbeitslosigkeit - in-deutschland-steigt -
16753941.htm l. Allerdings wird vermutet , dass die Arbeitslosigkeit  m it  der Erholung 
der Wirtschaft  von der Corona-Krise langsam zurückgehen wird (branchenabhängig) , 
grundsätzlich sei der Arbeitsmarkt  robust , s. Weber et  al. ,  I AB-Kurzbericht  7/ 2020, 
20.03.2020, S. 4 ff. ,  abrufbar unter:  ht tp: / / doku.iab.de/ kurzber/ 2020/ kb0720.pdf. 

57  GfK, Konsumklima erholt  sich weiter – Verbraucher erwachen aus Schockstarre, 
25.06.2020, abrufbar s. o. Fn. 31. 
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Angst  eines Arbeitsplatzverlustes kann zu einem  erhöhten Vorsichtssparen 
führen.58 Rund 35 %  der Kurzarbeiter erachten beispielsweise ein Arbeits-
losigkeitsr isiko für m äßig bis ziem lich/ sehr wahrscheinlich.59 Dabei sind 
auch die Aussichten auf einen neuen Job get rübt , denn infolge der Krise 
werden weniger Stellen ausgeschrieben, sodass sich die Suche eines neuen 
Arbeitsplatzes hinziehen kann. Die finanziellen Sorgen der Bürger zeigen 
sich in einer GfK-Studie, der zufolge rund ein Viertel der Befragten auf ihren 
Urlaub verzichten will und ein Drit tel zukünft ig weniger Geld für den Kauf 
langlebiger Produkte (Möbel, Autos etc.)  ausgeben wird.60  
 
Hem m ender Faktor bezogen auf Einkäufe vor Ort , ist  zudem  weiterhin die 
Befürchtung, sich in den Fußgängerzonen, Einkaufszent ren etc. m it  dem  
Virus zu infizieren. Denn die Atem wegserkrankung kann sym ptom los ver-
laufen, sodass die tatsächliche Verbreitung des Virus in Deutschland unbe-
kannt  ist . Auch das „Einkaufserlebnis“  ist  eingeschränkt , solange eine Pflicht  
zum  Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht . I nfolgedessen werden 
der verschiebbare Konsum  bzw. pr ivate I nvest it ionen auch künft ig hinaus-
gezögert  oder soweit  m öglich weiter ins I nternet  verlagert .  
 
b)  Gefahr der Rücknahm e der Lockerungen 

 
Zugleich droht  aktuell j ederzeit  eine Rücknahm e der beschlossenen Locke-
rungen. Bund und Länder einigten sich auf eine Obergrenze von Neuinfek-
t ionen. Bei m ehr als 50 Neuinfekt ionen pro 100.000 Einwohner innerhalb 
von sieben Tagen sind um gehend regionale Beschränkungen zu t reffen.61 
Dabei gelten auf Länderebene zum  Teil Sonderregelungen. Bayern etwa hat  
diese Grenze auf 35 Neuinfekt ionen herabgesetzt .62 I n Sachsen wiederum  
greift  ein Stufenkonzept , ab 20 Neuinfekt ionen wird ein Vorwarnsystem  
ausgelöst , ab 35 Neuinfekt ionen greifen erste Einschränkungen und bei den 
besagten 50 Neuinfekt ionen ist  der „absolute Ernst fall erreicht “ .63  
 
                                                            
58  Bofinger et  al.  (o. Fn. 5) , S. 8. Zur Sorge um den Arbeitsplatzverlust  ebenso wie zu 

den finanziellen Sorgen s. Bünning/ Hipp/ Munnes (o. Fn. 34) , S. 10 ff. 
59  Möhring et  al. , Mannheimer Corona Studie:  Schwerpunktbericht  zum subjekt iven Ar-

beitslosigkeitsr isiko der Beschäft igten in Deutschland, 10.06.2020, S. 8, abrufbar  
unter:  ht tps: / / www.uni-m annheim .de/ m edia/ Einr ichtungen/ gip/ Corona_Studie/ MCS_ 
Arbeitslosigkeitsr isiko_Bericht .pdf. 

60  GfK, Ein Drit tel der Deutschen will weniger ausgeben, 25.05.2020, abrufbar s. o. 
Fn. 31. 

61  Bundesregierung, Coronavirus in Deutschland, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bundes 
regierung.de/ breg-de/ themen/ coronavirus/ corona-massnahmen-1734724. 

62  Bayerische Staatsregierung, Bericht  aus der Kabinet tssitzung vom  19.05.2020, abruf-
bar unter:  ht tps: / / www.bayern.de/ bericht -aus-der-kabinet tssitzung-vom-19-m ai-
2020/ # a-5. 

63  Sächsische Staatskanzlei, Gesundheitsm inister ium  erlässt  Stufenkonzept  für Maßnah-
m en in Corona-Hotspots, 30.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / m edienservice. 
sachsen.de/ medien/ news/ 238207. 
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Nach der Um setzung der ersten Lockerungen zeigte sich ein I nfekt ionsge-
schehen vor allem  infolge von Freizeitakt ivitäten, etwa infolge des Besuches 
eines Got tesdienstes oder Restaurants bzw. der Teilnahm e an pr ivaten Fei-
ern. Als aktuelle Beispiele der konkret  drohenden Gefahr der jederzeit igen 
Rücknahm e der Lockerungen dienen die Kreise Gütersloh und Warendorf. 
Nachdem  sich das Virus unter den Angestellten eines Fleischverarbeiters 
verbreitet  hat te, zeigten sich auch im m er m ehr I nfekt ionen ohne direkten 
Bezug zur Fleischfabrik. Für diese Kreise wurde im  Zuge dessen ein erneuter 
Lockdown m it  Wirkung vom  24. Juni 2020 bis (einschließlich)  zum  30. Juni 
2020 verkündet . Er wurde für den Kreis Warendorf nicht  verlängert ,  in Be-
zug auf den Kreis Gütersloh wurde die zweite Coronaregionalverordnung 
m it  Beschluss des OVG NRW vom  6. Juli 2020 vorläufig außer Vollzug ge-
setzt .64 
 
Ohne einen wirksam en Im pfstoff oder ein Medikam ent  droht  aber stets die 
Rücknahm e von Lockerungen bzw. ein erneuter vollständiger (wenn auch 
regional begrenzter)  Lockdown. Dies ist  insbesondere der Fall,  wenn sich 
die Gefahr einer zweiten oder dr it ten I nfekt ionswelle realisiert , deren Folgen 
noch weitaus schwerwiegender als bisher sein könnten.65 Das Dam okles-
schwert  der stet igen Rücknahm e der Lockerungen schwebt  som it  m etapho-
r isch über den unternehm erischen Entscheidungen, es behindert  vor allem  
insbesondere auch die I nvest it ionsbereitschaft .  
  

                                                            
64  S. die Coronaregionalverordnung vom  23.06.2020. Für den Kreis Gütersloh wurde m it  

einer zweiten Coronaregionalverordnung vom  30.06.2020 eine Verlängerung der Re-
gelungen vorerst  bis zum 07.07.2020 beschlossen. I n einem  einstweiligen Rechts-
schutzverfahren hat  das OVG NRW den Eilant rag gegen die erste Coronaregionalver-
ordnung abgelehnt , s. Beschluss vom  29.06.2020 Az.:  13 B 911/ 20.NE. Ein Eilant rag 
gegen die zweite Coronaregionalverordnung war erfolgreich. Das OVG NRW ist  der 
Ansicht , dass die Verordnung voraussicht lich rechtswidrig ist , da es nicht  m it  dem  Ver-
hältnism äßigkeitsgrundsatz sowie dem Gleichbehandlungsgrundsatz zu vereinbaren 
ist , dass sich der Geltungsbereich auf den gesam ten Kreis erst reckt , s. Beschluss vom  
06.07.2020 Az.:  13 B 940/ 20.NE. Die Landesregierung plant  keine weiteren Eindäm-
m ungsm aßnahm en. 

65  NDR.de, UKE befürchtet  zweite Corona- I nfekt ionswelle im  Herbst , 22.04.2020, abruf-
bar unter:  ht tps: / / www.ndr.de/ nachrichten/ ham burg/ UKE-befuerchtet -zweite-Corona 
- I nfekt ionswelle- im -Herbst ,uke602.htm l;  Seidler ,  Was eine zweite Welle so gefährlich 
m acht , SPIEGEL Wissenschaft  vom 24.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spie 
gel.de/ wissenschaft / corona-krise-was-eine-zweite-welle-so-gefaehrlich-macht -a-da8 
a9f8-9b83-4577-bf45-c9a53424661d. Etwas aufatmen lässt  hingegen ein I nterview 
m it  dem Virologen Christ ian Drosten,  der auf neue Erkenntnisse im  Rahm en der Virus-
verbreitung hinweist , s. SPI EGEL Wissenschaft , "Vielleicht  entgehen wir einem zweiten 
Shutdown", 29.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/ wissenschaft /  
m edizin/ virologe-christ ian-drosten-vielleicht -entgehen-wir-einem -zweiten-shutdown-
a-71724496-a9b5-4a26-aa1d-ecdf866c7f4e?d= 1590724891&sara_ecid= soci_upd_ 
wbMbjhOSvViI Sjc8RPU89NcCvt lFcJ. 
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I V. Ausgew ählte I nst rum ente zur Unterstützung der W irtschaft  

 

1 . I nst rum ente auf nat ionaler  Ebene 

 
Dem  Staat  oblag es aufgrund der vielfält igen Einschränkungen der Wirt -
schaft  daher, hierauf m it  verschiedenen Hilfsinst rum enten zu reagieren. Der 
Gedanke einer „ reinigenden Kraft  der Kr ise“  – Aufgabe bzw. Liquidat ion 
ineffizienter Bet r iebe infolge der Pandem ie – wäre dabei vorschnell,  denn 
die Folgen der Kr ise, seien sie direkt  oder indirekt , bet reffen unverschuldet  
auch erfolgreiche und finanziell solide Unternehm en.66 
 
Wirtschafts-  und finanzpolit isches Ziel der I nst rum ente ist  es, die Unterneh-
m en m it tels Anpassung der Regelungen zur Kurzarbeit , Liquiditätshilfen, 
Garant ien und Eigenkapitalhilfen zu stabilisieren. Es handelt  sich hier um  
Antworten ähnlich wie in der Finanzkrise 2008/ 2009, bei der die get roffenen 
Maßnahm en in der Gesam theit  als Erfolg verzeichnet  werden konnten.67 
Dabei sind die Finanzkrise und die Corona-Krise nicht  unm it telbar vergleich-
bar, aus Ersterer result ierte lediglich ein Angebotsschock, während Letztere 
(sam t  der staat lichen Maßnahm en)  einen sim ultanen Nachfrage-  sowie An-
gebotsschock bewirkte.68 Dies beschränkte den Staat  in der ersten Phase 
der Krise m assiv in seinen Handlungsinst rum enten, denn nachfrageanrei-
zende Maßnahm en während des Lockdown wären kont raprodukt iv zu den 
Corona-Verordnungen gewesen, diese konnten folglich erst  in der Phase der 
zunehm enden Lockerungen einsetzen. Darüber hinaus ist  der Staat  in sei-
nen Maßnahm en insofern begrenzt , als er sinnvolle Anreize zu setzten hat , 
um  begonnene Prozesse im  Zuge eines stärkeren Klim aschutzes nicht  zu 
konterkarieren bzw. erheblich zu erschweren. Es hat  sich bereits heraus-
kr istallisiert , dass die Corona-Krise besonders der deutschen Autom obilin-
dust r ie, der Schlüsselindust r ie der deutschen Wirtschaft , zu schaffen m acht . 
Schnell wurden Rufe nach einer Neuauflage der Um weltpräm ie aus dem  

                                                            
66  Dem ary/ Beznoska/ Bardt ,  I W-Kurzbericht  37/ 2020, S. 1, 02.04.2020, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.iwkoeln.de/ fileadm in/ user_upload/ Studien/ Kurzberichte/ PDF/ 2020/ IW-
Kurzbericht_2020_Stabilisierung_Unternehmenssektor.pdf. 

67  S. zu den Maßnahmen während der Finanzkrise Holtem öller et  al.,  I WH Online 
Nr. 4/ 2015, 2015, S. 29 ff.,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.econstor.eu/ bitst ream /  
10419/ 142205/ 1/ io_2015-04.pdf.  

68  Daneben ist  quant itat iv die Dim ension der bet roffenen wirtschaft lichen Bereiche nicht  
vergleichbar. Anders als in der Finanzkrise, bei der hauptsächlich die I ndust r ie bet rof-
fen war (s.  Bardt / Hüther ,  I W-Kurzbericht  Nr. 31/ 2020, 26.03.2020, S. 2, abrufbar un-
ter:  ht tps: / / www.iwkoeln.de/ fileadm in/ user_upload/ Studien/ Kurzberichte/ PDF/ 2020/  
I W-Kurzbericht_2020_Corona_stoppt_VWL.pdf) , wirkt  sich die Corona-Pandem ie in 
vielen Wirtschaftszweigen aus (z.B. Verarbeitendes Gewerbe, Handel sowie konsum -
nahe und persönliche Dienst leistungen, s. Schrader/ Stehn/ Laaser  (o. Fn. 1) ) . 
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Jahr 2009 (sog. „Abwrackpräm ie“ )  laut69,  obwohl die „Nachhalt igkeit “  dieser 
Präm ie unter ökonom ischen sowie ökologischen Gesichtspunkten im  Nach-
hinein scharf kr it isiert  wurde.70 
 
a)  Vert ragsrecht liche Regelungen 

 
Eine Erleichterung des Staates im  Hinblick auf die wirtschaft liche Situat ion 
der Bet r iebe während der aktuellen Krise bestand z.B. darin, zeitweise den 
Kündigungsschutz im  Rahm en von Miet -  und Pachtverhältnissen auszuwei-
ten. Außerdem  wurde den Kleinstunternehm en71 tem porär ein Leistungs-
verweigerungsrecht  in Bezug auf alle wesent lichen Dauerschuldverhältnisse 
eröffnet . Zuletzt  wurde auch eine Gutscheinlösung für Veranstalter von Mu-
sik- , Kultur- , Sport -  oder sonst igen Freizeitveranstaltungen im plem en-
t iert .72 Hier in ist  dennoch lediglich eine Erleichterung auf der „ zeit lichen 
Ebene“  zu sehen. 
 
b)  Kurzarbeit  

 
Ein wicht iges I nst rum ent  zur Reduzierung der Fixkosten ist  in der Möglich-
keit  des Kurzarbeitergeldes zu sehen. I n Zeiten von Corona wurden die Rah-
m enbedingungen zugunsten der Unternehm er verbessert . So wurde etwa 
die Absenkung der Anforderungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
beschlossen. Auch erhält  der Arbeitgeber eine vollständige Erstat tung der 
gezahlten Sozialversicherungsbeit räge. Dadurch m üssen in der Rezessions-
phase weniger Mitarbeiter ent lassen werden, die in der folgenden Auf-
schwungphase ohne Zeitverzug direkt  zur Verfügung stehen.73 Der Unter-

                                                            
69  Lam parter ,  Eine Abwrackpräm ie für die Wirtschaft  oder Hilfe für die Umwelt?, Zeit  

Online vom  21.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.zeit .de/ mobilitaet / 2020-04/  
autobranche-abwrackpraem ie-coronavirus- rezession-konsum .  

70  Seiwert ,  Erschreckende Bilanz der Autoverschrot tung, WirtschaftsWoche vom 
16.10.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.wiwo.de/ unternehmen/ abwrackpraem ie-  
erschreckende-bilanz-der-autoverschrot tung/ 5707118.htm l. 

71  Kleinstunternehm en i.S.d. Em pfehlung 2003/ 361/ EG der Kommission vom 
06.05.2003, Abl. L 124/ 36, sind gemäß Anhang Art ikel 2 I I I  Unternehmen, die weniger 
als 10 Personen beschäft igen und deren Jahresum satz bzw. Jahresbilanz 2 Mio. Euro 
nicht  überschreitet .  

72  Verfassungsrecht liche Bedenken äußert  Eibenstein,  Verfassungswidrigkeit  der „Gut -
scheinlösung“  im  Veranstaltungsvert ragsrecht , Zum unzulässigen Eingriff in die Eigen-
tumsfreiheit  und dem Verbot  rückwirkender Gesetze, COVur 2020 (Heft  5) , 249 ff. Zur 
Europarechtswidrigkeit  s. Goltz/ Kolleck-Feser ,  Zwangsdarlehen stat t  Rückerstat tung, 
Gutscheinregelung für die Veranstaltungsbranche, LTO vom  03.06.2020, abrufbar  
unter:  ht tps: / / www.lto.de/ recht / hintergruende/ h/ gutschein- loesung-event -branche-
deutschland-bundesregierung-verbraucher- recht . I nnerhalb der Reisebranche haben 
die Reisenden ein Wahlrecht  zur Akzeptanz der Gutscheine. 

73  Dem ary/ Beznoska/ Bardt  (o. Fn. 66) , S. 2;  s. auch Schulten/ Müller ,  WSI  Policy Brief 
Nr. 38, 04.2020, S. 4, abrufbar unter:  ht tps: / / www.boeckler.de/ pdf/ p_wsi_pb_ 
38_2020.pdf. 
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nehm er kann so auf I nvest it ionen für den Aufbau von Personal und be-
t r iebsspezifischem  Wissen verzichten. Bis Ende Juni wurden für m ehr als 
12 Mio. Personen Kurzarbeit  angezeigt .74 Hochrechnungen zufolge zahlte 
die Bundesagentur für Arbeit  das Kurzarbeitergeld im  März für 2,49 Mio. 
Arbeitnehm er und im  April für 6,83 Mio. Arbeitnehm er aus.75 Der Arbeit -
nehm er erhält  aufgrund der verkürzten Arbeitszeiten ein entsprechend be-
schnit tenes Einkom m en, das sich bei vollständiger Kurzarbeit  auf 
60 %  (bzw. 67 % )  des ausgefallenen pauschalierten Net toentgeltes beläuft . 
Es wird stufenweise zunächst  auf 70 %  (bzw. 77 % )  und später auf 80 %  
(bzw. 87 % )  erhöht . Dabei steht  es dem  Arbeitgeber frei, das Kurzarbeiter-
geld durch ein zusätzliches Entgelt  aufzustocken.76 Die verfügbaren Ein-
kom m en der pr ivaten Haushalte werden daher erstm als seit  der Großen 
Rezession sinken.77 Obgleich die als gering erwartete Preisinflat ion abfe-
dernd wirkt 78,  hat  die Kurzarbeit  Einfluss auf die Kaufkraft  und die Konjunk-
tur.  
 
c)  Liquiditätshilfen  

 
Als Liquiditätshilfen während der Corona-Pandem ie sind zuletzt  vor allem  
die nicht  rückzahlbaren Soforthilfen (Einm alzahlung für drei Monate von bis 
zu 15.000 Euro) 79 und die er leichterte Gewährung von KfW-Krediten (KfW-
Sonderprogram m  2020) 80 zu nennen. Die Liquidität  sichern sollen auch 
steuerrecht liche Maßnahm en (z.B. zinsfreie Stundungsm öglichkeiten be-
st im m ter Steuerarten) .81 Gleichwohl die Soforthilfen zu begrüßen sind, liegt  

                                                            
74  Bundesagentur für Arbeit , Entwicklung des Arbeitsmarkts 2020 in Deutschland, 

06.2020, abrufbar s. o. Fn. 56. 
75  Ebd. S. zu einer regionalen Verteilung der Kurzarbeit ,  ifo I nst itut , Pressem it teilung 

vom 22.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ node/ 56235. 
76  Der DGB fordert  eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Aufstockung auf 80 % , s. 

Stellungnahme vom 19.03.2020, S. 2, abrufbar unter:  ht tps: / / www.dgb.de/ download 
center/ + + co+ + 257deebe-6a86-11ea-9d63-52540088cada;  ver.di auf 90 % , s. Miete 
zahlen t rotz Corona! , abrufbar unter:  ht tps: / / nds-bremen.verdi.de/ them en/ corona 
virus-covid-19/ + + co+ + 65e77ba4-6b8b-11ea-9e08-525400f67940. Allgem ein eine 
verpflichtende Aufstockung fordernd Schulten/ Müller  (o. Fn. 73) , S. 14 f. 

77  Gem einschaftsdiagnose (o. Fn. 6) , S. 35. 
78  Ebd. S. zu aktuellen Zahlen zur I nflat ionsrate auch Stat ist isches Bundesamt , Presse-

m it teilung Nr. 239 vom  29.06.2020, abrufbar o. Fn. 8. 
79  Förderprogramm Soforthilfen – Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 des BMWi, s. zu 

den Eckpunkten auch BT-Drs. 19/ 18105;  Förderprogramm sowie Richt linie der Förde-
rung sind abrufbar unter:  ht tps: / / www.foerderdatenbank.de/ FDB/ Content / DE/ Presse 
m it teilung/ 2020/ 03/ 23-50-mrd-eur-soforthilfen- fuer-ku.htm l. 

80  BMWi/ BMF, Gemeinsame Pressem it teilung vom  23.03.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.bmwi.de/ Redakt ion/ DE/ Pressemit teilungen/ 2020/ 20200323-zusaetz 
liches-kfw-sonderprogramm-2020- fuer-die-wirtschaft -startet -heute.htm l. 

81  BMF, Steuerliche Maßnahm en zur Berücksicht igung der Auswirkungen des Corona-  
virus (COVI D-19/ SARS-CoV-2) , Schreiben vom 19.03.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.bundesfinanzm inister ium .de/ Content / DE/ Downloads/ BMF_Schreiben/  
Weitere_Steuerthemen/ Abgabenordnung/ 2020-03-19-steuerliche-m assnahm en-zur-
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der Teufel bekannt lich im  Detail.  Zum  einen ist  zu fragen, inwieweit  der 
Um fang der Soforthilfen ausreichend ausgestaltet  wurde. Eine Analyse von 
Dum m ert  et  al.  ergab, dass nur 28 %  der Kleinstbet r iebe m it  bis zu fünf Be-
schäft igten ihre laufenden Bet r iebskosten durch die Hilfe vollständig decken 
konnten.82 Nur bei 22 %  dieser Bet r iebe konnte die Hilfe die Hälfte der Kos-
ten, bei jedem  zweiten Bet r ieb hingegen weniger als die Hälfte der laufen-
den Kosten ausgleichen.83 Noch schlechter sehen die Zahlenwerte für 
Kleinstbet r iebe m it  m ehr als fünf und bis zu zehn Angestellten aus.84 Zum  
anderen wird diese Liquiditätshilfe vielen „Solo-Selbstständigen“  wenig hel-
fen. Denn diese darf nur für laufende Bet r iebskosten verwendet  werden, die 
jedoch bei dieser Berufsgruppe oft  nur im  geringen Maße anfallen. Bei einer 
Befragung unter „Solo-Selbstständigen“  gab jeder Vierte an, dass eine hohe 
Wahrscheinlichkeit  besteht , seine Selbstständigkeit  in den nächsten 
zwölf Monaten aufgeben zu m üssen.85 Begründet  liegt  dies in dem  m assiven 
Um satzrückgang.86 Etwa 60 %  der Befragten gaben an, dass der m onat liche 
Um satz im  April um  m ehr als 75 %  zurückgegangen ist , j eder Zweite konnte 
seine Tät igkeit  generell nicht  m ehr ausüben.87 Auch die Kredite sind kr it isch 
zu sehen, führen diese zu einer steigenden Verschuldung der Unternehm er, 
wodurch die Gefahr besteht , dass I nvest it ionen nach Durchlaufen der Krise 
zurückgestellt  werden, um  zunächst  die Liquiditätshilfen zurückzuzahlen.88  
 
d)  Konjunktur-  und Zukunftspaket  

 
Mit  Eint r it t  zunehm ender Lockerungen hat  sich die Bundesregierung auf ein 
teures Konjunkturpaket  verständigt , welches als Aufbruchsignal verstanden 
werden soll.  Das Gesam tvolum en von 130 Mrd. Euro wird für verschiedene 

                                                            
beruecksicht igung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob= publicat ion-
File&v= 1. S. auch die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Län-
der zu gewerbesteuerlichen Maßnahm en zur Berücksicht igung der Auswirkungen des 
Coronavirus (COVID-19/ SARS-CoV-2) , 19.03.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www. 
bundesfinanzm inister ium .de/ Content / DE/ Standardart ikel/ Them en/ Steuern/ Steuerar 
ten/ Gewerbesteuer/ 2020-03-19-gewerbesteuerliche-m assnahm en-zur-beruecksicht i 
gung-der-auswirkungen-des-coronavirus-anlage.pdf?__blob= publicat ionFile&v= 3. 

82  Dum m ert  et  al.,  Wirtschaftsförderung in Zeiten von Corona:  Potenzielle Nutzung und 
Nutzen der staat lichen Soforthilfe, 20.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.iab-  
forum.de/ wirtschaftsfoerderung- in-zeiten-von-corona-potenzielle-nutzung-und-  
nutzen-der-staat lichen-soforthilfe/ ?pdf= 16130. Dabei ist  hervorzuheben, dass sich die 
variablen Kosten infolge des Verbotes der Bet r iebsfort führung durch die Corona-Ver-
ordnungen reduziert  haben, sodass der tatsächliche Deckungsgrad anders ausfallen 
kann. 

83  Ebd. 
84  Ebd. 
85  Bertschek/ Erdsiek  (o. Fn. 25) , S. 3. Die Befragung erfolgte zwischen dem 07.04.2020 

und 04.05.2020. 
86  Ebd. 
87  Ebd. 
88  Dem ary/ Beznoska/ Bardt  (o. Fn. 66) , S. 2. 
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Maßnahm en verteilt  auf zwei Jahre ausgegeben.89 Der Bundestag hat  be-
reits die zeitweise Senkung der Mehrwertsteuer, den Fam ilienbonus sowie 
steuerliche Erleichterungen für Unternehm en beschlossen.90 Außerdem  
plant  die Bundesregierung beispielsweise Haushalte bei den St rom kosten 
zu ent lasten und eine „Sozialgarant ie 2021“  einzuführen. Beabsicht igt  sind 
hier weiterhin I nvest it ionen in den Klim aschutz und Zukunftstechnologien, 
zudem  sollen die Gem einden gestärkt  werden. Schon jetzt  ist  aber z.B. klar, 
dass die Mehrwertsteuersenkung nicht  vollständig an die Verbraucher wei-
tergegeben wird, sodass nicht  zu erwarten ist , dass diese für die Verbrau-
cher wirklich spürbar wird. Berechnungen der FDP zufolge sollen die Haus-
halte durchschnit t lich gerade einm al 30 Euro im  Monat  sparen können.91 
Für Haushalte, die infolge der Kurzarbeit  finanziell stark belastet  sind, wird 
dies nur ein kleiner Tropfen auf dem  heißen Stein sein. Für die Unternehm er 
fallen für diesen nur sehr kurzfr ist igen Zeit raum  aber etwa hohe Bürokra-
t iekosten an. Diese sollen für die Wirtschaft  insgesam t  bei fast  240.000 Euro 
liegen.92 Ähnlich wie bei der Abwrackpräm ie droht  außerdem  lediglich ein 
Vorziehen von Käufen, ein nachhalt iger Effekt  ist  fragwürdig. Auch ist  un-
klar, ob der Konsum  durch dieses I nst rum ent  tatsächlich in der Breite an-
geregt  wird, da für viele Deutsche weiterhin Zukunftsängste bestehen.  

                                                            
89  S. zum Eckpunktepapier Bundesregierung, Corona-Folgen bekäm pfen, Wohlstand  

sichern, Zukunftsfähigkeit  stärken, 03.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bundes 
finanzm inister ium .de/ Content / DE/ Standardart ikel/ Themen/ Schlaglichter/ Konjunktur 
paket / 2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob= publicat ionFile. Eine Abwrackpräm ie 
ist  darin nicht  enthalten. Die Reakt ionen auf das von der Bundesregierung beschlos-
sene Konjunkturpaket  erfolgten gem ischt , s. SPI EGEL Wirtschaft , Opposit ion kr it isiert  
Corona-Konjunkturpaket , 04.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/  
wirtschaft / soziales/ coronakrise-opposit ion-kr it isiert -konjunkturpaket -der-bundes 
regierung-a- fba09e6a-ad4f-40b4-8325-002f668562f1;  Steingart ,  Nach „Wumms“  
kom m t jetzt  der Rückstoß:  Plötzlich zweifeln Experten am Ret tungsplan, Focus vom 
09.06.2020, abrufbar unter:  ht tp: / / www.focus.de/ finanzen/ boerse/ experten/ gastbei 
t rag-von-gabor-steingart -nach-wum m s-kom m t- jetzt -der- rueckstoss-ploetzlich-zwei 
feln-experten-am-ret tungsplan_id_12075986.htm l. S. zu einer Bewertung im  Vorfeld 
diskut ierter Maßnahm en Bidden, Milliarden als Medizin (und ihre Nebenwirkungen) , 
SPI EGEL Wirtschaft  vom  30.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/  
wirtschaft / corona-kr ise-st reit -um -konjunkturhilfen-m illiarden-als-m edizin-und- ihre-
nebenwirkungen-a-6d093fa3-7e51-4e32-8f0f-e7c808a102c1?d= 1590831049&sara_ 
ecid= soci_upd_wbMbjhOSvViI Sjc8RPU89NcCvt lFcJv;  Krebs,  Was taugt  das Corona-
Konjunkturpaket?, Makronom  vom  04.06.2020, abrufbar unter:  ht tp: / / makronom.de/  
was- taugt -das-corona-konjunkturpaket -36177. Zu weiteren Vorschlägen Belitz et  al., 
DI W Wochenbericht  24/ 2020, S. 442 ff.,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.diw.de/  
docum ents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.791557.de/ 20-24-5.pdf. 

90  S. zu den beschlossenen Änderungen BT-Drs. 19/ 20332. 
91  FDP, Aus dem 'Wumms' wird ein St rohfeuer, 29.06.2020, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.fdp.de/ _aus-dem -wum m s-wird-ein-st rohfeuer. 
92  Greive,  Fast  250 Millionen Euro Bürokrat iekosten für Wirtschaft  durch Konjunkturpa-

ket , Handelsblat t  vom 22.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.handelsblat t .com /  
polit ik/ internat ional/ coronakrise- fast -250-m illionen-euro-buerokrat iekosten- fuer-
wirtschaft -durch-konjunkturpaket / 25938676.htm l?t icket= ST-5258651-q3h7NhMD0T 
qfpsvhU95S-ap3. 
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I n den kom m enden Zeiten hat  die besondere fiskalische Beanspruchung 
während der Krise m assiv an Beachtung zu finden, eine Sanierung der öf-
fent lichen Haushalte hat  in der Post -Corona-Phase in den Fokus zu rücken.93 
Dies gilt  gerade auch, weil die Steuereinnahm en für das Jahr 2020 m assiv 
zurückgehen werden. Schätzungen zufolge sollen sich die Einnahm en auf 
264,78 Mrd. Euro belaufen, das sind knapp 61,02 Mrd. Euro weniger als 
noch im  Jahr zuvor.94 Außerdem  hat  der Bundestag zuletzt  den zweiten 
Nacht ragshaushalt  beschlossen, sodass sich die Verschuldung für das Jahr 
2020 auf fast  218 Mrd. Euro beläuft . Der zweite Nacht ragshaushalt  ist  je-
doch verfassungsrecht lichen Bedenken ausgesetzt .95 Es ist  zu erwarten, 
dass diese Them at ik auch den anstehenden Wahlkam pf zum  Deutschen 
Bundestag im  nächsten Jahr dom inieren wird. 
 
Auch auf Länderebene gibt  es entsprechende Best rebungen, ein Konjunk-
turpaket  aufzulegen, so hat  sich das Kabinet t  in Sachsen Ende Juni auf das 
Corona- I m pulspaket  „Sachsen startet  durch“  geeinigt . Mit  dem  Program m  
soll u.a. die Unternehm ensfinanzierung gesichert , die Wet tbewerbsfähigkeit  
gestärkt , der indust r ielle nachhalt ige St rukturwandel erm öglicht  und Ar-
beitsplätze erhalten werden.96 Hierfür stellen der Bund und der Freistaat  
m ehr als 1 Mrd. Euro bereit .97 
 
2 . Aufbau- Fonds der EU  

 
Auch auf europäischer Ebene werden Wege gesucht , um  die Folgen der 
Corona-Krise zu bewält igen. So wurden z.B. bereits drei Sicherheitsnetze 
im plem ent iert , die der Unterstützung der Arbeitnehm er, der Unternehm en, 
bzw. allgem ein der Mitgliedstaaten dienen. Es handelt  sich dabei um  SURE 
(eine befr istete Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsr isi-
ken im  Not fall) ,  europaweite Garant iefonds und die Pandem ie-Krisenhilfe.98  
 

                                                            
93  Bardt / Hüther ,  Corona-Krise:  Überlegungen zur Lockerung des Lockdowns, Wirt -

schaftsdienst  2020 (Heft  4) , 277, 284. 
94  BT-Drs. 19/ 20000, S. 13. 
95  Bund der Steuerzahler Deutschland e.V., Stopp dem  2. Nacht ragshaushalt :  Bundestag 

darf dem verfassungswidrigen Etat  nicht  zust im m en! , 29.06.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.steuerzahler.de/ aktuelles/ detail/ stopp-dem -2-nacht ragshaushalt -  
bundestag-darf-dem -verfassungswidrigen-etat -nicht -zust im m en. 

96  Sächsische Staatskanzlei, Wirtschaftsm inister Dulig stellt  I mpulsprogramm vor:  »Wir 
starten einen nachhalt igen Wachstum sm otor – für einen Neustart !«, 30.06.2020, ab-
rufbar unter:  ht tps: / / www.medienservice.sachsen.de/ m edien/ news/ 238209. 

97  Ebd. 
98  S. zu näheren Angaben den Rat  der Europäischen Kommission, COVID-19:  Reakt ion 

der EU auf die wirtschaft lichen Folgen, abrufbar unter:  ht tps: / / www.consilium . 
europa.eu/ de/ policies/ coronavirus/ covid-19-econom y. 
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Höchst  um st r it ten ist  derzeit  der von der Europäischen Kom m ission entwi-
ckelte Vorschlag für die Einr ichtung eines Europäischen Aufbau-Fonds „Next  
Generat ion EU“ . Es handelt  sich hierbei um  einen ersten Kom prom issvor-
schlag, m it  dem  Ursula von der Leyen als Präsident in der Kom m ission auf 
die gem einsam e Idee von Deutschland und Frankreich sowie dem  Gegen-
entwurf der „ sparsam en Vier“ , Österreich, Dänem ark, Niederlande und 
Schweden, reagiert . Deutschland und Frankreich beabsicht igten, dass die 
EU an den Finanzm ärkten 500 Mrd. Euro aufnim m t, um  diese den Mitglied-
staaten als nicht  rückzahlbare Zuschüsse zur Verfügung zu stellen. Möglich 
wird dieses Konzept  der europäischen Schulden durch eine nahezu vollstän-
dige Kehrtwende von Angela Merkel.  Gegen diesen Vorschlag wehrten sich 
die „sparsam en Vier“  entschieden. Sie befürchteten eine „Schuldenunion 
durch die Hintertür“ , außerdem  verwiesen sie auf die infolge der Corona-
Krise bereits bestehende besondere Belastung der nat ionalen Haushalte. 
Die „sparsam en Vier“  verlangten zwingend, das Geld lediglich als Kredite 
bereitzustellen, dabei sollte die Not fallhilfe auf zwei Jahre befr istet  werden. 
Die Zahlungen sollten an verschiedene Bedingungen (z.B. an ein Bekenntnis 
zu Reform en oder der Rechtsstaat lichkeit )  geknüpft  werden.99 Das nunm ehr 
von von der Leyen vorgestellte Corona-Hilfspaket100 soll ein Volum en von 
sogar 750 Mrd. Euro um fassen, wobei 500 Mrd. Euro davon als (nicht  rück-
zahlbare)  Zuschüsse und 250 Mrd. Euro als Kredite an die Mitgliedstaaten 
fließen sollen. Zur Finanzierung dieses Paketes will die EU Anleihen an den 
Finanzm ärkten aufnehm en. Der Schuldenabbau soll sich bis 2058 erst re-
cken und belastet  so nachhalt ig zukünft ige Generat ionen. Geplant  ist , dass 
die Kredite durch die Mitgliedstaaten zurückgezahlt  werden, denen diese 
zugutekom m en. Die Zuschüsse sollen zum  einen durch eine Erhöhung der 
Eigenm it telobergrenze refinanziert  werden und zum  anderen verweist  die 
Kom m ission auf die Möglichkeit  der Erhebung von Steuern, wie etwa eine 
Digitalsteuer bzw. eine Steuer für klim aschädliche Im porte.101  
 
Den Mitgliedstaaten steht  nunm ehr eine Zeit  intensiver Verhandlungen be-
vor. Denn der Aufbau-Fonds soll spätestens im  Septem ber durch die nat io-
nalen Parlam ente verabschiedet  werden, dam it  er zeitnah der angeschlage-
nen Wirtschaft  zugutekom m en kann. Dabei zeichnen sich viele St reitpunkte 

                                                            
99  S. zu den beiden Konzepten sowie der Krit ik der „sparsamen Vier“  Deutschlandfunk, 

St reit  um  EU-Finanzhilfen in der Coronakrise, 26.05.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.deutschlandfunk.de/ m erkel-m acron-plan-und-die-sparsam en-vier-st reit  
-um -eu.2897.de.htm l?dram : art icle_id= 477423# Unterschied. 

100  S. Europäische Kommission, Europäischer Aufbauplan, abrufbar unter:  ht tps: / / ec. 
europa.eu/ info/ live-work- t ravel-eu/ health/ coronavirus- response/ recovery-plan-  
europe_de.  

101 Europäische Kom m ission, Den europäischen Aufbauplan finanzieren, 27.05.2020, ab-
rufbar unter:  ht tps: / / ec.europa.eu/ info/ sites/ info/ files/ factsheet_3_de_04.06.pdf. 
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ab.102 Zum  einen fehlt  es an einem  Konsens über das veranschlagte Volu-
m en. Während einzelne Mitgliedstaaten dieses für zu hoch erachten, em p-
finden andere das Volum en als nicht  ausreichend. Letztere – Em pfänger-
länder wie z.B. Spanien – geben etwa eine angedachte Zielgröße von 
1,5 Bill.  Euro an. Zum  anderen wird die Verschuldung der EU beanstandet , 
auch Abgeordnete der Union haben erhebliche Bedenken.103 Darüber hinaus 
ist  der Zeitpunkt  der Abt ragung der Schulden st r it t ig, denkbar ist  die Rück-
zahlung bereits m it  der nächsten Haushaltsperiode anzuvisieren oder auf 
die übernächste Periode zu verschieben. Eine weitere Kont roverse exist iert  
über die Form  der Rückzahlung der Schulden der EU. Einige Mitgliedstaaten 
sind noch zurückhaltend bei der Im plem ent ierung neuer Steuern, denn dies 
bedeutet  auch einen Machtzuwachs von Brüssel. Außerdem  konnte bisher 
keine Einigkeit  über den Verteilungsschlüssel erzielt  werden, etwa, ob die-
ser auch auf die Arbeitslosenzahlen abstellen soll.  Dabei soll der Schlüssel,  
wie er von der Europäischen Kom m ission vorgeschlagen wurde, aus deren 
Sicht  gerade geeignet  sein, die t iefer liegenden Gründe für die besondere 
Anfälligkeit  einiger Länder zu elim inieren. Für die Em pfängerländer sind vor 
allem  die Bedingungen der Kredite und Zuschüsse diskussionswürdig. Sie 
wehren sich gegen zu st r ikte Vorgaben der Mit telverwendung, während die 
Geberländer t iefgehende Renten- , Arbeitsm arkt - , Steuer-  und Just izrefor-
m en verlangen. 
 
Der Aufbauplan soll m it  dem  langfr ist igen Haushaltsplan 2021 bis 2027 ver-
knüpft  werden. Dies dürfte einen Konsens zusätzlich erschweren. Denn 
auch dieser Haushaltsplan birgt  einige St reitpunkte, etwa das Them a der 
Mitgliedsrabat te. Die Höhe der Zahlungen, die Deutschland zu leisten hat , 
sind derzeit  noch nicht  sicher kalkulierbar. Da Deutschland aber den höchs-
ten Finanzierungsanteil zum  EU-Haushalt  leistet , wird der deutsche Steuer-
zahler besonders stark beansprucht  werden. Dabei kom m t der Ausfall Groß-
britanniens infolge des Brexit  als Net tozahler erschwerend hinzu. Deutsch-

                                                            
102  S. zu den im  Folgenden aufgeführten St reitpunkten Riegert ,  Casino Royale:  Die Euro-

päische Union beginnt  Poker um  Corona-Fonds, DW vom 19.06.2020, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.dw.com / de/ casino- royale-die-europ% C3% A4ische-union-beginnt -poker 
-um -corona- fonds/ a-53860689;  Becker/ Müller , Ein Problem gelöst , viele neue gefun-
den, SPI EGEL Polit ik  vom 19.06.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.spiegel.de/  
polit ik/ deutschland/ eu-videogipfel-zum-corona-hilfspaket -ein-problem -geloest -viele-
neue-gefunden-a-c2404db4-a984-418b-845a-edb0101cee20. S. zu einer kr it ischen 
Auseinandersetzung m it  dem Aufbau-Fonds in der derzeit  geplanten Form  die Studie 
von Heinemann,  „Next  Generat ion EU“  und das drohende Risiko einer verpassten eu-
ropäischen Chance, 06.07.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.insm.de/ fileadm in/  
insm -dm s/ text / publikat ionen/ studien/ 200707_I NSM_Studie_Heinem ann_European-
RecoveryFund.pdf. 

103  Reuters, EU-Lob für Merkel/ Macron-Vorstoß – Unionsfrakt ion gespalten, 19.05.2020, 
abrufbar unter:  ht tps: / / de.reuters.com / art icle/ deutschland- frankreich-union- idDEKBN 
22V13G.  
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lands Anteil am  langfr ist igen EU-Haushalt  2014 bis 2020 lag bei durch-
schnit t lich rund 21 % .104 Wenig überraschend erfolgte daher bereits deut li-
che Krit ik vom  Bund der Steuerzahler Deutschland e.V.105 Dabei nahm  
Deutschland, wie bereits aufgezeigt , selbst  Rekordschulden für das Jahr 
2020 auf, um  u.a. die nat ionale Wirtschaft  zu unterstützen. Es bleibt  das 
konkrete Ergebnis der Verhandlungen abzuwarten. Dies wird Deutschland 
letzt lich jedenfalls in seinem  zukünft igen Handlungsspielraum , gerade auch 
bei der Bewält igung von Krisen, erheblich beschränken. 
  

                                                            
104  Auswärt iges Am t , Mehrjähriger Finanzrahm en (MFR)  und der Haushalt  der EU, 

20.02.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.auswaert iges-am t .de/ de/ aussenpolit ik/  
europa/ wisofin/ finanzrahm en/ m ehrjaehriger- finanzrahm en/ 210030. 

105  Handelsblat t , Steuerzahlerbund krit isiert  von der Leyens 750-Milliarden-Paket  scharf, 
29.05.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.handelsblat t .com / polit ik/ deutschland/  
corona-aufbauplan-steuerzahlerbund-krit isiert - von-der- leyens-750-m illiarden-paket -
scharf/ 25867742.htm l?t icket= ST-6917102-gn2j9lSJroxI uVPZ9ajc-ap5. 
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V. Beurteilung der Maßnahm en 

 
Der Staat  hat  in seiner begrenzten Auswahlm öglichkeit  v ielfält ige, sinnvoll 
erscheinende I nst rum entarien zur Unterstützung der Wirtschaft  im plem en-
t iert . Deren Wirksam keit  lässt  sich jedoch – wenn dies auch eine nur unbe-
fr iedigende Antwort  ist  – gegenwärt ig, m it ten in der Krise (zum indest  wirt -
schaft lich gesehen) , nicht  abschließend evaluieren. Denn verschiedene 
Problem punkte beeint rächt igen eine Analyse, so etwa der Faktor Zeit  (z.B. 
Dauer der Einschränkungen durch Hygienem aßnahm en) . Daneben kann für 
die Beurteilung nicht  auf die Anzahl der I nsolvenzen zurückgegriffen wer-
den, denn derzeit  wurde die I nsolvenzant ragsfr ist  vorübergehend ausge-
setzt . Auch kann erst  in Zukunft  evaluiert  werden, inwiefern die staat lichen 
Maßnahm en zu einer Prolongat ion der wirtschaft lichen Schieflage der Un-
ternehm en führen, etwa durch die Vergabe von Krediten. Es bleibt  zudem  
die Wirksam keit  der Soforthilfen abzuwarten. Ferner hat  das Verbraucher-
verhalten einen wesent lichen Einfluss, es wird sich zeigen, welchen Erfolg 
das Konjunkturprogram m  für sich beanspruchen kann. Diffizil an einer Un-
tersuchung ist  zudem , dass die tatsächlichen Folgen aufgrund der besonde-
ren Breitenwirkung und Wechselwirkungen schwerlich genau abgebildet  
werden können. Unklar ist  weiterhin, inwiefern die Wirtschaftskr ise zu einer 
neuen Bankenkrise führt .106 
 
Eine „erodierende“  Wirkung der Corona-Krise auf die deutsche Wirtschaft  
kann danach letzt lich nicht  ernsthaft  in Zweifel gezogen werden, deren kon-
kreter Um fang bzw. „Nachhalt igkeit “  lassen sich aber gegenwärt ig noch 
nicht  beurteilen. Aktuelle Prognosen, die jedoch einer stet igen Korrektur 
unter liegen sowie angesichts der bestehenden Unsicherheiten m it  äußerster 
Vorsicht  zu genießen sind, gehen davon aus, dass erst  im  Laufe des Jahres 
2021 bzw. Anfang 2022 der Stand der wirtschaft lichen Leistung aus dem  
Jahr 2019 wieder erreicht  wird.107 Dabei wird die Erholung der deutschen 
Wirtschaft  auch von der europäischen bzw. weltweiten Entwicklung abhän-
gen. Daher ist  auch die konkrete Ausgestaltung des Aufbau-Fonds der Eu-
ropäischen Kom m ission „Next  Generat ion EU“  m it  Spannung zu erwarten. 

                                                            
106  Dies prognost iziert  z.B. das Leibniz- I nst itut  für Wirtschaftsforschung Halle, Pressem it -

teilung vom  06.07.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.iwh-halle.de/ nc/ presse/ presse 
m it teilungen/ detail/ iwh-warnt -vor-neuer-bankenkrise. 

107  Sachverständigenrat  (o. Fn. 6) ;  Gemeinschaftsdiagnose (o. Fn. 6) , S. 10;  ifo I nst itut , 
Pressem it teilung vom 01.07.2020 (o. Fn. 6) ;  BMWi, Schlaglichter der Wirtschaftspoli-
t ik, 29.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bmwi.de/ Redakt ion/ DE/ Schlaglichter-
der-Wirtschaftspolit ik/ 2020/ 05/ onlinemagazin-schlaglichter-05-20.htm l?cm s_text I d 
= 1765994. 
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C.  Soziale Folgen der Corona- Krise ( Jürgens)  
 
 
I .  Einleitung 

 
Ab Mit te März wurde durch verschiedene Maßnahm enpakete von Bund und 
Ländern der sog. Lockdown in Deutschland eingeleitet . Ziel war es, die wei-
tere Verbreitung von SARS-CoV-2 bzw. das m it  der I nfekt ion verbundene 
Krankheitsbild COVID-19 einzudäm m en. Neben den virologisch und epide-
m iologisch begründbaren Folgen hat te und hat  der Lockdown weit reichende 
Konsequenzen für das soziale und ökonom ische Leben. Dem entsprechend 
befassen sich verschiedene wissenschaft liche Disziplinen m it  den für sie je-
weils relevanten I m plikat ionen. I nnerhalb der Ökonom ie besteht  Konsens 
darüber, dass Pandem ie und Lockdown schwere wirtschaft liche Konsequen-
zen m it  sich bringen werden. Allerdings werden durchaus unterschiedliche 
Szenarien diskut iert . I n der Soziologie wird zurzeit  prom inent  die Bedeutung 
sozialer Ungleichheit  als Katalysator für Ansteckungsrisiken, aber auch als 
Folgeprodukt  des Lockdowns them at isiert ;  dabei wird davon ausgegangen, 
dass die Pandem ie die soziale Ungleichheit  in Deutschland deut lich ver-
schärfen wird. I m  Folgenden werden die wicht igsten Befunde ausschließlich 
zu den sozialen Im plikat ionen der Pandem ie dargestellt ,  sofern sie insbe-
sondere Aspekte der sozialen Ungleichheit  bet reffen. 
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I I .  Soziale Folgen der Pandem ie 

 
Wie eingangs ausgeführt , berühren die Pandem ie selbst  sowie die Maßnah-
m en ihrer Bewält igung das soziale Leben in Deutschland bet rächt lich. Fol-
gericht ig haben sich auch die Sozialwissenschaften m it  den diesbezüglichen 
Auswirkungen der Pandem ie befasst :  So hat  jüngst  Karl Ulr ich Mayer  in ei-
nem  I m pulsreferat  eine Soziologie der Pandem ie vorgeschlagen und ihre 
jeweils relevanten I nst rum ente benannt .1 Von diesen, von ihm  benannten 
I nst rum enten, ist  für die folgende Darstellung besonders die Sozialepidem i-
ologie von Bedeutung, die die jeweiligen sozialen Kontexte bei I nfekt ion, 
Krankheitsverlauf und Genesung bet rachtet , sowie die Sozialst rukturana-
lyse, insofern die Folgen der Pandem ie Aspekte sozialer Ungleichheit  berüh-
ren. 
 
Wie stellen sich also nun die bisherigen Befunde hinsicht lich der sozialen 
Kontexte bei einer m öglichen I nfekt ion m it  SARS-CoV-2 dar? So ist  bereits 
die Möglichkeit , best im m te Ansteckungsszenarien zu verm eiden bzw. um -
gekehrt  ihnen ausgesetzt  zu werden, in der Bevölkerung ungleich verteilt :  
Laut  einer Analyse des DIW Berlin können Erwerbstät ige in höheren Ein-
kom m enslagen oder m it  höheren Bildungsabschlüssen häufiger Hom eoffice 
wahrnehm en, da ihre Tät igkeiten sich besonders zur Digitalisierung eignen 
bzw. die Bet roffenen über m ehr Ressourcen verfügen, sich überhaupt  ein 
Hom eoffice einzurichten – was den Um kehrschluss nahelegt , dass Erwerbs-
tät ige in unteren Einkom m ens-  oder Bildungslagen räum lich m obiler sein 
m üssen und daher häufiger Ansteckungsrisiken ausgesetzt  sind (dies ent -
spricht  z.B. auch den Befunden der Mannheim er Corona-Studie) .2 Kom ple-
m entär hierzu sind die Befunde der WZB-Erhebung, in der ebenfalls nach-
gewiesen wird, dass insbesondere Erwerbstät ige m it  Hochschulabschluss 
vom  Hom eoffice Gebrauch m achen, da sich ihre Tät igkeiten eher hierfür  
eignen und ihre Gestaltungsspielräum e bei den täglichen Arbeitsabläufen 
höher sind;  darüber hinaus arbeiten auch Personen m it  subjekt iv geringem  
Einkom m en seltener vom  Hom eoffice aus.3 Auch Mayer  hat te darauf hinge-
wiesen, dass einkom m ensschwächere Personen räum lich m obiler sind als 

                                                            
1  Mayer  (2020) :  Soziologie der Pandem ie, Podcast , Soziologische Perspekt iven auf die 

Corona-Krise, WZB Berlin, abrufbar unter:  ht tps: / / coronasoziologie.blog.wzb.eu/  
podlove/ file/ 4/ s/ webplayer/ c/ episode/ cosoz1-m ayer.m 4a. 

2  Schröder et  al. (2020) :  Erwerbstät ige sind vor dem Covid-19-Virus nicht  alle gleich, 
SOEPpapers on Mult idisciplinary Panel Data Research 1080, S. 9 f. ,  abrufbar unter:  
ht tp: / / www.diw.de/ documents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.789529.de/ diw_sp 
1080.pdf;  Möhring et  al. (2020) :  Die Mannheimer Corona-Studie:  Schwerpunktbericht  
zu Erwerbstät igkeit  und Kinderbet reuung, S. 7 ff.,  abrufbar unter:  ht tps: / / www.uni-
m annheim .de/ m edia/ Einr ichtungen/ gip/ Corona_Studie/ 2020-04-05_Schwerpunkt  
bericht_Erwerbstaet igkeit_und_Kinderbet reuung.pdf.  

3  Bünning/ Hipp/ Munnes (2020) :  Erwerbsarbeit  in Zeiten von Corona, WZB Ergebnisbe-
r icht , S. 9, abrufbar unter:  ht tp: / / hdl.handle.net / 10419/ 216101. 
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einkom m ensstärkere und daher m it  einer höheren Kontakthäufigkeit  kon-
front iert  werden4,  m it  den sich m öglicherweise daraus ergebenden I nfekt i-
onsszenarien. Korrespondierend m it  diesen Befunden konnten hinsicht lich 
des Risikos der räum lichen Mobilität  Mense und Michelsen em pir isch nach-
weisen, dass insbesondere zu Beginn der Pandem ie die I nfekt ionsdynam ik 
in Regionen m it  hohen Pendelverflechtungen höher war, wobei die Autoren 
darauf hinweisen, dass insbesondere arbeitsbedingte Pendlerbewegungen 
relevant  sind, da am  Arbeitsplatz die Kontakte dichter und nachhalt iger sind 
als beispielsweise beim  Einkaufen in der Folge des Pendelns in jeweilige 
Zent ren m it  entsprechendem  Warenangebot .5 Abschließend lässt  sich noch 
hinzufügen, dass generell best im m te berufliche Tät igkeiten m it  einem  hö-
heren I nfekt ionsrisiko einhergehen als andere, je nach Personendichte und 
-durchsatz in der direkten Arbeitsum gebung.6 
 
Hinsicht lich des Krankheitsverlaufs selbst  ist  das Risiko, dass es bei einer 
I nfekt ion zu einem  schweren Verlauf kom m t, nicht  gleichm äßig über die 
infizierten bzw. erkrankten Personen verteilt :  Schwere Krankheitsverläufe 
sind im  höheren Lebensalter und insbesondere bei best im m ten Vorerkran-
kungen wahrscheinlicher;  diese Vorerkrankungen st reuen ihrerseits nicht  
zufällig über die Bevölkerung, sondern t reten bei Personen m it  geringer Bil-
dung und best im m ten, vorangegangenen körperlich belastenden Berufstä-
t igkeiten7 sowie auch generell bei Personen in Arm utslagen häufiger auf.8 
 
Was den weiteren Krankheitsverlauf bzw. die Genesung anbelangt , ist  
schließlich aus der Sozialepidem iologie der posit ive Effekt  sozialer Unter-
stützung vor dem  Hintergrund ausreichenden Sozialkapitals bekannt9 (al-
lerdings gibt  es hinsicht lich COVID-19 hierzu noch keine Befunde) :  Dies dis-

                                                            
4  Mayer  (2020) , s. o. Fn. 1. 
5  Mense/ Michelsen (2020) :  Pendlerverflechtungen haben starken Einfluss auf die  

Verbreitung des Corona-Virus, DI W aktuell Nr. 43, S. 4 ff.,  abrufbar unter:  
ht tps: / / www.diw.de/ docum ents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.790246.de/ diw_aktuell_ 
43.pdf. 

6  Angerer/ Kaifie-Pechm ann/ Tautz (2020) :  Beschäft igte m it  erhöhtem Krankheitsr isiko, 
Kom petenznetz Public Health COVI D-19, S. 8 f., abrufbar unter:  ht tps: / / www.public-
health-covid19.de/ images/ 2020/ Ergebnisse/ Beschaft igte_m it_erhohtem_Krankheits 
r isiko_Update_V2_AKPA_Neues_markiert_OK_PA_AK_LG_finale_Version-1.pdf. 

7  Bpb (2020) :  Corona-Krise:  Was sind soziale Folgen der Pandem ie? I nterview m it   
Jan Paul Heisig vom  09.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bpb.de/ polit ik/  
innenpolit ik / coronavirus/ 307702/ soziale- folgen. 

8  DGMS (2020) :  Stellungnahm e, Bewält igung der COVI D-19 Pandem ie:  Gesundheitsr i-
siken sind sozial ungleich verteilt ! ,  S. 1, abrufbar unter:  ht tps: / / www.dgms.de/  
assets/ Uploads/ Stellungnahm e-DGMS-Covid.pdf. 

9  Mayer  (2020) , s. o. Fn. 1. 
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kut ieren Scherer und Nößler  in einem  jüngst  veröffent lichten Expertenge-
spräch10 vor dem  Hintergrund relevanter Studien, die entweder den posit i-
ven Effekt  sozialer Unterstützung auf Genesungsverläufe allgem ein doku-
m ent ieren11 oder den korrespondierenden Effekt  von sozialer I solat ion auf 
das Risiko schwerwiegender Krankheitsverläufe nachweisen; 12 beide Exper-
ten erwarten vor diesem  Hintergrund ähnliche Effekte auch bezüglich des 
Verlaufs einer COVI D-19-Erkrankung.  
 
Die bis hierher refer ierten Befunde weisen auf die soziale Selekt ivität  des 
I nfekt ionsgeschehens hinsicht lich I nfekt ionsrisiko sowie Krankheits-  und 
Genesungsverlauf hin. Wie lauten nun die bislang exist ierenden Befunde zu 
den jeweiligen sozialen Kontexten, in denen sich die Wirkungen des Lock-
downs unterschiedlich ent falten? Zuerst  einm al ist  laut  Stat ist ik der Bundes-  
agentur für Arbeit  die Arbeitslosigkeit  im  Bund von März auf April um  13 %  
auf 2.644.000 Mio. angest iegen; 13 ein Zuwachs, der hauptsächlich auf die 
Folgen der Pandem ie zurückgeführt  wird. So nahm  die saisonbereinigte Er-
werbstät igkeit  im  März ab, die Anzahl der gem eldeten neuen Stellen im  April 
ist  „ regelrecht  eingebrochen“ ;  für 10,1 Mio. Beschäft ige wurde in den Mo-
naten März und April Kurzarbeit  angezeigt , wobei das Gastgewerbe am  
stärksten bet roffen ist .14 Laut  DIW lässt  sich übergreifend beobachten, dass 
insbesondere Erwerbstät ige m it  niedr iger Bildung häufiger in Kurzarbeit  
sind;  auch der berichtete Rückgang der wöchent lichen Arbeitszeit  fällt  bei 
der Gruppe der gering Gebildeten am  stärksten aus.15 Diese Befunde kor-
respondieren m it  den Ergebnissen aus einer Befragung des WSI  der Hans-
Böckler-St iftung, der zufolge erwerbstät ige Personen m it  geringem  Einkom -
m en (oder in Bet r ieben ohne tar ifvert ragliche Anbindung)  häufiger von 

                                                            
10  Scherer/ Nößler  (2020) :  Nützlich und schädlich – die Folgen sozialer I solat ion, auch in 

Corona-Zeiten, „CoronaUpdate“ -Podcast , Ärztezeitung, online abrufbar unter:  
ht tps: / / www.aerztezeitung.de/ Nachrichten/ Nuetzlich-und-schaedlich-die-Folgen-so 
zialer- I solat ion-auch- in-Corona-Zeiten-408815.htm l. 

11  Die Diskutanten verweisen beispielsweise auf die Studie von Deja et  al.  über den Ein-
fluss sozialer Unterstützung auf den Genesungsverlauf ehemaliger Pat ient innen und 
Pat ienten m it  akutem  Lungenversagen – nicht  COVI D-19 – und anschließender post -
t raum at ischer Belastungsstörung;  s. Deja et  al.  (2006) :  Social support  during inten-
sive care unit  stay m ight  improve mental impairm ent  and consequent ly health- related 
quality of life in survivors of severe acute respiratory dist ress syndrome, Crit ical Care, 
abrufbar unter:  ht tps: / / ccforum.biom edcent ral.com / art icles/ 10.1186/ cc5070. 

12  Ein Verweis erfolgte auf Bu/ Philip/ Fancourt  über das Risiko einer Hospitalisierung we-
gen eines akuten Lungeninfektes bei sozial isolierten Alleinstehenden;  s. Bu/ Phi-
lip/ Fancourt  (2020) . 

13  Stat ist ik der Bundesagentur für Arbeit  (2020) :  Monatsbericht  zum  Arbeits-  und Aus-
bildungsmarkt  April 2020, Berichte:  Blickpunkt  Arbeitsmarkt , S. 13, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.arbeitsagentur.de/ datei/ ba146459.pdf. 

14  Ebd. 
15  Schröder  et  al.  (2020) , s. o. Fn. 2, S. 3. 
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Kurzarbeit  bet roffen und überdurchschnit t lich häufig in Bet r ieben beschäf-
t igt  sind, die keine Aufstockung anbieten.16 Wie problem at isch die Einkom -
m enseinbrüche von den Bet roffenen selbst  eingeschätzt  werden, wird in 
derselben Studie deut lich. So geben 40 %  von denjenigen Erwerbstät igen 
an, die in Kurzarbeit  ohne Aufstockung sind, ihre finanzielle Situat ion höchs-
tens drei Monate durchhalten zu können;  unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitssituat ion geben dies 32 %  aller Befragten an (wenn sie in der Situa-
t ion „Kurzarbeit  Null“  ohne Aufstockung wären) .17 Die Polit ik hat  bereits im  
Vorfeld reagiert  und eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes unter best im m -
ten Voraussetzungen beschlossen (Sozialschutz-Paket  I I ) .18 Ergänzend 
lässt  sich noch anführen, dass gering Verdienende neben der höheren Be-
t roffenheit  von Kurzarbeit  auch deut lich häufiger angeben, dass ihr Einkom -
m en bereits negat iv durch die Krise beeinflusst  wurde.19 
 
Daneben werden im  wissenschaft lichen Diskurs Frauen als überproport ional 
belastet  ident ifiziert . So sind in der Pandem ie Branchen m it  hohem  Frauen-
anteil,  wie das Gastgewerbe, stärker von Arbeitslosigkeit  und Kurzarbeit  
bet roffen;  auch unter den schwer get roffenen geringfügig Beschäft igten ist  
der Frauenanteil überproport ional hoch.20 Darüber hinaus hat  die bereits 
erwähnte Böckler-Studie gezeigt , dass deut lich m ehr Frauen als Männer ihre 
Arbeitszeit  reduzieren, häufiger freigestellt  oder im  kr isenbedingten Urlaub 
sind.21 Dieser Befund wird auch von einer Auswertung des WSI  gestützt :  
Dort  lässt  sich zeigen, dass Frauen zwar nicht  häufiger von Kurzarbeit  be-
t roffen sind als Männer, aber dafür öfter von der Arbeit  freigestellt  sind;  
darüber hinaus erhalten sie, wenn sie denn von Kurzarbeit  bet roffen sind, 
deut lich seltener als bet roffene Männer eine Aufstockung, sodass bei diesen 
Frauen unter Annahm e generell geringerer Gehälter die finanzielle Situat ion 
deut lich schwier iger sein m üsste als bei bet roffenen Männern.22 Die Auto-
r innen verm uten, dass dies auch negat ive Auswirkungen auf die zukünft i-
gen Erwerbsverläufe der bet roffenen Frauen haben wird, da es auch nach 

                                                            
16  Hans-Böckler-St iftung (2020) :  Corona-Krise:  14 Prozent  in Kurzarbeit  – 40 Prozent  

können finanziell m axim al drei Monate durchhalten – Pandem ie vergrößert  Ungleich-
heiten, Pressedienst  vom  21.04.2020, S. 2, abrufbar unter:  ht tps: / / www.boeckler.de/  
pdf/ pm_hbs_2020_04_21.pdf. 

17  Ebd. 
18  BMAS (2020) :  Weitere Hilfen für Arbeitnehm er, Pressem it teilung vom  14.05.2020, ab-

rufbar unter:  ht tps: / / www.bm as.de/ DE/ Presse/ Pressem it teilungen/ 2020/ sozialschutz 
paket - ii-weitere-hilfen- fuer-arbeitnehmer.htm l. 

19  Hans-Böckler-St iftung (2020) , s. o. Fn. 16, S. 3. 
20  Ham m erschm id/ Schm ieder/ Wrohlich (2020) :  Frauen in Corona-Krise stärker am  Ar-

beitsm arkt  bet roffen als Männer, DI W aktuell Nr. 42, S. 6 f.,  abrufbar unter:  
ht tps: / / www.diw.de/ docum ents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.789749.de/ diw_aktuell_ 
42.pdf. 

21  Ebd. 
22  Kohlrausch/ Zucco (2020) :  Die Corona-Krise t r ifft  Frauen doppelt , Weniger Erwerbs-

einkom m en und m ehr Sorgearbeit , WSI  Policy Brief Nr. 40, S. 3, abrufbar unter:  
ht tps: / / www.boeckler.de/ pdf/ p_wsi_pb_40_2020.pdf. 
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der Krise als Folge der zu erwartenden ökonom ischen Umstände schwierig 
sein könnte, die reduzierte Arbeitszeit  wieder aufzustocken.23 Durch die be-
reits angeführte besondere Bet roffenheit  von Wirtschaftsbereichen, in de-
nen m ehr Frauen beschäft igt  sind als im  Bevölkerungsdurchschnit t ,  könnte 
sich m öglicherweise zukünft ig der Anteil an Frauen in Kurzarbeit  und Ar-
beitslosigkeit  erhöhen, m it  der Folge, dass die Corona-Krise Geschlechter-
ungleichheit  auf dem  Arbeitsm arkt  generell verstärken könnte.24 Darauf 
weist  auch eine Studie des DI W hin.25 Dieselbe Studie betont  auch, dass es 
Erwerbstät ige gibt , die nicht  durch das I nst rum ent  Kurzarbeit  erreicht  wer-
den, beispielsweise geringfügig Beschäft igte, bei denen der Frauenanteil 
überproport ional hoch ist  (61 % ) .26 Die Autor innen verweisen dabei auf eine 
Pressem it teilung (m it t lerweile als Quartalsbericht  verfügbar)  der Minijob-
Zent rale, nach der der Beschäft igungsrückgang bei Frauen in Minijobs m it  
-4 %  deut lich höher war als bei den jeweiligen Männern ( -2,3 % ) .27 
 
Neben den geschlechtsspezifisch unterschiedlichen ökonom ischen Folgen 
stellt  sich auch die Frage nach der Aufgabenteilung hinsicht lich Erwerbs-  
und Bet reuungsarbeit  in den Fam ilien. Im  Zuge der Corona-Rest r ikt ionen 
wurden in Deutschland zeitweilig Bet reuungseinr ichtungen für Kinder wie 
Kitas und Schulen geschlossen, um  eine weitere exponent ielle Verbreitung 
des Virus zu verhindern. Dem entsprechend erwuchs für die Eltern die Not -
wendigkeit , die Kinder selbst  zu Hause zu bet reuen und ggf. auch zu be-
schulen. Als Folge em pfinden Erwerbstät ige m it  Kindern ihre Situat ion als 
belastender gegenüber Erwerbstät igen ohne Kinder, eben da sie m itunter 
neben der schwierigen Erwerbssituat ion auch noch ihre Kinder bet reuen  
oder beschulen m üssen.28 Dabei wird deut lich, dass der überwiegende Teil 
der Bet reuungs-  und Sorgearbeit  von den Frauen in der Fam ilie übernom -
m en wird. Dies belegen sowohl die Analysen der WSI -Studie als auch bei-
spielsweise des WZB.29 I n der WSI -Studie geben 54 %  der befragten 
Frauen, aber nur 12 %  der befragten Männer an, den überwiegenden Anteil 
der Bet reuungsarbeit  zu übernehm en, was – da die Bet reuungsarbeit  schon 
vor der Kr ise größtenteils von Frauen übernom m en wurde – von den Auto-

                                                            
23  Ebd., S. 8. 
24  Möhring et  al.  (2020) , s. o. Fn. 2, S. 6. 
25  Ham m erschm idt / Schm ieder/ Wrohlich (2020) , s. o. Fn. 20, S. 3. 
26  Ebd., S. 5. 
27  Minijob-Zent rale (2020) :  1. Quartalsbericht  2020, S. 12, abrufbar unter:  

ht tps: / / www.m inijob-zent rale.de/ DE/ 02_fuer_journalisten/ 02_berichte_t rendreporte/  
quartalsberichte/ 1_2020.pdf?__blob= publicat ionFile&v= 3. 

28  Kohlrausch/ Zucco (2020) , s. o. Fn. 20, S. 5. 
29  Bünning/ Hipp/ Munnes (2020) , s. o. Fn. 3, S. 4;  Kohlrausch/ Zucco (2020) , s. o. Fn. 

22, S. 5.  
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r innen als Fortsetzung bestehender konservat iver Muster geschlechtsspezi-
fischer Arbeitsteilung interpret iert  wird.30 Dies korrespondiert  m it  der be-
nannten WZB-Befragung, die nachweist , dass die Arbeitszufr iedenheit  nicht  
nur bei erwerbstät igen Eltern insgesam t , sondern insbesondere von er-
werbstät igen Müt tern gegenüber den erwerbstät igen Vätern abgenom m en 
hat , was von den Autor innen und Autoren auf den höheren Anteil der Müt ter 
an der Kinderbet reuung zurückgeführt  wird.31 Kohlrausch und Zucco weisen 
aber auch darauf hin, dass sich der Anteil der Väter, die den überwiegenden 
Anteil der Bet reuungsarbeit  übernehmen, von sechs auf 12 %  erhöht  hat , 
was aus ihrer Sicht  durchaus auch posit ive Erwartungen auf die zukünft ige 
Aufteilung von Erwerbs-  und Sorgearbeit  zwischen den Geschlechtern zu-
lässt .32 Zum indest  teilweise quer zu der These einer Verstet igung t radit io-
neller Geschlechterrollen liegen allerdings die Befunde der repräsentat iven 
Studie von Bujard et  al. ,  die keine Ret radit ionalisierung der geschlechter-
spezifischen Arbeitsteilung nachweisen können, im  Gegenteil:  Diesen Be-
funden zufolge st ieg der Anteil der Väter an der Fam ilienarbeit  in der Pan-
dem ie auf 41,5 % , sodass konstat iert  wird, dass „die Geschlechterunter-
schiede bei der Zeitverwendung für Haus-  und Fam ilienarbeit  geringer ge-
worden sind“ .33 An dieser Stelle ist  das Ergebnis des sozialwissenschaft li-
chen Diskurses m öglicherweise noch offen. 
 
Eine weitere I m plikat ion lässt  sich beobachten, wenn als Folge der Kontakt -
beschränkungen, der Notwendigkeit  von Heim beschulung der Kinder, aber 
auch der Zunahm e von Heim arbeit ,  Kurzarbeit  oder Arbeitslosigkeit  die be-
t reffenden Personen durch den häufigeren Aufenthalt  zu Hause m it  m ög-
licherweise konfliktären Fam ilienkonstellat ionen konfront iert  werden. So 
haben Ebert  und Steinert  im  Rahm en einer repräsentat iven Studie nachwei-
sen können, dass während der Rest r ikt ionen (vor den Lockerungen)  3,1 %  
der befragten Frauen angaben, körperliche Gewalt  von ihrem  Partner erfah-
ren zu haben, 3,6 %  berichten von erzwungenem  Geschlechtsverkehr;  dar-
über hinaus kam  es in 6,5 %  der jeweiligen Haushalte zu Gewalt  gegen ein 
Kind.34 

                                                            
30  Kohlrausch/ Zucco (2020) , ebd., S. 5. 
31  Bünning/ Hipp/ Munnes (2020) , s. o. Fn. 3, S. 24. 
32  Kohlrausch/ Zucco (2020) , s. o. Fn. 22, S. 6. 
33  Bujard et  al.  (2020) :  Eltern während der Coronakrise – Zur I mprovisat ion gezwungen, 

Bundesinst itut  für Bevölkerungsforschung, S. 8, abrufbar unter:  ht tps: / / www.bib. 
bund.de/ Publikat ion/ 2020/ pdf/ Eltern-waehrend-der-Corona-Krise.pdf?__blob= publi 
cat ionFile&v= 7. 

34  Ebert / Steinert  (2020) :  Gewalt  an Frauen und Kindern in Deutschland während  
COVI D-19-bedingten Ausgangsbeschränkungen:  Zusammenfassung der Ergebnisse,  
S. 1, abrufbar unter:  ht tps: / / www.krim inalpraevent ion.de/ files/ DFK/ Praevent ion% 20 
haeuslicher% 20Gewalt / 2020_Studienergebnisse% 20Covid% 2019% 20HGEW.pdf. Die 
Autorinnen weisen an derselben Stelle darauf hin, dass unter best immten Vorausset -
zungen, etwa dem  Vorliegen finanzieller Sorgen, die Zahlen deut lich höher ausfallen 
können. 



128 

Wie bereits oben erwähnt , wurden zur Eindäm m ung der Pandem ie u.a. 
Schulen und weitere Bet reuungseinr ichtungen geschlossen, sodass die not -
wendige Beschulung von zu Hause aus erfolgen m usste, bei teils sehr un-
terschiedlicher Unterstützung durch die jeweiligen Schulen. Eine aktuelle 
Studie von Huebener  und Schm itz konnte zeigen, inwieweit  Hom elearning 
insbesondere leistungsschwächere Schüler innen und Schüler benachteiligt . 
So haben leistungsschwächere Schüler eine signifikant  geringere Mot ivat ion 
und m üssen in der heim ischen Um gebung unter ungünst igeren Bedingun-
gen lernen (z.B. hinsicht lich geringerer Unterstützung bei den Hausaufga-
ben oder der Räum lichkeiten und Ausstat tung) , wobei beide Faktoren m aß-
geblichen Einfluss auf den Lernerfolg der Schüler innen und Schüler haben 
dürften.35 Huebener  und Schm itz gehen davon aus, dass die heim ische Be-
schulung nicht  so effekt iv sein wird wie der klassische Schulunterr icht , wo-
bei vor allem  leistungsschwächere Schüler innen und Schüler hierunter lei-
den werden, was zu großen Herausforderungen führen könnte, wenn es in 
Zukunft  nach der Krise darum  geht , Defizite bei dieser Gruppe wieder auf-
zuholen.36 Vor diesem  Hintergrund wird tendenziell eine Verschärfung der 
Bildungsungleichheit  durch die Benachteiligung von Kindern aus bildungs-
fernen Fam ilien erwartet . Vor dem  epidem iologisch begründeten Hinter-
grund, dass Kinder sich seltener infizieren bzw. seltener krank werden und 
daher auch die I nfekt ion seltener weitergeben, wird daher teilweise gefor-
dert , die Schulen und Bet reuungseinr ichtungen – entsprechend epidem io-
logisch bet reut  – baldm öglichst  wieder zu öffnen.37  
 

   

                                                            
35  Huebener/ Schm itz (2020) :  Corona-Schulschließungen:  Verlieren leistungsschwächere 

SchülerI nnen den Anschluss?, DIW aktuell Nr. 30, S. 2 ff. , abrufbar unter:  
ht tps: / / www.diw.de/ docum ents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.758242.de/ diw_aktuell_ 
30.pdf. 

36  Ebd., S. 5. 
37  Schrappe et  al.  (2020) :  Die Pandem ie durch SARS-CoV-2/ Covid-19 Datenbasis ver-

bessern, Prävent ion gezielt  weiterentwickeln, Bürgerrechte wahren, Thesenpapier 2.0, 
S. 9, 39, 57, abrufbar unter:  ht tps: / / www.socium.uni-bremen.de/ uploads/ News/  
2020/ Corona_Thesenpapier_2.0.1.pdf. 
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I I I .   Fazit  

 

I n soziologischer Hinsicht  besteht  Einigkeit  darüber, dass sowohl das I nfek-
t ionsgeschehen als auch die Folgen der Rest r ikt ionen die soziale Ungleich-
heit  in Deutschland erheblich verschärfen werden. So sind die Menschen in 
Deutschland „vor dem  Virus“  nicht  alle gleich;  vielm ehr lassen sich erhebli-
che Selekt iv itäten beobachten oder annehm en, die eng m it  sozialer Un-
gleichheit  verknüpft  sind. I nsgesam t  lässt  sich verm uten, dass best im m te 
Haushalte oder Personen besser durch die Krise kom m en werden als andere 
– näm lich die Haushalte oder Personen, die ohnehin schon pr iv ilegiert  sind 
gegenüber denjenigen, die insbesondere hinsicht lich Bildung, Einkom m en 
und Erwerbsbeteiligung eher als unterprivilegiert  bezeichnet  werden könn-
ten.  
 
Diese Entwicklung dürfte durch die ökonom ischen Folgen der Rest r ikt ionen 
noch verschärft  werden. Denn die Bewertung der ökonom ischen I m plikat io-
nen von Pandem ie und Lockdown führt  grundsätzlich zu eher pessim ist i-
schen Szenarien. So konnte das DIW auf der Basis eines m edienbasierten 
Epidem ieindex in Kom binat ion m it  einem  weiterführenden Schätzm odell zur 
Sim ulat ion eines „epidem ischen Schocks“  zeigen, dass Epidem ien grund-
sätzlich nachhalt ige wirtschaft liche Einbußen zur Folge haben.38 I n einer ak-
tuellen Befragung des ifo I nst ituts unter 1.000 Ökonom innen und Ökono-
m en aus 110 Ländern erwarten prakt isch alle beteiligten Personen negat ive 
Auswirkungen der Pandem ie weltweit  und form ulieren entsprechende Re-
zessionsszenarien für fast  alle Länder. Dabei besteht  der Konsens, dass sin-
kende I nvest it ionen, steigende Haushaltsdefizite und nachlassender Kon-
sum  ( in dieser Reihenfolge)  die Hauptursachen darstellen, gefolgt  von Qua-
rantänem aßnahm en, Produkt ions-  und Geschäftsst illlegungen sowie unter-
brochenen Lieferket ten.39 Mit  diesem  Befund korrespondierend berichtet  
das DIW Berlin bezogen auf die deutsche Wirtschaft  in einer Pressem it tei-
lung vom  29. April 2020 von einem  Einbruch des DIW-Konjunkturbarom e-
ters40 auf einen histor ischen Tiefststand:  Es wird ein Rezessionsszenario 
beschrieben, das von einem  Rückgang der Wirtschaftsleistung im  Gesam t-
jahr um  m ehr als 6 %  ausgeht .41 Auch der ifo Geschäftsklim aindex, der 

                                                            
38  Kholodilin/ Rieth (2020) :  Medienbasierter I ndex zeigt :  Epidem ien bringen in der Regel 

dauerhafte wirtschaft liche Einbußen m it  sich, DI W aktuell Nr. 39, S. 1 ff. ,  abrufbar 
unter:  ht tps: / / www.diw.de/ docum ents/ publikat ionen/ 73/ diw_01.c.759461.de/ diw_ 
aktuell_32.pdf. 

39  Boum ans/ Link/ Sauer  (2020) :  COVI D 19:  Die Weltwirtschaft  auf der I ntensivstat ion, 
Erkenntnisse aus einer weltweiten Expertenumfrage, ifo Schnelldienst  vorab Nr. 5, 
S. 1 ff. , abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ DocDL/ sd-2020-05-boumans- link-sauer-
expertenumfrage-corona.pdf. 

40  Es zeigt  die Wachstumsrate des realen Brut toinlandsprodukts und stellt  dam it  die ge-
sam twirtschaft liche Entwicklung dar. 

41  Kollm ann (2020) :  DI W Konjunkturbarometer April:  Corona-Krise reißt  t iefe Wunden, 
DI W Pressem it teilung vom 29.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.diw.de/ de/  
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Meldungen von 9.000 Unternehm en hinsicht lich der Beurteilung der gegen-
wärt igen Lage und Zukunftserwartungen berücksicht igt , fiel auf den bislang 
niedrigsten Wert  überhaupt , und zwar in allen berücksicht igten Unterneh-
m en des Verarbeitenden Gewerbes, des Dienst leistungssektors, des Han-
dels und des Bauhauptgewerbes.42 Dabei sind laut  einer Kurzexpert ise von 
Prognos die verschiedenen Branchen unterschiedlich bet roffen.43 Die Auto-
ren dieser Expert ise leiten vor diesem Hintergrund die Notwendigkeit  regio-
nal differenzierter Maßnahm en ab.  
 
Diesen Szenarien gegenüber stehen die Maßnahm en des Staates, also bei-
spielsweise der von der Bundesregierung und den Ländern beschlossene 
„Schutzschild für Beschäft igte und Unternehm en“  m it  Liquiditätshilfen, Zu-
schüssen und erweitertem  Kurzarbeitergeld, die von der Wirtschaft  posit iv 
aufgenom m en wurden und denen auch eine posit ive Wirkung unterstellt  
wird.44 Dennoch wurde und wird von vielen Vert reter innen und Vert retern 
der Wirtschaft  ein schnelles Ende der Rest r ikt ionen gefordert , wie beispiels-
weise vom  Mit telstandsverband in einem  „Brandbrief“  unter Bezugnahm e 
auf eine Um frage, an der sich m ehr als 2.500 Mitgliedsunternehm en betei-
ligt  haben und in der sich 78,8 %  für eine Beendigung des Lockdowns spä-
testens Ende Mai bzw. ein Drit tel (34,3 % )  für einen sofort igen Exit  aus-
sprachen.45 Als ursächlich für die Bedrohung des Mit telstandes wird dabei 
die geringe Eigenkapitalausstat tung m ancher KMU angesehen – nach einer 
Pressem it teilung des I fM Bonn bet r ifft  dies ein Viertel aller Unternehmen 
m it  einem  Jahresum satz von 17.500 bis einer Million Euro und dem  dam it  
einhergehenden hohen Risiko einer Liquidat ion – sowie Wirtschaftszweige 
ohne die Möglichkeit  der Digitalisierung von Dienst leistung und Verm ark-
tungswegen.46 

                                                            
diw_01.c.786126.de/ diw_konjunkturbarometer_april__corona-krise_reisst_t iefe_ 
wunden.htm l. 

42  Fuest  (2020) :  ifo Geschäftsklima stürzt  auf histor isches Tief, ifo Geschäftsklima 
Deutschland, 24.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ sites/ default / files/  
secure/ um fragen-gsk/ ku-202004/ ku-2020-04-pm-geschaeftsklim a-DT.pdf. 

43  Ehrent raut / Koch/ Wankm üller  (2020) :  Auswirkungen des Lockdown auf die regionale 
Wirtschaft , Kurzexpert ise, Prognos, S. 4, abrufbar unter:  ht tps: / / www.prognos.com /  
fileadm in/ pdf/ publikat ionsdatenbank/ 20200409_Kurzexpert ise_RegionaleBet roffen 
heit_Corona.pdf. 

44  Z.B. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (Hrsg.) , Wirtschaft  unter Schock – Finanz-
polit ik hält  dagegen, 08.04.2020, abrufbar unter:  ht tp: / / www.ifw-kiel.de/ fileadm in/  
Dateiverwaltung/ I fW-Publicat ions/ - ifw/ Gem einschaftsdiagnose/ Langfassungen/ gd_ 
2020_1.pdf. 

45  Leonhardt / Ohoven/ Pot t  (2020) :  Bevor es zu spät  ist ! , Was der Mit telstand jetzt   
fordert , abrufbar unter:  ht tps: / / www.bvm w.de/ fileadm in/ 01-Presse_und_News/  
Pressem it teilungen/ Dateien/ Mit telstand-Offener-Brief-Bevor-es-zu-spaet - ist -01-05-
2020.pdf. 

46  I fM (2020) :  Pressem it teilung, entscheidend für den Mit telstand ist  die Dauer der  
wirtschaft lichen Einschränkungen, I nst itut  für Mit telstandsforschung, 25.03.2020,  
abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifm -bonn.org/ fileadm in/ data/ redakt ion/ ueber_uns/  
pressem it teilungen/ PM_Coronakrise_Einschaetzung- I fM-Bonn-25-03-2020.pdf. 



131 

Hinsicht lich der sozialen und ökonom ischen Folgen der Pandem ie sowie der 
jeweiligen Maßnahm en zu ihrer Eindäm m ung lassen sich zwei Posit ionen 
verorten:  Die erste ist  v irologisch bzw. (sozial- )epidem iologisch begründet  
und betont  die Risiken einer vorzeit igen Lockerung der Rest r ikt ionen, die 
andere verweist  auf die (auch sozialen)  Kosten und die ökonom ischen Risi-
ken, die m it  den Rest r ikt ionen verbunden sind – und beide Posit ionen kön-
nen aus der jeweiligen Sicht  und angesichts der Befunde als legit im  be-
zeichnet  werden.47 Dieser Sachverhalt  erscheint  als Dilem m a, m uss aber 
nicht  zwangsläufig nach nur einer Seite hin aufgelöst  werden. So wird auch 
von Seiten der Wirtschaft  Verständnis für die epidem iologisch bzw. virolo-
gisch begründete Posit ion form uliert  und vorgeschlagen, beide Seiten in ei-
nem  m öglichen Exit -Szenario zu integrieren. So schlägt  eine Arbeitsgruppe 
des ifo eine flexible und stufenweise St rategie vor, die zwischen Wirtschafts-
sektoren m it  unterschiedlicher Ansteckungsgefahr, verschiedenen Risiko-
gruppen sowie Regionen m it  unterschiedlichen Ansteckungsraten differen-
ziert , flankiert  von sehr zielgenauen Maßnahm en der Polit ik.48 Ansonsten 
m uss in prognost ischer Hinsicht  festgehalten werden, dass prakt isch alle 
Wirtschaftsforschungsinst itute von einer schwerwiegenden Rezession als 
Folge der Pandem ie ausgehen. Hinsicht lich des quant itat iven Ausm aßes be-
steht  natür lich angesichts der bestehenden Unsicherheiten – wie lange dau-
ern die Rest r ikt ionen an bzw. werden sie verschärft  oder gelockert , gibt  es 
weitere Wellen, wann gibt  es einen Im pfstoff oder wirksam e Medikam ente? 
– gegenüber konkreten Prognosen Zurückhaltung, auch wenn der Rückgang 
der Wirtschaftsleistung teilweise auf der Basis von Sim ulat ionsm odellen – 
unter Form ulierung entsprechender Vorbehalte – quant ifiziert  wird. 
 
Vor diesem  Hintergrund könnten die ökonom ischen Entwicklungen die Ge-
fahr einer Vert iefung sozialer Ungleichheiten in Deutschland weiter ver-
schärfen, wenn näm lich gilt ,  dass pr ivilegierte Haushalte oder Personen 
besser durch die Krise kom m en als andere. 
  

                                                            
47  Nassehi (2020) :  Arm in Nassehi über Corona:  „ I ch wundere m ich, m it  welcher Sicher-

heit  m anche einen Epochenwechsel ausrufen. Die Rout inen werden sehr schnell wie-
derkom m en“ , NZZ vom  28.04.2020, abrufbar unter:  ht tps: / / www.nzz.ch/ internat io 
nal/ nassehi-ueber-corona- rout inen-werden-schnell-wiederkommen- ld.1553700. 

48  Fuest  (2020) :  ifo Standpunkt  216:  Wie funkt ioniert  der Exit  aus dem Shutdown?,  
abrufbar unter:  ht tps: / / www.ifo.de/ DocDL/ Standpunkte_2020_216_webversion.pdf 
(auch erschienen als:  Lockerung nach klaren Kriter ien, Handelsblat t  vom 09.04.2020, 
S. 47) . 
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EL Ergänzungslieferung 
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EMRK Europäische Menschenrechtskonvent ion vom  04.11.1950;  
zuletzt  geändert  durch Protokoll Nr. 14 vom  13.05.2004 
m it  Wirkung vom  01.06.2010 

etc. et  cetera 

EU Europäische Union 

EuGH Europäischer Gerichtshof 

e.V. einget ragener Verein 

f./ ff.  folgende/ fort folgende 

FAZ Frankfurter Allgem eine Zeitung 

FDP Freie Dem okrat ische Partei 

F&L Forschung und Lehre (Zeitschrift )  

Fn. Fußnote 

g Gram m  

GdB Grad der Behinderung 

GfK Gesellschaft  für Konsum forschung 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im  
Bundesgesetzblat t  Teil I I I ,  Gliederungsnum m er 100-1, 
veröffent lichten bereinigten Fassung, zuletzt  geändert  
durch Art . 1 des Gesetzes vom  15.11.2019, BGBl. I  
S. 1546 

ggf. gegebenenfalls 

Gm bH Gesellschaft  m it  beschränkter Haftung 

h.c. honoris causa 

Hinw. Hinweis 

HIV Hum an im m unodeficiency virus (auf Deutsch:  Menschli-
ches I m m unschwäche-Virus)  

h.M. herrschende Meinung 

Hrsg. Herausgeber 

IAB I nst itut  für Arbeitsm arkt -  und Berufsforschung der Bun-
desagentur für Arbeit  

i.e.S. im  engeren Sinn 

I fM I nst itut  für Mit telstandsforschung 

I fSG Infekt ionsschutzgesetz vom  20.07.2000, BGBl. I  S. 1045;  
zuletzt  geändert  durch Art . 5 des Gesetzes vom  
19.06.2020, BGBl. I  S. 1385 
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I fW I nst itut  für Weltwirtschaft  

inkl. inklusive 

insbes. insbesondere 

i.S.d. im  Sinne der 

i.S.v. im  Sinne von 

i.V.m . in Verbindung m it  

IW Inst itut  der deutschen Wirtschaft  Köln e.V. 

I WH Leibniz- I nst itut  für Wirtschaftsforschung Halle 

jew. jeweils 

JuWiss Junge Wissenschaft  im  Öffent lichen Recht  e.V. 

KfW Kreditanstalt  für Wiederaufbau 

KMK Kultusm inisterkonferenz 

KMU Kleinst - , kleine und m it t lere Unternehm en 

LG  Landgericht  

LPolG Landespolizeigesetz  

LR Lausitzer Rundschau (Zeitung)  

lt .  laut  

LTO Legal Tr ibune Online 

m  m it / Meter 

MDR Mit teldeutscher Rundfunk 

MERS Middle East  Respiratory Syndrom e 

Mio. Millionen 

Mrd. Milliarden 

m .w.N. m it  weiteren Nachweisen 

Nachw. Nachweisen 

NDR Norddeutscher Rundfunk 

NJW Neue Jurist ische Wochenschrift  (Zeitschrift )   

NPP Nat ionaler Pandem ieplan 

Nr./ Nrn. Num m er/ n 

NRW Nordrhein-West falen 

NS Nat ionalsozialism us 

NVwZ Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht  
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NZA Neue Zeitschrift  für Arbeitsrecht  

NZZ Neue Zürcher Zeitung 

o. oben/ obiger 

o.Ä. oder Ähnliche(s)  

OK Online-Kom m entar 

OLG Oberlandesgericht  

OVG Oberverwaltungsgericht  

PpSG Pflegepersonal-Stärkungsgesetz vom  11.12.2018, BGBl. I  
S. 2394 

PSG Pflegestärkungsgesetz ( I  bis I I I )  

PUAG Untersuchungsausschussgesetz vom  19.06.2001, BGBl. I  
S. 1142;  zuletzt  geändert  durch Art . 4 Abs. 1 des Geset -
zes vom  05.05.2004, BGBl. I  S. 718 

R Reprodukt ionszahl 

rd. rund 

resp. respekt ive 

RKI  Robert -Koch- I nst itut  

Rn. Randnum m er(n)  

RP Rheinische Post  (Zeitung)  

Rz. Randziffer 

s. siehe 

S. Seite(n) / Satz 

SARS Severe Acute Respiratory Syndrom e 

SGB XI  Elftes Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung 
– Art . 1 des Gesetzes vom  26.05.1994, BGBl. I  S. 1014, 
1015, zuletzt  geändert  durch Art . 5 des Gesetzes vom  
19.05.2020, BGBl. I  S. 1018 

s.o. siehe oben 

sog. sogenannte(s/ n)  

SPD Sozialdem okrat ische Partei Deutschlands 

Std. Stunden 

StGB St rafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntm achung vom  
13.11.1998, BGBl. I  S. 3322;  zuletzt  geändert  durch 
Art . 5 des Gesetzes vom  10.07.2020, BGBl. I  S. 1648 
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Süddt . Zeitung  Süddeutsche Zeitung 

u.Ä. und Ähnliche(s)  

u.a. unter anderem / und andere 

überw. überwiegend 

U-Haft  Untersuchungshaft  

UK United Kingdom  

USA United States of Am erica 

u.v.m . und viele(s)  m ehr 

ver.di Vereinte Dienst leistungsgewerkschaft  

VerfGH Verfassungsgerichtshof 

VG Verwaltungsgericht  

VGH Verwaltungsgerichtshof 

vgl.  vergleiche 

WHO World Health Organziat ion 

WSI  Wirtschafts-  und Sozialwissenschaft liches I nst itut  der 
Hans-Böckler-St iftung 

WZB Wissenschaftszent rum  Berlin 

zahlr . zahlreiche(n)  

z.B. zum  Beispiel 

ZfRV Zent rum  für Rechts-  und Verwaltungswissenschaften der 
Brandenburgischen Technischen Universität  Cot tbus-
Senftenberg 

zit .  zit iert  

ZUR Zeitschrift  für Um welt recht  
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Die Missachtung rechtsstaatlicher Grundsätze ist schon seit Längerem in

Deutschland „salonfähig“. Verursacht ist dieses „Phänomen“ vor allem durch

die der Exekutive zuzurechnenden politischen Entscheider in Regierungs-

funktion, aber auch durch Bundes- und Landesverwaltungen bzw. deren

Behörden. In diesem Kontext ist die zunehmende „Rechtsverweigerung“

durch z.B. eine „überlange“ Verfahrensdauer bei den Gerichten angesiedelt,

welche unzureichende Personal- und Sachmittelausstattungen „beklagen“.

Hinzu kommen Probleme bei der Strafverfolgung, wonach beim Bürger der

Eindruck entstanden ist, der Rechtsstaat habe die „Kontrolle“ verloren. Die

beschriebenen „Gefährdungen“ des deutschen Rechtsstaats nehmen in der

„Corona-Krise“ erschreckende Dimensionen an. Die zerstörerische Kraft der

neuartigen Viruserkrankung, welche auch Deutschland nach wie vor fest

im Griff hat, entblößt schonungslos (weitere) Schwächen des deutschen

Rechts- und Wohlfahrtsstaats, gerade auch durch das nach wie vor „kranke“

Gesundheitswesen.

Wenn in dieser Situation in der Presse darüber „Jubel“ ausbricht, dass der

Rechtsstaat doch gezeigt habe, er sei „gesund“, weil die Gerichtsbarkeit

immerhin über 1.000 Verfahren im Zusammenhangmit Corona-Maßnahmen

zur Erledigung gebracht habe, ist dies lediglich eine „Schwächenverdrän-

gung in der Krise“. Ohne Zweifel gebührt der Gerichtsbarkeit hier „großes

Lob“. Durch besagte Gerichtsentscheidungen, welche letztlich auch nur

(verfassungs-)rechtliche Momentaufnahmen in einer infektionsdominierten

Zeit sein können, ist die Gefährdung des „Erfolgsmodells Rechtsstaat“ aber

noch nicht einmal ansatzweise beseitigt, dessen Erosionsprozess inzwischen

vielmehr „evident“ ist. Mit diesen Fragen, insbesondere auch im Hinblick auf

„Corona“, beschäftigt sich die vorliegende Abhandlung, wobei ebenfalls die

massiven ökonomischen und sozialen Folgen des Infektionsgeschehens nicht

„unbehandelt“ bleiben.
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